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Dieses Jahrbuch sollte dem für den 9. Mai 2020 vorgesehenen 

ordentlichen Landesparteitag der SPD Land Bremen vorgelegt 

werden. Doch dann kam die Corona-Pandemie dazwischen  

und machte es erforderlich, die Parteitage der Unterbezirke im 

Land Bremen zu verschieben und infolgedessen auch den 

Landesparteitag.

 

Der ordentliche Landesparteitag soll nun nach zweimaliger 

Verschiebung am 10. Oktober 2020 stattfinden.

 

Damit unser Jahrbuch aber nicht allzu sehr an Aktualität 

verliert, haben wir uns entschlossen, es nun am 15. Juni 2020 

zu veröffentlichen.

 

Das Jahrbuch erscheint ausschließlich digital. Ein Download  

ist verfügbar.

 

Wir wünschen uns sehr, dass dieses Jahrbuch viele interessierte 

Leserinnen und Leser findet.



INHALT

Gedenken  ...........................................................................................................................................................  Seite 07

Bericht zur Arbeit des Landesvorstandes  ...................................................................................................  Seite 09

Mitglieder des Landesvorstandes .................................................................................................................  Seite 35

Dokumentation zum Bürgerschaftswahlkampf 2019 .............................................................................  Seite 37

Organisationsbericht  .......................................................................................................................................  Seite 53

Finanzbericht  .....................................................................................................................................................  Seite 57

Bericht des Präsidenten des Senats  .............................................................................................................  Seite 67

Bericht der SPD-Bürgerschaftsfraktion  .......................................................................................................  Seite 75

Berichte der Arbeitsgemeinschaften und Foren  .......................................................................................  Seite 93

ANHANG

Wahlergebnisse  ...............................................................................................................................................  Seite 117

Statistiken zur Mitgliederentwicklung  ...................................................................................................... Seite 121

5



6



GEDENKEN 

Die Landesorganisation hat in den Jahren 2018 und 2019 149 Mitglieder durch Tod verloren. 

Stellvertretend für alle unsere verstorbenen Genossinnen und Genossen stehen:

Gudrun Winkelmann

Karl-Heinz Schönberger

Claus Grobecker

Marga Krause

Siegfried Breuer

Elli Windels

Hinrich Gravert

Ingrid Busboom

Ingeborg Schultze

Irmgard Gaertner-Fichtner

Christa Seehagen

Christian Weber

Hella Zamponi-Schulz

Henrik Marckhoff

Uwe Mögling

Manfred Boeck

Brigitte Grantz-Mannes

Walter Gerbracht

Michael Huesmann

Hildegard Schnakenberg

Moritz Thape

Wilfried Sulimma

Wir sind ihnen und allen unseren verstorbenen Genossinnen und Genossen für ihre treue  

Unterstützung unserer Partei zu großem Dank verpflichtet. Wir werden ihnen ein ehrendes  

Andenken bewahren.
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Anfang 2019 – wieder in der Union Brauerei – 

sprengte die Beteiligung an unserem Jahresauf-

takt alle Erwartungen: Der Andrang war so groß, 

dass wir kurzfristig neben dem eigentlichen Ver-

anstaltungssaal noch die große Gaststube mit-

nutzen und die Reden dorthin übertragen muss-

ten! Unser Spitzenkandidat zur Bürgerschaftswahl 

Carsten Sieling und Gastrednerin Malu Dreyer, 

Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und da-

malige stellvertretende Parteivorsitzende, stimm-

ten auf den anstehenden Bürgerschaftswahl-

kampf ein. Wie 2018, waren auch 2019 und 2020 

auf den Jahresauftaktveranstaltungen „Emanuel 

Jahreis und Freunde“ für die Musik zuständig. Ein 

sehr gelungener Auftakt des Wahlkampfjahres, 

der Optimismus ausstrahlte und unsere Kampf-

bereitschaft zeigte.

Der Jahresauftakt 2020 fand am 17. Januar statt: 

Und diesmal in einer auch buchstäblich neuen Lo-

cation – die neue Bundesparteivorsitzende Saskia 

Esken begeisterte mit ihrer starken Rede unsere 

Gäste in der ehemaligen Tabakfabrik Brinkmann in 

Woltmershausen im nigelnagelneuen „Heizwerk“. 

Ein Veranstaltungsort, der gut zur SPD passt: wo 

ansetzend an dem Guten und zu bewahrenden Al-

ten etwas mutig in die Zukunft entwickelt wird. 

Das große Interesse an den Jahresauftaktveran-

staltungen zeigt, dass sich dieses „Mitgliedertref-

fen“ zu einem identitätsstiftenden Anker innerhalb 

der Bremer SPD entwickelt hat und damit eine  

besondere Bedeutung für unser Parteileben inne-

hat, daran wollen wir auch in Zukunft festhalten.

Landesparteitage

Noch in der letzten Amtszeit des Landesvorstan-

des war eine Verringerung der Delegiertenzahl für 

die Landesparteitage beschlossen worden. Der 

zentrale Grund hierfür: Die Landespartei will mit 

ihren Parteitagen vor allem wieder in den Bürger-

häusern und damit direkt in den Stadtteilen tagen 

können. Dies beherzigte der Landesvorstand bei 

der großen Zahl an Parteitagen, die es in seiner 

Amtszeit gab:

 � Ordentlicher Landesparteitag, 21. April 2018, 

mit Vorstands- und Organisationswahlen 

Gustav-Heinemann-Bürgerhaus
 � Außerordentlicher Landesparteitag, 15. Sep-

tember 2018, Bürgerzentrum Neue Vahr
 � Ordentlicher Landesparteitag, 23. Februar 

2019, Gustav-Heinemann-Bürgerhaus
 � Außerordentlicher Landesparteitag, 6. Juli 

2019, Gustav-Heinemann-Bürgerhaus
 � Außerordentlicher Landesparteitag, 26. Okto-

ber 2019, Gesamtschule Ost (GSO)

Auf dem ordentlichen Landesparteitag am 21. Ap-

ril 2018 stand zunächst die Neuwahl des Landes-

vorstandes im Zentrum: Die Landesvorsitzende 

Sascha Karolin Aulepp wurde mit 88,7 Prozent in 

ihrem Amt bestätigt, die Bundestagsabgeordnete 

Inzwischen ist die Jahresauftaktveranstaltung der SPD-Landesorganisation zur Tradition und zum identitätsstiften-
den Ereignis geworden. Am 12. Januar 2018 in der Union Brauerei in Bremen-Walle war der damalige stellvertreten-
de Parteivorsitzende Ralf Stegner dabei, der unmittelbar aus Berlin kommend ganz aktuell aus den Sondierungsver-
handlungen von Unionsparteien und SPD zur Frage der Bildung einer neuen Großen Koalition berichtete.
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Sarah Ryglewski wurde erneut zur stellvertreten-

den Landesvorsitzenden und der Bremerhavener 

Uwe Parpart zum neuen stellvertretenden Lan-

desvorsitzenden gewählt, er folgte auf Elias  

Tsartilidis, der nicht erneut antrat. In ihren Äm-

tern der Landesschatzmeisterin und des Schrift-

führers wurden Gisela Schwellach und Karl Bronke 

bestätigt und sie komplettieren den geschäfts-

führenden Landesvorstand.

Aber auch inhaltlich positionierte sich der Landes-

parteitag klar, er diskutierte und beschloss einmü-

tig den vom Landesvorstand eingebrachten Leit-

antrag „JETZT GEMEINSAM ZUKUNFT MACHEN 

– FÜR BREMEN UND BREMERHAVEN“ und legte 

damit eine programmatische Basis für die Diskus-

sionen zum „Zukunftsprogramm 2019 – 2023“, 

dem Regierungsprogramm der SPD für die Bürger-

schaftswahl 2019. Auch für die Politik in Europa 

und auf Bundesebene stellte der Landesparteitag 

mit diesem Beschluss Anforderungen.

Auf dem außerordentlichen Parteitag am 15. Sep-

tember 2018 im Bürgerhaus Neue Vahr wurde 

Carsten Sieling mit 92,5 Prozent der abgegebenen 

Stimmen zum Spitzenkandidaten der kommen-

den Bürgerschaftswahl gekürt. Nach einem brei-

ten Erarbeitungs- und Beteiligungsprozess über 

das ganze Jahr 2018 beschloss der ordentliche Lan-

desparteitag am 23. Februar 2019 im Gustav-Hei-

nemann-Bürgerhaus unter dem Motto „JETZT GE-

MEINSAM ZUKUNFT MACHEN – FÜR BREMEN UND 

BREMERHAVEN.“ unser „Zukunftsprogramm 2019 

– 2023“, das Regierungsprogramm der SPD zur Bür-

gerschaftswahl 2019, mit klarer Mehrheit bei nur 

sechs Gegenstimmen und einer Enthaltung.

Nach intensiven und anstrengenden Sondierungs- 

und Koalitionsgesprächen nach dem für uns ent-

täuschenden Wahlausgang am 26. Mai 2019 

konnte der außerordentliche Parteitag am 7. Juli 

2019 wieder im Gustav-Heinemann-Bürgerhaus 

in Bremen-Vegesack über einen Koalitionsvertrag 

beraten, der klar und eindeutig sozialdemokrati-

sche Handschrift trägt. Dementsprechend wurde 

dieser Koalitionsvertrag ohne Gegenstimme und 

nur vier Enthaltungen beschlossen.

Außerdem nominierte der Parteitag auch die  

sozialdemokratischen Mitglieder des zukünftigen 

Senats: Allen voran Andreas Bovenschulte als  

Bürgermeister und Präsident des Senats der Frei-

en Hansestadt Bremen, ebenso wie als Senator 

für Kultur und Senator für die Glaubensgemein-

schaften. Claudia Bodegan wurde erneut als Se-

natorin für Kinder und Bildung, Ulrich Mäurer 

Mit 92,5 Prozent zum SPD-Spitzenkandidaten für die Bürgerschaftswahl 2019 gewählt: Carsten Sieling auf dem 
außerordentlichen Landesparteitag am 15. September 2018 im Bürgerzentrum Neue Vahr. Die Landesvorsitzende 
Sascha Karolin Aulepp freut sich mit ihm und überreicht den obligatorischen Blumenstrauß. 

F
O
T
O
:
 S
P
D
 L
A
N
D
 B
R
E
M
E
N

11



wieder als Senator für Inneres nominiert. Neu hin-

zu kam Claudia Schilling als Senatorin für Wissen-

schaft und Häfen sowie Senatorin für Justiz und 

Verfassung. Zudem wurde Olaf Joachim als Be-

vollmächtigter der Freien Hansestadt Bremen beim 

Bund nominiert.

Der dritte Landesparteitag im Jahr 2019 fand als 

außerordentlicher Landesparteitag am 26. Okto-

ber 2019 in der Gesamtschule Ost (GSO) in Bre-

men-Osterholz statt. Er war als „Arbeitsparteitag“ 

angelegt, um eine möglichst breite Beteiligung an 

den Diskussionen zur zukünftigen Gestaltung un-

serer politischen Arbeit zu ermöglichen. In Ar-

beitsgruppen, die für alle Mitglieder offenstan-

den, setzten sich die Delegierten und interessierte 

Genossinnen und Genossen u. a. mit den Themen 

Zielgruppenarbeit, Präsenz in den Stadtteilen, SPD 

in den Medien, SPD auf Bundesebene und Europa, 

Mobilisierung und Gewinnung von Neumitgliedern 

auseinander, auch um – wie von unserer Basis mit-

eingefordert – aus dem Ergebnis der Bürgerschafts-

wahl Schlüsse für die zukünftige inhaltliche und 

organisatorische Arbeit der Partei zu ziehen, und 

präsentierten ihre Ergebnisse schließlich im Ple-

num. 

In den Arbeitsgruppen wurde festgestellt, dass die 

schlechten Wahlergebnisse auf Bundesebene und 

bei der Bürgerschaftswahl keine vorübergehende 

Schwächephase sind, sondern strukturelle Ursa-

chen haben. Neben einer schlechten Darstellung 

des Regierungshandelns auf Bundesebene wurden 

eine mangelhafte Mobilisierungsfähigkeit und 

eine Profillosigkeit der SPD kritisiert und ein Ver-

trauensverlust festgestellt. Die Sichtbarkeit der 

SPD, ihre gesellschaftliche Verankerung und ihre 

Präsenz und Verankerung in den Stadtteilen seien 

stark verbesserungsfähig. Die politische Botschaft 

der SPD müsse insgesamt und auch in den neuen 

Medien stärker transportiert werden.

Die Ergebnispapiere der Arbeitsgruppen sind im 

Mitgliederbereich der Homepage der Landesorga-

nisation unter der Kachel „Landesparteitage“ zu 

finden. Außerdem fasst der Parteitag Beschlüsse 

zur Schärfung des inhaltlichen Profils, zur Fortfüh-

rung der Bildungs- und Diskussionsangebote für 

unsere Mitglieder und zur zeitnahen Bereitstellung 

von Informationen über die Regierungsarbeit, da-

mit wir nicht nur Gutes tun, sondern auch darüber 

reden können. Bei der Regierungsarbeit soll jeweils 

schon mitgedacht werden, welche Informationen 

unsere Mitglieder brauchen, um zu den Kernbot-

schaften sprachfähig zu sein.

Mit den Ergebnissen der Arbeitsgruppen befass-

ten sich unter dem Motto „Polarisierung – Profil 

– Präsenz“ am 22. Februar 2020 auch nochmals 

der Landesvorstand und der Vorstand der SPD-

Bürgerschaftsfraktion/Land Bremen in einer ge-

meinsamen Klausur. Zentrales Thema war dabei 

die Frage: Was müssen wir tun, um die Menschen 

in Bremen und Bremerhaven wieder von der SPD 

SPD-Gewerkschaftsrat/Land Bremen

Der Gewerkschaftsrat der SPD Land Bremen hat sich in den Jahren 2018-2020 unter Leitung der 

stellvertretenden SPD Landesvorsitzenden Sarah Ryglewski und der DGB-Vorsitzenden Annette 

Düring insgesamt viermal getroffen. An den Beratungen waren Vertreterinnen und Vertreter der 

Einzelgewerkschaften, die SPD-Bürgerschaftsfraktion und bis zur Bürgerschaftswahl 2019 das 

sozialdemokratisch geführte Arbeitsressort beteiligt. Neben aktuellen Themen wie dem Koaliti-

onsvertrag auf Bundesebene, den Berichten der Mindestlohn-Kommissionen in Bund und Land, 

der Ausbildungssituation im Land Bremen und der Umsetzung des Programms „Soziale Teilhabe 

am Arbeitsmarkt“ in Bremen, wurden grundsätzlichere Themen wie die Frage des kirchlichen 

Arbeitsrechts, die Transformation der Industrie vor dem Hintergrund von Digitalisierung und Kli-

mawandel, das Sozialstaatskonzept der SPD und die Frage, wie die Tarifbindung in Bremen ge-

stärkt werden kann, diskutiert. Zu letzterem Thema wurde auch Pressearbeit gemacht. Auch in 

die Beratungen zum Wahlprogramm für die Bürgerschaftswahl 2019 hat sich der Gewerkschafts-

rat eingebracht. U. a. im Rahmen einer Arbeitnehmer*innen-Landeskonferenz der AfA.
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zu überzeugen? Es wurden in dieser Sitzung mit ak-

tiver Beteiligung des Präsidenten des Senats ge-

meinsam Verfahren und Maßnahmen zur internen 

und öffentlichen Information und Kommunikation 

verabredet, die nun Leitlinien für die weitere ge-

meinsame Arbeit mit Blick auf die nächste Bürger-

schaftswahl im Jahr 2023 sind. Hierüber haben wir 

alle Mitglieder mit dem Newsletter der Landesor-

ganisation informiert. Auch diese Mitgliederinfor-

mation ist im Mitgliederbereich unserer Home-

page beim Landesparteitag vom 26. Oktober 2019 

zu finden.

Überhaupt sind alle politischen Beschlüsse der Lan-

desparteitage auf der Homepage der Landesorga-

nisation www.spd-land-bremen.de/beschluesse 

zu finden, wie auch die zentralen Beschlüsse des 

Landesvorstandes, die Beschlüsse der Landespar-

teitage zur Parteiorganisation sind im Mitglieder-

bereich der Homepage unter der Kachel „Landes-

parteitage“ zu finden.

Landesvorstandssitzungen

Nach seiner Konstituierung tagte der neu gewähl-

te Landesvorstand auf seiner Ein-Tages-Klausur 

am 29. April 2018 in Bremen, um die Grundlagen 

für die Arbeit der kommenden zwei Jahre zu le-

gen. Die Landesvorstandssitzungen fanden meist 

im bewährten monatlichen Rhythmus statt – in 

der Regel mit den ständigen Gästen des Landes-

vorstandes: Vorsitzende der Unterbezirke, Lan-

desvorsitzende der Arbeitsgemeinschaften und 

Foren, Vorsitzendem der Bürgerschaftsfraktion/

Land Bremen, Senatsvertreter*in etc.

Auch wenn die Erarbeitung des Zukunftspro-

gramms 2019 – 2023, unseres Regierungspro-

gramms zur Bürgerschaftswahl 2019, die Vorbe-

reitung und Durchführung des Wahlkampfes zu 

den Wahlen am 26. Mai 2019 und anschließend 

nach der Bürgerschaftswahl die Sondierungs- und 

Koalitionsverhandlungen neben der Beteiligung 

an den Diskussionen zur politischen Entwicklung 

auf der Bundesebene im Allgemeinen und der Zu-

kunft unserer Partei im Besonderen im Zentrum 

der Arbeit des Landesvorstandes standen, setzte 

der Landesvorstand weitere inhaltliche Akzente:

Die großen Wohnungskonzerne fallen immer wie-

der durch ihr rigoroses, rein renditeorientiertes 

Vorgehen und die Abwehr von berechtigten Inter-

essen der Mieterinnen und Mieter sowie durch 

Argwohn gegenüber Gemeinwohlinteressen auf. 

Unrühmliches Beispiel für einen unsozialen Um-

gang mit ihren Mietern und Mieterinnen ist in 

Bremen immer wieder der Wohnungskonzern  

Vonovia. Mit dem Beschluss „Für eine sozial ver-

antwortliche Wohnungs- und Mietenpolitik – 

Vonovia in die Pflicht nehmen!“ haben wir am  

21. September 2018 klar Position bezogen und 

auch das inhaltliche Fundament für eine Veran-

staltung, die wir zu diesem Thema dann am  

28. November 2018 durchgeführt haben, gelegt.

Weil gerechte Politik für uns bedeutet, dass wir 

nicht auf dem Rücken kommender Generationen 

leben, sondern in die Zukunft investieren wollen 

und dafür die Finanzierung öffentlicher Aufgaben 

solidarisch gestalten müssen, haben wir dies mit 

dem Beschluss „Investitionspakt 2040!“ vom 20. 

September 2019 als Antrag an den Bundespartei-

tag noch einmal deutlich gemacht.

Auch im Themenfeld „Antifaschismus und Demo-

kratie“ hat der Landesvorstand immer wieder ein-

deutig Position bezogen und dies auch mit Be-

schlüssen untermauert. So haben wir uns am 21. 

September 2018 im Fall der „Causa Maaßen“ klar 

gegen die Beförderung des ehemaligen Präsiden-

ten des Verfassungsschutzes gestellt und seine 

Aussagen scharf kritisiert. Auch auf die Aberken-

nung der Gemeinnützigkeit der Bundesvereinigung 

des VVN (Vereinigung der Verfolgten des Nazire-

gimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifa-

schisten) haben wir schnell reagiert. Neben der 

Verabschiedung einer Solidaritätserklärung for-

derte der Landesvorstand am 13. Dezember 2019 

Olaf Scholz als Bundesfinanzminister auf, klare Re-

geln zu erlassen, damit politische Haltung und de-

mokratisches Engagement gemeinnützig bleiben.

Und die Bildungspolitik war natürlich ein weiterer 

wichtiger Schwerpunkt unserer Arbeit: Nach ei-

nem mehrmonatigen von unserer Partei initiier-

ten überparteilichen Diskussionsprozess und mit 

tatkräftiger Unterstützung unserer Senatorin 

Claudia Bogedan und des Bildungspolitischen 

Sprechers unser Bürgerschaftsfraktion, Mustafa 

Güngör, ist es gelungen, den 2008 zwischen den 

Parteien SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU 

geschlossenen Bremer Schulkonsens – mit seiner 
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Zweigliedrigkeit in der Schulstruktur von Ober-

schulen neben einer begrenzten Zahl an Gymnasi-

en – fortzuentwickeln und im September 2018 

um weitere zehn Jahre bis ins Jahr 2028 zu verlän-

gern. Initiiert hat diese erneuten Verhandlungen 

über einen „Bremer Schulfrieden“ die Einladung 

der SPD an alle anderen demokratischen Parteien, 

die 2008 über den ersten Bremer Bildungskonsens 

verhandelt haben. Mit der Unterzeichnung durch 

die Partei „Die Linke“ konnte der erneuerte Bremer 

Schulkonsens auf eine noch breitere Basis gestellt 

werden, wie schon 2008 hat die FDP allerdings 

wieder einen kurzfristigen Rückzieher gemacht. 

Diskussions- und Dialogforen

Nicht nur zur Profilstärkung, sondern vor allem 

auch, um Überzeugungsarbeit zu leisten und 

Bündnispartner zur Durchsetzung unserer Positio-

nen zu finden, führten wir als Landespartei fol-

gende öffentliche Veranstaltungen durch:

„Armutsrisiko Kind? – Wege zu einer  
Kindergrundsicherung“ 

Weil immer mehr Kinder von Armut betroffen 

sind, weil dies nicht nur die Kinder und ihre Fami-

lien belastet, sondern auch zu Ausgrenzung führt, 

diskutierte ich am 1. Februar 2018 zur Notwendig-

keit einer eigenständigen Kindergrundsicherung, 

für die die SPD im Land Bremen eintritt, mit dem 

Präsidenten des Deutschen Kinderschutzbundes 

Heinz Hilgers, der Wissenschaftlerin Dr. Irene Be-

cker und Anne Knauf vom Kinder- und Familien-

zentrum Tenever und natürlich mit dem interes-

sierten Publikum verschiedene Modelle einer 

dauerhaften finanziellen und materiellen Absi-

cherung für Kinder. Erfreulich ist, dass der Bundes-

parteitag im Dezember 2019 die sozialdemokrati-

sche Kindergrundsicherung als zentralen 

Bestandteil unseres Sozialstaatskonzepts be-

schlossen hat!

Auch der Jahresauftakt 2019 fand in der Union Brauerei in Bremen-Walle statt: Gastrednerin zum Auftakt des 
Wahlkampfjahres war am 11. Januar 2019 Malu Dreyer, die Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und 
damalige stellvertretende Parteivorsitzende. Hier im Interview mit Radio Bremen.

F
O
T
O
:
 S
P
D
 L
A
N
D
 B
R
E
M
E
N

15



Der Arbeitskreis hat sich parallel zu den Koaliti-

onsverhandlungsgruppen getroffen und die Ver-

handlungen so begleitet. Das Ergebnis der Koaliti-

onsverhandlungen ist von den Mitgliedern des 

Arbeitskreises zustimmend zur Kenntnis genom-

men worden, weil die Verhandlungspartner sich 

in den Koalitionsrunden auf eine Linie verständigt 

haben, die in zentralen Punkten den Forderungen 

der SPD entspricht, wenngleich – was bei Koaliti-

onsverhandlungen auf der Hand liegt – nicht alle 

Vorstellungen der eigenen Partei durchgesetzt 

werden konnten.

Schließlich hat der Arbeitskreis sich in seiner letz-

ten Sitzung gemeinsam mit der ASJ und Vertre-

tern der Jusos intensiv mit einem Antrag der Jusos 

an den Landesparteitag zu Innenpolitik beschäf-

tigt, der vom Landesparteitag an den Arbeitskreis 

überwiesen worden war. Das Gesprächsergebnis 

ist dem Landesvorstand übermittelt worden. Der 

Bericht über die Sitzung des Arbeitskreises ist auf 

der Homepage der Bremer SPD im Mitgliederbe-

reich in der Dokumentation zu dem Antrag A 31 

unter der Kachel „Landesparteitage“ zugänglich.

Derzeit haben sich fast 50 Mitglieder der SPD-

Landesorganisation als Interessentinnen und In-

teressenten für diesen Arbeitskreis angemeldet, 

was das große Interesse der SPD-Mitglieder an 

den dort behandelten Themen dokumentiert. 

Wir freuen uns über jedes Mitglied, das noch 

mitmachen möchte. Alle Einladungen erfolgen 

per E-Mail. Weitere Interessenten sind herzlich 

willkommen und können sich im Parteibüro tele-

fonisch melden oder eine E-Mail an das Landes-

büro senden.

Wolfgang Grotheer

Leiter des LO-Arbeitskreises Inneres/Innere Si-

cherheit/Polizei, bis Dezember 2019 Mitglied des 

Landesvorstandes

Landesarbeitskreis Inneres/Innenpolitik/
Polizei

Der 2016 gegründete Landesarbeitskreis hat sich 

auch in den vergangenen zwei Jahren kontinuier-

lich mit Fragen aus dem Themenkomplex Inneres/

Innenpolitik/Polizei befasst. Der Arbeitskreis ist 

durch den Unterzeichner geleitet worden, wobei 

der damalige innenpolitische Sprecher der SPD-

Bürgerschaftsfraktion, Sükrü Senkal, und der jet-

zige innenpolitische Sprecher, Kevin Lenkeit, in die 

Arbeit mit einbezogen worden sind. Innensenator 

Ulrich Mäurer und die Staatsräte Thomas Ehmke 

und Olaf Bull haben die Sitzungen des Arbeitskrei-

ses begleitet und haben für fachlichen und politi-

schen Austausch zur Verfügung gestanden.

Sowohl für die politisch interessierte Öffentlich-

keit als auch für die parteiinterne Meinungsbil-

dung ist die Frage der rechtsstaatlichen Gewähr-

leistung der öffentlichen Sicherheit eine zentrale 

Frage. Die SPD-Innenpolitik und die handelnden 

SPD-Politiker haben in Bremen einen guten Ruf!

Der Arbeitskreis hat mehrfach getagt und sich zu-

nächst bei der Erarbeitung des Wahlprogramms 

für die Bürgerschaftswahl eingebracht zu den 

Stichworten: 

 � Bürgerservice (Personalbestand sichern, On-

line-Angebote ausbauen)
 � Ordnungsdienst (schrittweiser Ausbau, um 

eine verlässliche Präsenz auch in den Stadt-

teilen vor Ort gewährleisten zu können)
 � Polizei (Personalausstattung verbessern, Aus-

stattung verbessern – Fahrzeuge, IT, Schutz-

ausrüstung – Rahmenbedingungen für die 

Polizeiausbildung verbessern)
 � Verfassungsschutz (Verbesserung der Perso-

nalausstattung)
 � Prävention (Programme zur Vermeidung von 

Islamismus, politischem Extremismus und  

Jugendkriminalität)
 � Brandschutz (Brandschutzkonzept und Brand-

schutzbedarfsplan umsetzen, Unterstützung 

der Freiwilligen Feuerwehren, Mittel für Er-

satzbeschaffungen von Fahrzeugen, Erhöhung 

der baulichen Sicherheit)
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„Für eine sozial-verantwortliche Woh-
nungs- und Mietenpolitik – Vonovia in 
die Pflicht nehmen!“

Während die Einwohner*innen größerer Städte 

zunehmend unter angespannten Wohnungs-

märkten leiden, profitieren Konzerne wie Vonovia 

oder Deutsche Wohnen. Mit dem Wirtschaftswis-

senschaftler Heinz-Josef Bontrup, der Lüssumer 

Quartiersmanagerin Heike Binne und Kornelia 

Ahlring vom Mieterverein Bremen habe ich am 

28. November 2018 im KWADRAT darüber disku-

tiert, wie man dem ein Ende bereiten kann und 

wie man bezahlbaren Wohnraum garantieren 

kann. Dabei wurden sowohl die zweifelhaften Ge-

schäftspraktiken der Vonovia auf Kosten der Mie-

ter und Mieterinnen in aller Klarheit kritisiert als 

auch die Notwendigkeit kommunaler und staatli-

cher Verantwortung für den Wohnungsbau und 

die positive Rolle von Gewoba, Stäwog & Co her-

vorgehoben.

„Freifahrtflat – mit dem ÖPNV umsonst 
von der KiTa bis ins Kino“

Ein kostenloser ÖPNV ist nicht nur aus umweltpo-

litischer Sicht eine gute Sache, sondern auch aus 

sozialpolitischer, denn viele Kinder und Jugendli-

che in Bremen sind bis jetzt noch nie aus ihrem 

Stadtteil herausgekommen. Bus und Bahn im 

ganzen Stadtgebiet fahren zu können bedeutet 

eine inklusivere Stadt, die allen offensteht. Die 

Hansestadt Rostock hat es als eine der ersten 

Städte in Deutschland geschafft, die öffentlichen 

Verkehrsmittel für Kinder und Jugendliche kos-

tenlos zu machen. Wie das auch im Land Bremen 

umsetzbar sein könnte, habe ich am 6. Februar 

2019 im Martins-Club in der Bremer Neustadt 

mit Chris Müller, dem Rostocker Finanzsenator 

und SPD-Bürgermeisterkandidaten, und Hajo 

Müller, Vorstandssprecher der BSAG, diskutiert. 

Die Forderung nach kostenlosem ÖPNV für Kin-

der und Jugendliche haben wir in unser Zukunfts-

programm zur Bürgerschaftswahl 2019 aufge-

nommen, im Koalitionsvertrag konnten wir das 

Vorhaben, in dieser Legislaturperiode das „Stadt-

ticket“ für berechtigte Kinder kostenfrei zu ma-

chen, ebenso durchsetzen wie die Einführung ei-

ner Preisabsenkung für die Monatstickets für 

Schüler*innen, Azubis und Freiwilligendienstleis-

tende auf 25 €.

Engagement in Gesellschaft und Partei

Die Mitglieder des Landesvorstandes sind wie die 

große Mehrzahl unserer Genossinnen und Genos-

sen in vielfältigen Netzwerken, Vereinen und Initi-

ativen aktiv. Sie vertreten unsere Positionen, Ziele 

und Werte bei vielen Diskussionsrunden, Fachge-

sprächen und im Alltag am Arbeitsplatz oder auch 

bei Freizeitaktivitäten. Selbstverständlich sind wir 

auch bei den Aktivitäten unserer Partei in den 

Ortsvereinen, Arbeitsgemeinschaften und Foren 

sowie Arbeitskreisen dabei.

Als Bremer und Bremerhavener SPD stehen wir 

Seit´ an Seit´ mit den Gewerkschaften, dafür tau-

schen wir uns regelmäßig im SPD-Gewerk-

schaftsrat/Land Bremen mit ihnen aus (siehe 

Kasten). Selbstverständlich beteiligen wir Mit-

glieder des Landesvorstandes uns gemeinsam 

mit den Kolleginnen und Kollegen ebenso wie 

viele Genossinnen und Genossen der SPD im 

Land Bremen und umzu an den Demonstratio-

nen und Kundgebungen zum 1. Mai: 2018 unter 

dem Motto „Vielfalt, Solidarität, Gerechtigkeit“ 

gegen die Versuche der Vereinnahmung sozialer 

Kämpfe durch rechtsradikale Kräfte wie die AfD 

und 2019 ganz im Zeichen der anstehenden Euro-

pawahl unter dem Motto „Europa. Jetzt aber rich-

tig!“ für ein sozial gerechtes Europa, das nicht nur 

Unternehmen nützt. Nicht nur mit unseren SPD-

Fahnen sind wir dabei gut sichtbar, sondern auch 

mit insbesondere von der AfA getragenen Info-

ständen vor Ort: auf dem Domshof in Bremen, 

auf dem Sedanplatz in Bremen-Nord und auf 

dem Platz vor der Großen Kirche in Bremerhaven. 

Viele Interessierte fanden hier Diskussions-

partner*innen und Antworten auf ihre Fragen. 

Und dank des engagierten Einsatzes der Genos-

sinnen und Genossen vor Ort zuweilen sogar eine 

neue politische Heimat in unserer SPD!

Die Aktionen unserer Partei zum jährlichen In-

ternationalen Frauentag am 8. März und zum 

jährlichen Equal Pay Day werden ganz wesent-

lich von der ASF und von den Jusos organisiert 

und getragen, viele Genossinnen (und natürlich 

auch Genossen) sind immer dabei, vielen Dank 

dafür.

Angesichts der Weltlage ist es immer wichtiger, 

klar und deutlich ein Zeichen für Frieden und 
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Haltung zeigen: (oben) CSD (Christopher Street Day) 2018, gute Stimmung, trotz nicht so guten Wetters am  
25. August; (Mitte) „100 Jahre Frauenwahlrecht“ am 12. November 2018 – auch da war das Wetter nicht wirklich 
gut – auf dem Bremer Marktplatz, Flagge zeigen für die Gleichstellung – ein Thema, das auch 100 Jahre später 
noch eine große Relevanz hat; (unten) angesichts der Weltlage ist es immer wichtiger, klar und deutlich ein 
Zeichen für Frieden und Völkerverständigung und gegen den Krieg zu setzen, wie hier – bei Sonnenschein – bei 
der Kundgebung zum Antikriegstag am 1. September 2018. 
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Völkerverständigung und gegen den Krieg zu 

setzen. Deshalb hat sich die SPD im Land Bremen 

auch 2018 und 2019 wieder an den Kundgebun-

gen zum Antikriegstag am 1. September betei-

ligt und zur Teilnahme aufgerufen. Und ange-

sichts der aktuellen Entwicklungen hat die 

Wahlbereichsdelegiertenkonferenz Bremen am 

27. Oktober 2018 – deren Hauptaufgabe die 

Wahl unserer Kandidatinnen und Kandidaten zur 

Bürgerschaftswahl im Wahlbereich Bremen war 

– ein deutliches Zeichen gesetzt und die Resolu-

tion „Kein neues atomares Wettrüsten in Euro-

pa! Für einen neuen Anlauf zur Rüstungskont-

rolle und Abrüstung“ gefasst.

Nachdem der Christopher Street Day, der Tag, an 

dem gegen Diskriminierung und Ausgrenzung von 

Lesben, Schwulen, queeren, bi-, trans- und inter-

sexuellen Menschen demonstriert wird, im Jahr 

2017 nach einer langen Durststrecke auch wieder 

in Bremen begangen und ein großer Erfolg wurde, 

ist auch im Jahr 2018 wieder ein bunter, lauter, 

fröhlicher und politischer Demonstrationszug 

durch die Bremer Innenstadt gezogen. Das Motto 

war in diesem Jahr – sehr bremisch – „Der Schlüssel 

zur Welt ist Vielfalt*“. Im „Block“ der SPD im Land 

Bremen waren wieder viele Genossinnen und Ge-

nossen dabei und hielten die Regenbogenfahne – 

und die rote! – hoch. Und auch als am 31. August 

2019 10.000 Menschen anlässlich des 40. Ge-

burtstags des CSD in Bremens Innenstadt de-

monstrierten und feierten, war die SPD natürlich 

mit dabei! Ich bin unserer Arbeitsgemeinschaft 

SPDqueer sehr dankbar für ihr Engagement und 

die Organisation der SPD-Beteiligung am Bremer 

Christopher Street Day.

Jedes Jahr am 1. Oktober findet nach dem Be-

schluss der Vereinten Nationen (UNO) der „Tag 

der älteren Generation“ statt, und das auch in 

Bremen, organisiert vom DGB als Zeichen für eine 

weltweite Solidarität zwischen den älteren Men-

schen, die in den verschiedensten Nationen, Völ-

kern und Kulturen unter den unterschiedlichsten 

Bedingungen leben und altern, und als Appell für 

die Solidarität zwischen den verschiedenen Gene-

rationen, zwischen Alt und Jung. Unsere Partei ist 

stets mit einem Infostand dabei, an dem sich viele 

Repräsentantinnen und Repräsentanten unserer 

Partei den Fragen der älteren Menschen stellen. 

Hier geht mein Dank an die AG 60plus.

Ich möchte nicht versäumen den jährlichen Bre-

mer Protesttag gegen die Diskriminierung behin-

derter Menschen zu nennen: am 3. Mai 2018 und 

am 7. Mai 2019 jeweils mit einem Demonstrati-

onszug und einer Kundgebung auf dem Bremer 

Marktplatz, wo auch wir mit einem Infostand ver-

treten waren und viele interessante Gespräche 

führen konnten. Für die Beteiligung der SPD zeich-

net hier unsere AG Selbst Aktiv verantwortlich, 

dafür gilt ihr mein Dank.

Natürlich ist diese Aufzählung der insbesondere 

von unseren Arbeitsgemeinschaften getragenen 

Aktivitäten unserer Partei unvollständig. Die eigen-

ständigen Berichte der Arbeitsgemeinschaften und 

Foren sind Bestandteil dieses Jahrbuches 2018 – 

2019 der Landesorganisation Bremen. Ich möchte 

hier die Gelegenheit nutzen, mich bei allen Genos-

sinnen und Genossen im Land Bremen für ihr Enga-

gement für unsere Partei ganz herzlich zu bedanken.

Bürgerschaftswahl am 26. Mai 2019

Der Berichtszeitraum stand ganz im Zeichen der 

Bürgerschaftswahl am 26. Mai 2019 – strategi-

sche, thematische und personelle Vorbereitung 

des Wahlkampfes, Erarbeitung des Zukunftspro-

gramms 2019 – 2023, dem Regierungsprogramm 

der SPD zur Bürgerschaftswahl 2019, Aufstellung 

der Kandidatinnen und Kandidaten für die Wahlen 

und nicht zuletzt der eigentliche Wahlkampf – so-

wie die anschließenden Verhandlungen zur Bil-

dung einer Regierungskoalition. 

Mit den Wahlbereichskonferenzen Bremen und 

Bremerhaven wurde im Oktober 2018 der Prozess 

der Aufstellung unserer Kandidatinnen und Kan-

didaten für die Bürgerschaftswahl am 26. Mai 

2019, der bereits im Frühjahr 2018 mit der Nen-

nung der Vorschläge der Gliederungen und Ar-

beitsgemeinschaften begann, abgeschlossen.

Erarbeitung des Zukunftsprogramms  
2019 – 2023

Praktisch parallel zur Planung und Vorbereitung 

des Wahlkampfes fand im Jahr 2018 der Prozess 

der Erarbeitung des Zukunftsprogramms 2019 – 

2023 statt. Die Titelwahl „Zukunftsprogramm“, 

statt der hergebrachten Bezeichnungen „Wahl-

programm“ oder „Regierungsprogramm“, sollte 

von Beginn der Programmerarbeitung unseren 
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Ein neues Format, das gut ankam: Zum Start des Erarbeitungsprozesses für das Zukunftsprogramm 2019 – 2023, 
dem SPD-Regierungsprogramm zur Bürgerschaftswahl 2019, fanden unter dem Motto „JETZT GEMEINSAM 
ZUKUNFT MACHEN. FÜR BREMEN UND BREMERHAVEN“ sechs öffentliche Dialogforen statt, dabei kam die 
Fishbowl-Methode zur Anwendung. Hier die Landesvorsitzende Sascha Karolin Aulepp bei der Begrüßung zur  
ersten Veranstaltung in der Reihe zum Themenschwerpunkt „Kinder. Bildung. Zukunft!“ 
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Willen auf die „Zukunftsgestaltung“ signalisieren. 

Wichtig war uns, dass unser Zukunftsprogramm 

für das Bundesland Bremen in einem breiten Be-

teiligungs- und Diskussionsprozess innerhalb un-

serer Partei, mit Akteuren des gesellschaftlichen 

Zusammenhalts, mit Gewerkschaften, Verbänden 

und Vereinen, kurz: mit vielen Bremerinnen und 

Bremern, Bremerhavenerinnen und Bremerhave-

nern, entstehen sollte. Und das haben wir auch 

geschafft: In die Programmarbeit, die wir unter 

das Motto „JETZT GEMEINSAM ZUKUNFT MA-

CHEN – FÜR BREMEN UND BREMERHAVEN“ ge-

stellt hatten, sind wir im April/Mai 2018 mit einer 

Reihe von sechs großen öffentlichen Dialogveran-

staltungen, die wir zu sechs für uns besonders re-

levanten Themen-Clustern mit der Fishbowl-Me-

thode durchgeführt haben, gestartet: „Kinder. 

Bildung. Zukunft!“, „Sicherheit. Sauberkeit. Zu-

kunft!“, „Gesundheit. Pflege. Zukunft!“, „Leben. 

Wohnen. Zukunft!“, „Hafen. Arbeit. Zukunft!“ und 

„Soziale Gerechtigkeit. Zusammenhalt. Zukunft!“. 

Dabei war die Festlegung der Themen bereits eine 

erste Annäherung an die inhaltlichen Schwer-

punkte des bevorstehenden Wahlkampfes.

Auf dem Podium saß bei allen sechs Diskussions-

runden Carsten Sieling, jeweils gemeinsam mit 

einer unserer Senatorinnen bzw. einem unserer 

Senatoren, dem Fraktionsvorsitzenden oder mit 

mir als Landesvorsitzende. Dazugeladen hatten 

wir jeweils zwei in unserem Bundesland im je-

weiligen Thema aktive „Expert*innen“ – und na-

türlich hatten wir dem Format entsprechend 

zwei Stühle mit wechselnden Gästen aus dem 

Publikum besetzt. Alle sechs Fishbowl-Veranstal-

tungen wurden professionell von Mario Sander 

moderiert. Die Veranstaltungen waren gut be-

sucht von Interessierten und Betroffenen – auf 

der Veranstaltung „Hafen. Arbeit. Zukunft!“ in 

Bremerhaven waren es sogar rund 300 Hafenar-

beiterinnen und Hafenarbeiter, mit denen Cars-

ten Sieling und Martin Günthner in einen guten 

Meinungsaustausch traten. Parallel und beglei-

tend lief ein erstes Online-Forum im Internet auf 

der hierfür extra eingerichteten Landing Page 

www.zukunftsland.spd-land-bremen.de.

Anschließend erarbeiteten acht parteiinterne Ar-

beitsgruppen wieder zu unseren inhaltlichen 

Schwerpunkten, die sich aber gleichwohl exter-

nen Sachverstand über eine Reihe von Fach- und 

Zielgruppengesprächen heranzogen und zu deren 

Plenumsrunden alle Mitglieder zur Mitarbeit ein-

geladen waren, programmatische Thesenpapiere, 

die wiederum die Grundlage für den Entwurf des 

Zukunftsprogramms bildeten. Geleitet wurden 

die Arbeitsgruppen jeweils von einem Mitglied 

des Landesvorstandes, verantwortet wurden sie 
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jeweils gemeinsam von diesem Landesvorstands-

mitglied, einer Vertreterin bzw. einem Vertreter 

unserer Bürgerschaftsfraktion sowie einer Vertre-

terin/einem Vertreter für unsere Senatsmitglie-

der, es wurden also Partei, Fraktion und Senat zu-

sammengekoppelt.

Das Zukunftsprogramm 2019 – 2023 wurde dem 

Landesvorstand als geschlossener Text dann erst-

mals zur Klausursitzung am 30. September 2018 

vorgelegt. Auf dieser Klausur wurde der Text ge-

meinsam mit unserem Spitzenkandidaten, Bürger-

meister Carsten Sieling, den sozialdemokratischen 

Senatorinnen und Senatoren, den Vorsitzenden 

der Unterbezirke und Arbeitsgemeinschaften und 

Foren und der Spitze unserer Bürgerschaftsfrakti-

on intensiv diskutiert. Mitte Oktober 2018 wurde 

das Zukunftsprogramm 2019 – 2023 dann zur 

weiteren „formalen“ Beratung von Anträgen und 

Änderungsanträgen in die Partei gegeben, aber 

auch veröffentlicht, um weitere Diskussionen mit 

der interessierten Öffentlichkeit zu führen. Erneut 

wurde eine Reihe von Fach- und Zielgruppenge-

sprächen durchgefügt und es gab zu ausgesuch-

ten Themen komprimierte Thesen, die in ein zwei-

tes Online-Forum gespeist wurden.

Mit den zahlreichen Änderungs- und Ergänzungs-

vorschlägen aus der Partei, aber auch mit Ideen 

und Anregungen aus den öffentlichen Diskussio-

nen beschäftigte sich der Landesvorstand erneut 

in einer Klausur am 2. Februar 2019 und legte an-

schließend das „Zukunftsprogramm 2019 – 2023 

in der Fassung der Antragskommission“ für die 

abschließende Beratung und Beschlussfassung 

auf dem Landesparteitag vor.

Auf dem Landesparteitag am 23. Februar 2019 im 

Gustav-Heinemann-Bürgerhaus in Bremen-Vege-

sack wurde das „Zukunftsprogramm 2019 – 2023“ 

dann nochmals intensiv diskutiert. Nach der 

gründlichen Beratung und der Bearbeitung jedes 

einzelnen Änderungs- und Ergänzungsantrages 

zeigte die Abschlussabstimmung schließlich die 

für einen Wahlkampf so wichtige Geschlossenheit 

der SPD in Bremen und Bremerhaven: Das Zu-

kunftsprogramm 2019 – 2023, unser Regierungs-

programm zur Bürgerschaftswahl 2019, wurde 

bei nur sechs Gegenstimmen und einer Enthal-

tung sehr einmütig verabschiedet. Die Parteitags-

delegierten sprachen sich damit in großer Ge-

schlossenheit für ein Programm aus, das in einem 

umfassenden und breiten öffentlichen wie partei-

internen Dialogprozess entwickelt wurde. Dieser 

Beteiligungsprozess ist für mich beispielgebend 

für eine lebendige Parteiarbeit. So konnten wir 

von den vielfältigen Meinungen, Sichtweisen, 

dem Fachwissen unserer Mitglieder profitieren 

und einen produktiven Dialog mit der interessier-

ten Öffentlichkeit, wichtigen gesellschaftlichen 

Akteurinnen und Akteuren des gesellschaftlichen 

Zusammenhalts, mit Gewerkschaften, Verbän-

den, Initiativen und Vereinen führen.

Wahlkampfstrategie und Kampagnen-
planung

Anfang 2018 war die Situation für die SPD nach 

dem Wiedereinstieg in die Große Koalition auf der 

Bundesebene, aber auch im Land Bremen auf-

grund der restriktiven Sparpolitik zur Einhaltung 

der bis zum Jahr 2020 mit dem Bund und den Län-

dern vereinbarten Finanzkonsolidierung, alles an-

dere als einfach. Die Zustimmungs- und Kompe-

tenzwerte zu den relevanten Themen und des 

Bürgermeisters und Präsidenten des Senats waren 

nicht gut. Dieses stellte uns vor die Herausforde-

rung, den Wahlkampf sehr gewissenhaft vorzube-

reiten und strategisch zu planen. Deshalb wurde 

im Februar 2018, also bereits in der vorherigen 

Amtsperiode des Landesvorstandes, vom Landes-

vorstand einstimmig beschlossen, mit Frank 

Stauss, Geschäftsführer der Agentur Butter (Düs-

seldorf, Berlin), einem sehr erfahrenen Wahl-

kampfstrategen und -berater, zusammenzuarbei-

ten und auch eigene Marktforschung zur genauen 

Analyse der Ausgangsbasis durchzuführen, hier-

für wurde mit pollytix strategic research zusam-

mengearbeitet. Die Agentur Richel, Stauss war 

auch für die Europakampagne der Bundespartei 

engagiert, somit waren beide Kampagnen auch in 

der strategischen Anlage wie später der reale 

Wahlkampf vor Ort miteinander verkoppelt. Im 

März 2018 bewilligte der Landesvorstand dann 

das entsprechende Wahlkampfbudget. Nach den 

Mitte des Jahres 2018 in Bremen und Bremerha-

ven durchgeführten Fokusgruppen und einer re-

präsentativen Meinungsumfrage zum Abgleich 

und zur Verbreiterung der Ergebnisse aus den Fo-

kusgruppen, wurden dem Landesvorstand am  

19. August 2019 von Rainer Faus, Geschäftsführer 

pollytix strategic research, die Ergebnisse dieser 

22



Marktforschung vorgestellt. Frank Stauss, der sich 

im Sommer 2018 mit seinem Partner Mathias Ri-

chel mit der Agentur Richel, Staus selbstständig ge-

macht hatte, präsentierte in der gleichen Sitzung 

erste strategische und thematische Ableitungen 

aus den Ergebnissen der Marktforschung, damit 

waren die Leitplanken für den Wahlkampf gesetzt. 

Weitere Fokusgruppen fanden Anfang 2019 wie-

der in Bremen und Bremerhaven statt. Auf der 

Rückwand des Landesparteitages am 15. Septem-

ber 2018, auf dem wir Carsten Sieling zu unserem 

Spitzenkandidaten für die Bürgerschaftswahl 2019 

wählten, stand erstmalig in großen Lettern „WIR 

LIEBEN BREMEN“. Die Resonanz hierauf war sehr 

positiv und so war entsprechend unserem An-

spruch, „die Bremen-Partei“ zu sein, die Überschrift 

für unsere Wahlkampferzählung gefunden. 

Konzeption und Strategie, die Produkte und Me-

dien, die Vorhaben und Veranstaltungsplanung 

des Wahlkampfes wurden in der Partei offen und 

transparent wie nie zuvor vorgestellt und disku-

tiert. Die Landesvorsitzende, der Spitzenkandi-

dat und der Fraktionsvorsitzende sowie Landes-

geschäftsführer befanden sich in einem 

ständigen intensiven Austausch untereinander 

und mit der Agentur in regelmäßigen Sitzungen 

und Telefonkonferenzen, der Landesvorstand 

und seine Gäste wurde in seinen Sitzungen kon-

tinuierlich zum Stand der Kampagne informiert, 

ebenso die Unterbezirke. 

Die Grundzüge der Kampagne mit ersten inhalt-

lichen Botschaften und der vorgesehenen Ge-

staltung sowie Bildsprache wurden von Frank 

Stauss dem Landesvorstand mit ständigen Gäs-

ten am 1. November 2018 und am 7. November 

2018 auf einer Kandidierenden-Konferenz prä-

sentiert, zu der die Kandidierenden für die  

Bremische Bürgerschaft und die Kandidierenden 

zur Stadtverordnetenversammlung Bremerha-

ven geladen waren. Auf beiden Terminen gab es 

breite Zustimmung zu unserem offensiven An-

tritt und die ins Zentrum zu rückenden Themen, 

die dann auch die Grundlage für unsere Bot-

schaften auf den Plakaten und in der Kurzfas-

sung unseres Zukunftsprogramms „Kurz und 

Klar“ bildeten.

„Herzensangelegenheit - #WIR LIEBEN BREMEN“ – gelungene Auftaktveranstaltung zum Wahlkampfstart am  
26. April 2019 im Bremer BLG Forum. Voller Optimismus: Andrea Nahles, die damaligen Parteivorsitzende, 
Moderatorin Josefine Dehn, Spitzenkandidat Carsten Sieling, Landesvorsitzende Sascha Karolin Aulepp (v. l. n. r.). 
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Am 26. Januar 2019 führten wir dann für alle akti-

ven Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfer zur wei-

teren Binnenmobilisierung und zur Einstimmung 

auf unsere Kampagne ein eintägiges Campaign-

Camp durch. Der PR- und Kommunikationsberater 

Wolfgang Nafroth begeisterte geradezu mit sei-

nem Vortrag „Aktiv vor Ort“ und Mathias Richel 

von der Agentur Richel, Staus GmbH, unserer 

Kampagnenagentur, führte sehr ausführlich vom 

Allgemeinen zum Konkreten zu den Vorhaben der 

nächsten Wochen auf dem Feld Social Media aus. 

Der Besuch des Camps war überaus gut und die 

Teilnehmenden sind vom Camp hoch motiviert 

nach Hause gefahren.

Am 9. April 2019 zum Start der Großflächenplaka-

tierung präsentierten wir der Öffentlichkeit unse-

re Kampagne im Rahmen einer besonderen Ver-

anstaltung für die Presse mit Carsten Sieling und 

Frank Stauss im Bremer BLG-Forum. Es folgte ein 

sehr engagierter Wahlkampf.

Zentrales Vorhaben im Wahlkampf war es, mit 

den Wählerinnen und Wählern ins direkte Ge-

spräch zu kommen, bestenfalls vor Ort in den 

Stadtteilen und Quartieren bei vielen kleinteiligen 

Aktivitäten, aber auch mit einer breit angelegten 

und modernen, von der Agentur begleiteten Social 

Media Kampagne über Facebook, Instagram und 

Twitter, die vor Ort sehr engagiert und mit gro-

ßem Können vor allem von Studentischen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern umgesetzt wurde. 

Damit der Spitzenkandidat bei vielen Gelegenhei-

ten und Aktionen in der ganzen Stadt Bremen und 

auch in Bremerhaven präsent sein konnte, haben 

wir seine Mobilität und Sichtbarkeit mit dem 

„Sieling-Bus“, einem VW-Transporter mit Fahrrad-

träger und Markise, gestärkt.

Um der dezentralen Anlage des Wahlkampfes 

auch tatsächlich Raum zu geben, haben wir uns 

bei den zentralen Großveranstaltungen ganz be-

wusst beschränkt auf unsere Auftaktveranstal-

tung „Herzensangelegenheit – #WIR LIEBEN BRE-

MEN“ mit der damaligen Parteivorsitzenden 

Andreas Nahles und Carsten Sieling am 26. April 

2019 im Bremer BLG Forum sowie dem bundes-

weiten Finale des Europawahlkampfes der SPD. 

Zu dieser Veranstaltung unter dem Motto 

„Kommt zusammen! Für Bremen und Europa“ 

hatte sich am 24. Mai 2019 mit Andrea Nahles, 

der damaligen Parteivorsitzenden und Vorsit-

zenden der Bundestagsfraktion, den damaligen 

stellvertretenden Parteivorsitzenden Thorsten 

Schäfer-Gümbel und Ralf Stegner, Außenminis-

ter Heiko Maas, Finanzminister Olaf Scholz, Ge-

neralsekretär Lars Klingbeil, dem Juso-Vorsitzen-

den Kevin Kühnert, dem Spitzenkandidaten-Duo 

zur Europawahl, Katarina Barley und Udo Bull-

mann, fast die gesamte Parteispitze auf dem 

Bremer Marktplatz versammelt. Selbstverständ-

lich waren auch Carsten Sieling und Joachim 

Schuster dabei. Der Wahlkampfauftakt in Bre-

merhaven fand am 2. Mai 2019 im t.i.m.e Port II 

mit Stephan Weil statt.

Die Bundesministerinnen und Bundesminister 

Franziska Giffey, Swenja Schulze, Hubertus Heil 

und Olaf Scholz waren in den Wahlkampfwochen 

alle mindestens einmal im Land Bremen zu Fach- 

und Zielgruppen-Veranstaltungen und unterstütz-

ten damit gerade unseren Wahlkampf auf der in-

haltlichen Ebene.

Vor Ort in den Stadtteilen und Quartieren wurden 

von unseren tollen Genossinnen und Genossen, 

den Kandidierenden, den Ortsvereinen und Un-

terbezirken, den Arbeitsgemeinschaften und Fo-

ren oder kurz von unseren Wahlkämpferinnen 

und Wahlkämpfern vielfältige, kreative, traditio-

nelle und neue Aktionen und Aktivitäten durch-

geführt: Tür-zu-Tür-Besuche, Verteilaktionen, Kin-

der- und Stadtteilfeste, Spielplatzbesuche, 

„Elternabende“ und Bürger*innensprechstunden 

etc. Das Landesbüro koordinierte und organisierte 

die Beantwortung von exakt 83 Positionspapieren 

und so genannten Wahlprüfsteinen von Verbän-

den, Gewerkschaften, Vereinen und Initiativen, 

lieferte den Input für den Wahl-O-Maten und 

Kandidatenwatch, und kümmerte sich nicht  

zuletzt um die SPD-Besetzung für weit mehr als 

100 Diskussionsrunden und Wahlforen, die von 

Schulen, Medien und weiteren sehr unterschiedli-

chen Trägern veranstaltet wurden, damit die dort 

teilnehmenden Genossinnen und Genossen glän-

zen konnten.

Mit der Straßenplakatierung waren wir flächende-

ckend im Stadtbild präsent, die Zahl der Großflä-

chenplakate war in Bremen und Bremerhaven in 

Kombination mit dem Europawahlkampf so hoch 

wie nie zuvor. Hervorzuheben ist auch der Brief der 
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Alt-Bürgermeister und Präsidenten des Senats a. 

D.: Hennig Scherf, Klaus Wedemeyer und Jens 

Böhrnsen forderten in einem gemeinsamen Brief 

auf, unsere Spitzenkandidaten, Carsten Sieling in 

Bremen und Martin Günthner in Bremerhaven, 

und die SPD zu wählen. Diesen persönlichen Brief 

haben wir mit einem Flyer zu den inhaltlichen 

Schwerpunkten ergänzt an alle über 65 Jahre al-

ten Wahlberechtigten im Land Bremen mit der 

„gelben Post“ verschickt.

Im Wahlkampfbudget hatten wir vorgesorgt, da-

mit wir in den 16 Tagen bis zum Wahltag noch-

mals die Sichtbarkeit erhöhen und unsere Bot-

schaften verstärken konnten: Mit, einer weiteren 

Open Air Veranstaltung mit der rheinland-pfalzi-

schen Ministerpräsidentin Malu Dreyer, dem nie-

dersächsischen Ministerpräsidenten Stephan 

Weil und Carsten Sieling am 23. Mai 2019 in der 

Vegesacker Fußgängerzone, mit umfangreicher 

Litfaßsäulen-Plakatierung sowie mit 10.000 der 

allseits beliebten „Wir lieben Bremen“-Trageta-

schen und – im Endspurt der letzten Woche bis 

zur Wahl – mit der Schaltung von einer Reihe von 

Zeitungsanzeigen.

Unser stärkster Konkurrent war bis zum Schluss 

die CDU mit ihrer auf dem „unkonventionellen“ 

Spitzenkandidaten Carsten Meyer-Heder beru-

henden Kampagne. In den Umfragen lieferten wir 

uns ein Kopf-an-Kopf-Rennen, das 14 Tage vor der 

Wahl von der CDU angeführt wurde. Die Grünen 

kokettierten offen mit einer Bremer „Schwampel“ 

und wiesen mehr als deutlich darauf hin, dass sie 

Bildungsarbeit der Landesorganisation Bremen

In Zeiten von Fake News und Verschwörungstheorien sind Fakten und solide Informationen be-

sonders wichtig. Die SPD Bremen bietet daher ihren Mitgliedern über die alltägliche politische 

Arbeit hinaus Möglichkeiten der vertieften Information und Diskussion. Wir informieren über die 

Angebote z. B. der Friedrich-Ebert-Stiftung oder der SPD-Parteischule, führen aber auch eigene 

Veranstaltungen durch. Verantwortlich dafür ist Karl Bronke als Bildungsbeauftragter des 

Landesvorstandes, der von Beenhard Oldigs unterstützt wird.

Für Neumitglieder bieten wir eine 5-teilige Reihe über Geschichte, Aufbau und Grundpositionen 

der SPD an. Offen für alle Mitglieder sind unsere Themenabende, die sich aktuellen politischen 

Themen widmen. Kontroverse Fragen beraten wir in unserem „Roten Salon“ mit interessanten 

Referent*innen, zum Beispiel das Bedingungslose Grundeinkommen mit Peer Rosenthal, eine 

Diskussion mit dem IG-Metaller und Mitherausgeber der „Blätter für deutsche und internationa-

le Politik“ Hans-Jürgen Urban über „Das Ende des Neoliberalismus“ oder das Thema „Fußball zwi-

schen Kommerz und Engagement“ mit Willi Lemke. In der Zeit des Bürgerschaftswahlkampfes 

haben wir mit Rücksicht auf die vollen Terminkalender der Genossinnen und Genossen keine 

Angebote gemacht.

Großer Beliebtheit erfreuen sich Angebote, die wir in Kooperation mit der Historischen Kommission 

machen, wie z. B. die szenische Lesung zum Thema „100 Jahre Novemberrevolution in Bremen“, 

Stadtrundgänge und Besichtigungen. In Ko-

operation mit dem DGB geht es um das Thema 

„200 Jahre Friedrich Engels - Sein Werk und sei-

ne aktuelle Bedeutung“ und zusammen mit 

der Arbeiterwohlfahrt um das Thema „Kriegs-

ende in Bremen vor 75 Jahren“.

Unsere Angebote werden immer im Newsletter 

der Landesorganisation vorgestellt. F
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einer „Wechselstimmung“ nicht im Wege stün-

den. In dieser Situation mussten wir für einen 

Ruck sorgen, der Klarheit schafft, der Medienbe-

achtung findet, der uns eine veränderte, zuge-

spitzte Kommunikation eröffnet und der unse-

ren Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfern 

einen neuen starken Motivationsschub gibt! 

Deshalb hat Carsten Sieling in Abstimmung mit 

mir und in Abstimmung mit dem Fraktionsvor-

sitzenden am Freitag, 17. Mai 2019, zehn Tage 

vor der Wahl, dem Landesvorstand eine klare Po-

sitionierung vorgeschlagen, die im Landesvor-

stand einmütige Zustimmung fand: Die Demo-

kratie braucht Alternativen und Bremen braucht 

eine soziale Regierung. Die SPD steht für das so-

ziale und weltoffene Bremen. Wir erteilen einer 

Koalition mit der CDU eine Absage, weil mit der 

kein Staat zu machen ist.

In der letzten Wahlkampfwoche haben wir diese 

klare Haltung „Ja zu einem fortschrittlichen Mit-

te-Links-Bündnis, Jamaika-Bündnis verhindern“ 

mit unserem Endspurt-Flugblatt und weiteren 

Anzeigenschaltungen offensiv vertreten. Die 

CDU ist dennoch – ein stetiger Stachel – stärkste 

Kraft geworden. Doch ohne diese Klarheit, ohne 

diesen „Game-Changer“, wäre es für uns noch 

schwieriger geworden. 

Europawahlkampf

Bei den Beratungen der Bundesparteispitze mit 

allen SPD-Landesvorsitzenden zur Aufstellung 

der Bundesliste für das Europaparlament haben 

wir für unseren bremischen Europaabgeordne-

ten Joachim Schuster wieder einen guten Listen-

platz erkämpft: Mit Platz 16 konnte der großarti-

ge Platz 21 der letzten SPD-Wahlliste sogar 

nochmals verbessert werden. Damit konnten wir 

dafür sorgen, dass das Land Bremen weiterhin 

eine – und zwar allein eine sozialdemokratische! 

– Stimme in Europa behält.

Der Europawahlkampf mit unserem Bremer Kan-

didaten, dem Europaabgeordneten Joachim 

Schuster, war in Bremen in den Wahlkampf zur 

Bürgerschaftswahl und zur Wahl der Beiräte und 

in Bremerhaven zur Wahl der Bürgerschaft und 

zur der Wahl der Stadtverordnetenversammlung 

eingebettet und gerade nicht singulär angelegt. 

So gab es auch einen gemeinsamen Flyer von Jo-

achim Schuster und Carsten Sieling für Bremen 

und von Joachim Schuster und Martin Günthner, 

unserem Spitzenkandidaten zur Bürgerschafts-

wahl im Wahlbereich Bremerhaven, für Bremer-

haven. Die Landespartei hat Joachim Schuster ein 

Elektrofahrzeug als „Europamobil“ zur Verfügung 

Das bundesweite Finale des Europawahlkampfes und gleichzeitig Endspurt zu den Wahlen in Bremen fand am 
24. Mai 2019 unter dem Motto „Kommt zusammen! Für Bremen und Europa“ auf dem – gut gefüllten – Bremer 
Marktplatz statt.
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gestellt, mit dem er mehrere Wochen im Land Bre-

men unterwegs war und entsprechend unserer 

Wahlkampfstrategie die vielfältigsten Veranstal-

tungen und Aktionen vor Ort besuchte. Aber auch 

die gemeinsam von der SPD-Landesorganisation 

und dem Forum Eine Welt/Internationaler Aus-

schuss durchgeführte Veranstaltung „Europa vor 

der Entscheidung – Gemeinsam für eine soziale 

und gerechte Politik!“ mit Staatsminister Michael 

Roth und Joachim Schuster am 13. Mai 2019 im 

noon, der Gastronomie im Theater am Goethe-

platz, fand großes Interesse. Nicht zuletzt hat die 

Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Sozi-

aldemokratischer Frauen (ASF) und Europakandi-

datin Maria Noichl auf ihrer „Frauenmobilisie-

rungstour“ am 17. Mai 2019 in Bremen Station 

gemacht.

Ergebnis der Europawahl am 26. Mai 2019

Nachdem das SPD-Ergebnis bei der Europawahl 

am Wahlabend selbst noch keine sicheren Schlüs-

se auf den Einzug von Joachim ins Europaparla-

ment zuließ, stand nach langem Zittern schließ-

lich doch fest, dass sich die Anstrengungen 

gelohnt haben und mit Joachim Schuster wieder 

ein bremischer Sozialdemokrat in Brüssel die Inte-

ressen der Menschen vertritt, die sich eine soziale 

und demokratische Weiterentwicklung Europas 

wünschen, und der den Bürgerinnen und Bürgern 

in Bremen und Bremerhaven stets ein verlässli-

cher Ansprechpartner sein wird.

Anders als bei der Bürgerschaftswahl waren wir 

mit 24,5 Prozentpunkten bei der Europawahl die 

stärkste Partei, vor Bündnis 90/Die Grünen mit 

22,7 Prozent und die CDU erreichte mit 21,9 Pro-

zentpunkten im Land Bremen nur den 3. Rang. 

Nur im Land Bremen wird die SPD zur Europawahl 

2024 die Liste 1 bilden, dies ist ein wichtiges Zei-

chen für unseren Anspruch, wieder eine gute Bre-

mer Platzierung auf der SPD-Bundesliste zu erlan-

gen, wir werden darum kämpfen.

Ausgang der Bürgerschaftswahl am  
26. Mai 2019

Trotz aller Anstrengungen war das Wahlergebnis 

bitter. Die SPD hat eine historische Niederlage er-

litten. Erstmals ist unsere Partei seit 1946 nicht 

die stärkste Kraft in der Bremischen Bürgerschaft, 

im Vergleich zur Wahl 2015 verloren wir fast 8 

Prozentpunkte. Das Wahlergebnis zeigt, dass es 

der CDU gelang, neue Wählerinnen und Wähler zu 

mobilisieren, die sie vor vier Jahren noch nicht er-

reichte, während die Ergebnisse anderer Parteien 

relativ unverändert blieben und selbst der Verlust 

an absoluten Stimmen bei uns nicht sehr groß 

war. Die Wahlbeteiligung stieg um mehr als 10 

Prozent, was zeigt, dass ein polarisierender Wahl-

kampf der Demokratie am Ende mehr nützt als 

schadet, wobei es uns nicht gelang, das vorhande-

ne größere Potential auch nur annähernd auszu-

schöpfen.

Wir werden hart daran arbeiten müssen, bei den 

Wählerinnen und Wählern das Vertrauen zurück-

zugewinnen, das wir offensichtlich verloren ha-

ben. Wir treten ein für soziale Gerechtigkeit, für 

die Rechte der Menschen, die oft genug am Ran-

de unserer Gesellschaft stehen. Wir stehen nicht 

für neoliberale Ideen, sondern für Soziale Ge-

rechtigkeit. Wir müssen an der Seite der Gewerk-

schaften stehen, an der Seite der Geringverdie-

ner, der alleinerziehenden Mütter und der 

Rentnerinnen und Rentner, an der Seite der Ge-

flüchteten. Und damit sind nur Beispiele ge-

nannt. Wir treten ebenso ein für Transparenz, 

Weltoffenheit und Toleranz, für Frieden, Freiheit 

und Gerechtigkeit.

Aber diese hehren Ideale müssen auch nach au-

ßen hin deutlich werden, das dürfen keine leeren 

Luftblasen sein, sondern müssen in unseren politi-

schen Forderungen und in unserem Handeln deut-

lich werden. Wir müssen wieder zeigen, dass wir 

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind.

Darüber haben wir auch intensiv auf dem außer-

ordentlichen Landesparteitag am 26. Oktober 

2019 diskutiert, siehe oben. Am 22. Januar 2020 

haben wir unter dem Motto „Polarisierung – Profil 

– Präsenz“ erstmalig eine gemeinsame Klausur 

von Landesvorstand und Vorstand der SPD-Bür-

gerschaftsfraktion/Land Bremen durchgeführt. 

Zentrales Thema war hier die Frage: Was müssen 

wir tun, um die Menschen in Bremen und Bremer-

haven wieder von der SPD zu überzeugen? Es wur-

den in dieser Sitzung mit aktiver Beteiligung des 

Präsidenten des Senats gemeinsam Verfahren 

und Maßnahmen zur internen und öffentlichen 

Information und Kommunikation verabredet, die 
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onsparteien, aber auch SPD-intern. Oftmals reih-

ten sich die Termine von frühmorgens bis tief in 

die Nacht, schließlich konnten die Koalitionsver-

handlungen in diesem Kraftakt in der Nacht vom 

30. Juni auf den 1. Juli 2019 erfolgreich abge-

schlossen werden. Auch wenn wir natürlich über 

die Inhalte der laufenden Verhandlungen Vertrau-

lichkeit vereinbart hatten, haben wir während des 

Verhandlungsprozesses auf drei Parteikonferen-

zen über den Stand der Koalitionsverhandlungen 

berichtet, und zwar am 13., 21. und 30. Juni 2019.

Nachdem die Landesvorstände aller drei Verhand-

lungsparteien dem ausgehandelten Koalitionsver-

trag zugestimmt hatten, präsentierten wir das Er-

gebnis unserem Landesparteitag. Dieser beschoss 

am 7. Juli 2019 ohne Gegenstimme und bei ledig-

lich 4 Enthaltungen die Koalitionsvereinbarung, 

auf deren Grundlage wir als stärkste politische 

Kraft nun in der neuen Legislaturperiode der Bre-

mischen Bürgerschaft mit der neuen Regierungs-

koalition die Chance nutzen werden, gemeinsam 

mit unseren Koalitionspartnern unser Land sozial, 

ökologisch nachhaltig, wirtschaftlich erfolgreich 

und weltoffen zu gestalten.

Personelle Neuaufstellung

Am Tag nach erfolgreichem Abschluss der Koaliti-

onsverhandlungen entschied sich Carsten Sieling, 

nicht als Bürgermeister und Präsident des neuen 

rot-grün-roten Senats zur Verfügung zu stehen, 

sondern durch eine personelle Neuaufstellung an 

der Spitze des Senats den Weg freizumachen, zu 

einem Neuaufbruch. Für diese Entscheidung, mit 

der er den zukünftigen Erfolg dieses neuen Bünd-

nisses und einen sozial-ökologischen Aufbruch 

unseres Bundeslandes mit einer starken Sozialde-

mokratie ins Zentrum stellte, gebührt Carsten 

Sieling unser hoher Respekt. Für all das, was er für 

unser Bundesland geleistet hat, danken wir ihm 

aus vollem Herzen.

Am 15. August 2019 wurde schließlich in der Bre-

mischen Bürgerschaft der erste rot-grün-rote Se-

nat der Freien Hansestadt Bremen gewählt und 

die Arbeit der neuen Regierungskoalition aufge-

nommen. Zum Präsidenten des Senats und Bür-

germeister wurde der hierfür vom Landesvor-

stand vorgeschlagene und vom Landesparteitag 

mit breitester Mehrheit nominierte Andreas  

Bovenschulte gewählt. Die sozialdemokratischen 

Mitglieder dieses Senats sind neben Andreas  

Bovenschulte, der auch die Ämter des Senators 

für Kultur und des Senators für Angelegenheiten 

der Religionsgemeinschaften verantwortet, 

Claudia Bogedan als Senatorin für Kinder und Bil-

dung, Ulrich Mäurer als Senator für Inneres, 

Claudia Schilling als Senatorin für Wissenschaft 

und Häfen sowie als Senatorin für Justiz und Ver-

fassung und Olaf Joachim als Bevollmächtiger 

der Freien Hansestadt Bremen beim Bund.

Hart aber fair – nach intensiven Verhandlungen steht die Koalitionsvereinbarung. Fröhliche Gesichter nach der 
Zeremonie der Vertragsunterzeichnung am 13. August 2019 im Bremer Presse Club. Mit ihren Unterschriften be- 
siegelten die Spitzen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und der Partei die Linke das progressive Mitte-Links-Bündnis
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Nicht mehr dem Senat angehört der Bremerhave-

ner Martin Günthner, der bereits vor Beginn der 

Koalitionsverhandlungen seinen Verzicht erklärte 

und zurück in die Bürgerschaftsfraktion kehrte, 

deren stellvertretender Vorsitzender er nun ist. 

Wir sind Martin Günthner sehr dankbar für seine 

Arbeit, die er als ehemaliger Senator für Arbeit, 

Wirtschaft und Häfen sowie als Senator für Justiz 

und Verfassung geleistet hat. Auch Eva Quante-

Brandt sind wir für ihre Arbeit als Senatorin für 

Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz 

in der letzten Amtsperiode und zuvor als Bildungs-

senatorin dankbar. Eva Quante-Brandt gehört nun 

ebenfalls als Abgeordnete zu unserer Bürger-

schaftsfraktion. Und wir danken Ulrike Hiller – 

last but not least – für ihre fast siebenjährige Ar-

beit für unser Land als Bevollmächtige der Freien 

Hansestadt Bremen beim Bund und für Europa.

Nachdem nach der Bürgerschaftswahl zunächst 

Andreas Bovenschulte von unserer Bürgerschafts-

fraktion am 24. Juni 2019 zu ihrem Vorsitzenden 

gewählt worden war, wurde nach der Senatswahl 

Mustafa Güngör am 19. August 2019 zum neuen 

Landesarbeitskreis Soziales

Das Soziale gehört zur DNA der SPD, es ist unsere Kernkompetenz und unser Herzensanliegen. 

Die Arbeit der Landesorganisation Bremen in den Bereichen Pflege, Grundrente, Kindergrundsi-

cherung und zum Thema „Hartz 4 überwinden“ haben inzwischen auf Bundesebene Früchte ge-

tragen durch die Beschlüsse des Bundesparteitags vom Dezember 2019. Auf Landesebene hat 

der AK Soziales unter Leitung von Karl Bronke seine Arbeit fortgesetzt. Schwerpunkt waren die 

Themen Pflege und Barrierefreiheit, u. a. haben wir Besuche bei der Beratungsstelle kom.fort und 

der Ambulanten Pflege des ASB gemacht. Im Bürgerschaftswahlkampf haben wir eine sehr gut 

besuchte Veranstaltung mit Prof. Rothgang zum Thema Pflegeversicherung durchgeführt und 

am Wahlprogramm bzw. der Koalitionsvereinbarung mitgearbeitet. Protokolle und Unterlagen 

unserer Sitzungen sind im Mitgliederbereich unserer Webseite zu finden. Wer eingeladen wer-

den möchte, kann sich im Parteibüro in den Verteiler eintragen lassen. 

Bremen mit starker Delegation auf dem Bundesparteitag in Berlin, 6.-8. Dezember 2019 (v. l. n. r.): Sören Böhrnsen 
(Delegierter), Roland Pahl (Landesgeschäftsführer), Eva Quante-Brandt (Gast), Jannik Michaelsen (Delegierter), 
Sarah Ryglewski (Mitglied des Parteivorstandes und Delegierte), Sebastian Schmugler (Delegierter), Sascha 
Karolin Aulepp (Landesvorsitzende), Andreas Bovenschulte (Gast), Joachim Schuster (Delegierter), Shirin Dirks 
(Delegierte), Carsten Sieling (Mitglied des Parteivorstandes und Delegierter), Janne Herzog (Delegierte, Mitglied 
der Antragskommission), Elias Tsartilidis (Delegierter). 
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Fraktionsvorsitzenden gewählt, er setzte sich in 

einer knappen Entscheidung gegen die Mitbewer-

berin Antje Grotheer durch. 

Ich freue mich und bin allen Beteiligten sehr 

dankbar, dass uns die personelle Neuaufstellung 

in so großer Geschlossenheit und Solidarität ge-

lungen ist.

Bundesebene

Der außerordentliche Bundesparteitag am 21. Ja-

nuar 2018 entschied – nachdem die Unionsparteien, 

Bündnis 90/Die Grünen und FDP daran geschei-

tert waren, ihr Schwampel-Bündnis zustande zu 

bringen – auf Grundlage der Ergebnisse der da-

nach erfolgten Sondierungen von CDU, CSU und 

SPD, Koalitionsverhandlungen mit dem Ziel der 

Regierungsbildung mit den Unionsparteien auf-

zunehmen. Nach stringenten Verhandlungen 

über nur drei Wochen legte der Parteivorstand am 

7. Februar 2018 den Mitgliedern die ausgehandel-

te Koalitionsvereinbarung zur Abstimmung per 

Mitgliedervotum vor. Zur Vorbereitung des Mit-

gliedervotums über die Frage, ob die SPD auf Basis 

der ausgehandelten Koalitionsvereinbarung in 

eine erneute Große Koalition auf Bundesebene 

eintreten soll, fanden auch in Bremen und Bre-

merhaven Parteikonferenzen und Parteiver-

sammlungen statt, auf denen sachlich, inhaltlich 

fundiert, solidarisch und offen argumentiert und 

diskutiert wurde. Am Schluss stand mit dem Aus-

gang des Mitgliedervotums, in dem sich sicher kein 

Mitglied die persönliche Entscheidung einfach  

gemacht hat, eine klare Entscheidung des Mitglie-

dervotums: Die SPD tritt in die Regierungskoaliti-

on mit den Parteien CDU und CSU ein. 

Nächstes einschneidendes Ereignis war nach dem 

erneuten Rückschlag bei der Europawahl ganz si-

cher der Rücktritt von Andrea Nahles als Partei- 

und Fraktionsvorsitzende im Juni 2019. Nach 

durchaus auch schmerzlichen Geschehnissen war 

dies folgerichtig, auch wenn es mich bis heute be-

schämt, wie sich Teile der Partei und der Fraktion 

erlaubt haben, mit Andrea Nahles umzugehen. 

Der Rückzug von Andrea Nahles zwang unsere 

Bundespartei zu einer erneuten personellen Neu-

aufstellung. Der Parteivorstand mit den kommis-

sarischen Vorsitzenden Manuela Schwesig, Malu 

Dreyer und Thorsten Schäfer-Gümbel forderte of-

fen zu Kandidaturen für den Parteivorsitz auf und 

eröffnete auch die Möglichkeit, dass die Partei in 

Zukunft von einem Vorsitzenden-Duo, einer Frau 

und einem Mann, geführt wird. Die Entscheidung 

sollte per Mitgliedervotum fallen, nötigenfalls in 

einem zweistufigen Verfahren mit Stichentscheid.

Für diese breite Mitgliederbeteiligung über ein 

zweistufiges Mitgliedervotum und mit insgesamt 

Skepsis hinsichtlich des Formats und der länglichen Zeitschiene bestand zuvor durchaus, doch das Verfahren mit 
23 Regionalkonferenzen zur Vorstellung der Bewerberinnen und Bewerber für das Amt der Parteivorsitzenden 
war überaus erfolgreich. Am 8. September 2019 kamen fast 600 Genossinnen und Genossen zur Bremer Regio-
nalkonferenz und füllten den Saal im Bürgerzentrum Neue Vahr bis wahrhaft auf den letzten Platz. 
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23 Regionalkonferenzen zur Vorstellung der Kandi-

dierenden und zur Diskussion mit ihnen – letztlich 

stellten sich acht Kandidierenden-Teams je mit 

Mann und Frau dem Mitgliedervotum, der einzige 

Einzelbewerber zog im Laufe der Regionalkonfe-

renzen seine Kandidatur zurück – brauchte es Zeit. 

Eine der 23 Regionalkonferenzen fand selbstver-

ständlich auch in Bremen statt: Am 8. September 

2019 kamen fast 600 Genossinnen und Genossen 

ins Bürgerzentrum Neue Vahr und erlebten eine 

spannende Debatte, die die zuvor durchaus  

vorhandene Kritik am Format schnell verstummen 

ließ. Im ersten Durchgang des Mitgliedervotums, 

die Auszählung fand am 26. Oktober 2019 statt, 

konnte keines der Kandidierenden-Teams eine ab-

solute Mehrheit erreichen: Saskia Esken/Nobert 

Walter Boljans mit 21,04 Prozent und Klara Gey-

witz/Olaf Scholz mit 22,68 Prozent stellten sich 

nunmehr dem Stichentscheid, aus dem am 30. No-

vember 2019 schließlich Saskia Esken/Norbert 

Walter-Boljans mit 53,06 Prozent als Siegerin und 

Sieger hervorgingen, während Klara Geywitz/Olaf 

Scholz lediglich 45,33 Prozent erreichten. Dem Aus-

gang des Mitgliedervotums folgend wurden Saskia 

Esken und Norbert Walter-Boljans schließlich am 6. 

Dezember 2019 auf dem Bundesparteitag zu den 

neuen Parteivorsitzenden gewählt. 

Dieser Parteitag fasste auch wichtige programma-

tische Beschlüsse zur Neuaufstellung unserer Par-

tei: So wurde im neuen Sozialstaatskonzept nun 

endlich die Überwindung des Hartz IV Systems 

ausdrücklich beschlossen, und auch die sozialde-

mokratische Kindergrundsicherung, auf die wir 

von Bremen aus schon länger gedrängt haben, 

findet sich im beschlossenen Konzept. Aber auch 

die programmatischen Beschlüsse zur SPD als 

Friedenspartei, als Partei der Guten Arbeit, des  

Sozialen Zusammenhalts überhaupt und als Par-

tei des nachhaltigen Fortschritts, entsprechen un-

serer Linie der SPD im Land Bremen.

Blick nach vorn

Hinter uns liegen zwei Jahre intensiver Arbeit. Die 

SPD im Land Bremen hat sich in vielen Themen 

und auf allen Ebenen – in unseren beiden Städten, 

im Bundesland Bremen und auf Bundesebene – 

aktiv eingebracht und hat Akzente gesetzt.

Unser vorderstes Ziel unserer politischen Arbeit 

und unserer Arbeit im neuen progressiven Mitte-

Links-Bündnis im Land Bremen muss es nun sein, 

das Leben der Menschen in unserem Land durch 

konkrete Regierungsarbeit besser zu machen. Wir 

müssen uns inhaltlich wieder klar als linke Volks-

partei positionieren, mit einem eigenen klar er-

kennbaren Profil. Dabei setzen wir darauf, Kraft 

aus unseren Wurzeln, unseren alten aber immer 

noch aktuellen Werten zu schöpfen. Wir werden 

zeigen, dass wir die Partei für diejenigen sind, die 

unsere Unterstützung brauchen, die Partei der Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, an der Seite 

der Gewerkschaften, die Partei des wirtschaftlich-

nachhaltigen Fortschritts und die Partei des sozia-

len Zusammenhalts.

Für den Landesvorstand 

Eure 

Sascha Karolin Aulepp

Landesvorsitzende
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VORSTAND DER SPD-LANDESORGANISATION BREMEN

gewählt auf dem Landesparteitag am 21. April 2018

Vorsitzende:
  Sascha Karolin Aulepp, MdBB

Stellvertretende Vorsitzende:
  Sarah Ryglewski, MdB, Parl. Staatssekretärin

  Uwe Parpart (bis 19. August 2019)

Schatzmeisterin:
  Gisela Schwellach

Schriftführer:
  Karl Bronke

Beisitzerinnen und Beisitzer:
  Florian Boehlke

  Derik Eicke

  Arno Gottschalk, MdBB

  Wolfgang Grotheer (bis 13. Dezember 2019)

  Janne Herzog

  David Ittekkot

  Petra Krümpfer, MdBB

  Fabian Marx

  Brigitte Mollenhauer

  Elena Reichwald

  Ute Reimers-Bruns, MdBB

  Uwe Schmidt, MdB

Landesgeschäftsführer:
  Roland Pahl

MdB = Mitglied des Deutschen Bundestags

MdBB = Mitglied der Bremischen Bürgerschaft
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ORGANISATIONSBERICHT 2018 – 2019

Die Landesorganisation Bremen glie-

derte sich am Stichtag 31. Dezember 

2019 in die drei Unterbezirke Bremen-

Stadt, Bremen-Nord und Bremerhaven 

sowie in 43 Ortsvereine – Unterbezirk 

Bremen-Stadt: 29 Ortsvereine; Unter-

bezirk Bremen-Nord: 7 Ortsvereine; Un-

terbezirk Bremerhaven: 7 Ortsvereine. 

Im Rahmen der Organisationswahlen 

im Jahr 2020 fusionierten die Stadt- 

bremer Ortsvereine Borgfeld und Horn- 

Lehesterdeich zum neuen Ortsverein 

Borgfeld-Lehesterdeich sowie die Orts-

vereine Hemelingen und Sebaldsbrück 

zum neuen Ortsverein Hemelingen/ 

Sebaldsbrück. Damit beträgt die aktuelle 

Zahl der Ortsvereine 41. Am 31. Dezember 2018 

hatten die 43 Ortsvereine im Land Bremen durch-

schnittlich 98 Mitglieder, am 31. Dezember 2019 

betrug die durchschnittliche Mitgliederzahl der 

Ortsvereine noch 94.

Die Zahl der SPD-Mitglieder im Land Bremen hat 

sich im Berichtszeitraum von 4.248 am 31. De-

zember 2017 über 4.219 am 31. Dezember 2018 

auf 4.029 Genossinnen und Genossen zum Jahres-

ende 2019 entwickelt. Damit ist die Zahl der Mit-

glieder im Jahr 2018 moderat um 29 (minus  

0,68 Prozent gegenüber dem Vorjahr) gesunken 

und im Jahr 2019 erheblich deutlicher um 190 (mi-

nus 4,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr) weiter 

gesunken. Im Jahr 2019 haben viele Mitglieder 

aus Enttäuschung über die Große Koalition auf 

der Bundesebene die Partei verlassen.

Der Anteil der Frauen an der Mitgliedschaft hat 

sich in den letzten zehn Jahren (2010–2019) 

kaum verändert: 31.12.2010: 34,05; 31.12.2015: 

33,91 Prozent; 31.12.2018: 34,06 Prozent; 

31.12.2019: 34,48 Prozent.

In den letzten zehn Jahren (2010–2019) konnte die 

SPD im Land Bremen im Durchschnitt jährlich 217 

Eintritte in die Partei verzeichnen. Im Jahr 2018 wa-

ren es 393 und im Jahr 2019 war die Zahl von 153 

Eintritten zu verzeichnen. Leider führte die hohe 

Zahl an Eintritten im Jahr 2018, allein im Februar 

des Jahres 252 Eintritte im Kontext der Mitglieder-

befragung zum ausgehandelten Koalitionsvertrag 

und dem damit verbundenen möglichen Eintritt in 

eine erneute Große Koalition auf der Bundesebe-

ne, nicht zu einer positiven Entwicklung der Mit-

gliederzahl insgesamt, da nach nur wenigen Mo-

naten viele dieser neuen Mitglieder die Partei 

wieder verlassen haben, damit korrespondiert 

auch die relativ hohe Zahl an Austritten im Jahr 

2018. Der Partei ist es nicht gelungen, diese mehr-

heitlich eher „kritischen Geister“ an sich zu binden.

Die Parteiaustritte betrugen im Durchschnitt der 

letzten 10 Jahre (2010–2019) jährlich 223. Im Jahr 

2018 waren 311 und im Jahr 2019 waren 256 Aus-

tritte zu verzeichnen.

Das Durchschnittsalter der Mitgliedschaft lag am 

31. Dezember 2019 bei 61 Jahren und ist somit  

gegenüber 2015 um ein Jahr angestiegen. Die 

durchschnittliche Dauer der Mitgliedschaft ist 

im gleichen Zeitraum unverändert geblieben 

und liegt bei 26 Jahren (Unterbezirk Bremen-

Stadt: 25 Jahre, Unterbezirke Bremerhaven und 

Bremen-Nord: 27 Jahre).

In den letzten zehn Jahren (2010–2019) sind im 

Durchschnitt jährlich 78 Genossinnen und Ge-

nossen verstorben. Im Jahr 2018 waren 77 und 

im Jahr 2019 72 Todesfälle zu verzeichnen.

In der Landesorganisation waren am 31. Dezem-

ber 2019 lediglich noch zwei Gastmitglieder (je 

Ro land Pahl, Lan des ge schäfts füh rer
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eines in den Unterbezirken Bremerhaven und Bre-

men-Nord) organisiert – am 31. Dezember 2017 

waren es noch 17. Die Gastmitgliedschaft und die 

Unterstützermitgliedschaften in den Arbeitsge-

meinschaften konnten bundesweit von Beginn an 

nicht die gewünschte Attraktivität erreichen und 

wurden aus diesem Grund vom Bundesparteitag 

im Dezember 2019 mit Wirkung zum 30. Septem-

ber 2020 eingestellt.

Die Mitgliederzahlen der Unterbezirke betrugen 

am 31. Dezember 2019: Unterbezirk Bremen-

Stadt: 2.797 (2015: 2.912, 2000: 3.612), Unterbe-

zirk Bremen-Nord: 502 (2015: 528, 2000: 655),  

Unterbezirk Bremerhaven: 730 (2015: 868, 2000: 

945). Die durchschnittliche Mitgliederzahl je Orts-

verein lag am 31. Dezember 2019 im Unterbezirk 

Bremen-Stadt mit 29 Ortsvereinen bei 96,5 

(kleinster Ortsverein ist Seehausen-Hasenbüren 

mit 12 Mitgliedern, größter Ortsverein ist Peters-

werder/Steintor mit 250 Mitgliedern), im Unter-

bezirk Bremerhaven mit 7 Ortsvereinen bei 104,3 

Mitgliedern (kleinster Ortsverein ist Schiffdorfer 

Damm – Surheide mit 67 Mitgliedern, größter 

Ortsverein ist Geestemünde mit 141 Mitglie-

dern) und im Unterbezirk Bremen-Nord mit 7 

Ortsvereinen bei 71,7 Mitgliedern (kleinster 

Ortsverein ist hier Burgdamm mit 35 Mitglie-

dern, größter Ortsverein ist Burglesum mit 133 

Mitgliedern). In den Unterbezirken betrug der 

Frauenanteil am 31. Dezember 2019: Bremen-

Stadt: 34,97 Prozent; Bremen-Nord: 33,86 Pro-

zent; Bremerhaven: 33,01 Prozent.

Die Entwicklung der Mitgliederzahlen bereitet 

Sorge. Die SPD schöpft wie keine andere Partei 

ihre Kampfkraft aus ihren aktiven Mitgliedern. 

Die Mitgliedsbeiträge sind eine zentrale Säule der 

Finanzierung der politischen Arbeit.

Statistiken zur Mitgliederentwicklung sind im An-

hang dieses Jahrbuches dokumentiert.

Wir erreichen inzwischen über 2.500 Mitglieder 

(62,5 Prozent) per E-Mail, d. h. aber eben auch, dass 

wir noch immer rund 1.500 Mitglieder über diesen 

Weg nicht erreichen und damit der Informations- 

und Kommunikationsfluss zu ihnen erschwert ist.

Bei den Arbeitsgemeinschaften und Foren kam 

es im Berichtszeitraum zu keinen strukturellen 

Veränderungen: Alle 11 vom Parteivorstand ein-

gerichteten Arbeitsgemeinschaften arbeiten 

auch auf der Landesebene. Hinzu kommen drei 

vom Landesvorstand eingerichtete Foren. Ar-

beitsgemeinschaften und Foren arbeiten auf der 

Landesebene mit dem Prinzip der Vollversamm-

lung. Die Arbeitsgemeinschaften Sozialdemokra-

tische Frauen (ASF), Arbeitsgemeinschaft für  

Arbeitnehmerfragen (AfA), Arbeitsgemeinschaft 

60plus sowie die Jusos sollen auch auf der Ebene 

der Unterbezirke arbeiten, die weiteren Arbeits-

gemeinschaften können auf der Ebene der Un-

terbezirke arbeiten.

Nach der Bürgerschaftswahl musste die für den 

Wahlkampf erfolgte Verstärkung des hauptamt-

lichen Personals in den Unterbezirken und auch 

im Landesbüro wieder abgebaut werden. Zum 

Jahresbeginn 2020 umfasst die Personalausstat-

tung im Unterbezirk Bremen-Stadt: 1/1-Stelle, im 

Unterbezirk Bremerhaven: 1/2-Stelle und im Un-

terbezirk Bremen-Nord: 1/4-Stelle. Das Bremer 

Landesbüro hat bundesweit die deutlich geringste 

Personalausstattung: 153 Wochenstunden, knapp 

vier Vollzeitstellen (VZE), wobei hier bereits 40 

Stunden (1 VZE), die von Studentischen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern geleistet werden, ein-

geschlossen sind.

Mit der Entlastung der Parteibüros von Verwal-

tungsaufgaben versuchen wir, die Kapazitäten 

des Personals für die Unterstützung der Vorstände, 

Gremien und Gliederungen bei der politischen 

Arbeit und zur Begleitung von Kampagnen zu er-

weitern.

Ein zentraler Baustein war hierbei die Verlagerung 

der Arbeiten für die Mitgliederverwaltung nach 

Dortmund in das Service Center der Partei. Dieser 

Schritt musste zum Jahreswechsel 2018/2019 

durch den längeren Ausfall der zuständigen Mit-

arbeiterin im Landesbüro, wo zuvor die Bearbei-

tung bereits zentralisiert erfolgte, sehr kurzfristig 

umgesetzt werden. In der zweiten Jahreshälfte 

2019 wurde nach dem Auslaufen der Leasingver-

träge für die Kuvertier- und Frankiersysteme der 

Postbearbeitungsservice für Gliederungen einge-

stellt. Die Nachfrage und die Auflagen waren im-

mer stärker zurückgegangen, was die hohen Fix-

kosten für das Vorhalten der Büromaschinen nicht 

mehr rechtfertigte. Es werden nun noch stärker 
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elektronische Mailing- und Newsletter-Systeme 

genutzt, größere Postversendungen können 

ebenfalls portooptimiert über das Service Center 

organisiert werden.

Weitere Schritte des Veränderungsprozesses der 

Parteibüros, zum Beispiel der weitere Ausbau des 

digitalisierten und mobilen Arbeitens, werden 

folgen.

Die SPD in Bremen und Bremerhaven hat sich in 

den letzten zwei Jahren mit vielfältigen Diskussi-

onen und Formaten am Prozess „#spderneuern“ 

beteiligt – nicht zuletzt mit Anträgen an den 

Bundesparteitag und auch aktiv in der Organisa-

tionpolitischen Kommission beim Parteivorstand. 

Aus diesem Prozess resultierend hat der Bundes-

parteitag im Dezember 2019 umfangreiche  

organisationspolitische Beschlüsse gefasst, die 

zu einer stärkeren Beteiligung der Mitglieder, 

auch unter der Anwendung neuer Methoden 

und digitaler Techniken, führen soll. 

Die SPD will und wird auch im neuen Jahrzehnt 

eine moderne Mitgliederpartei sein. Auf dem au-

ßerordentlichen Landesparteitag am 26. Oktober 

2019 wurde intensiv und konstruktiv die Situation 

der Partei nach der Bürgerschaftswahl 2019 bera-

ten. Es wurden organisationspolitische Beschlüsse 

gefasst und Verabredungen getroffen, die die 

Richtschnur für die politische Arbeit unter der Auf-

gabenstellung „Polarisierung – Profil – Präsenz“, 

wie es Landesvorstand und der Vorstand der SPD-

Bürgerschaftsfraktion/Land Bremen in einer ge-

meinsamen Klausursitzung am 22. Februar 2020 

nochmals zusammenfassend festgestellt haben, 

bis zur nächsten Bürgerschaftswahl sein werden.

Roland Pahl

Landesgeschäftsführer
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Die Landesorganisation bleibt 
nach dem Bürgerschaftswahl-
kampf weiterhin schuldenfrei!

Der vorherige Finanzbericht für die Jah-

re 2016/2017 stand unter der Über-

schrift „Die letzten zwei Jahre haben 

den Finanzen der Partei gutgetan“. Es 

war in dieser Zeit gelungen, das negati-

ve Reinvermögen von 302.881 Euro 

zum Stichtag 31.12.2015 in ein positives 

in Höhe von 142.866 Euro zum Stichtag 

31.12.2017 umzuwandeln. Das war der 

erste positive Jahresabschluss seit zehn 

Jahren (vgl. Tabelle: Reinvermögen)! Da-

mit haben wir die finanzielle Basis für 

den Bürgerschaftswahlkampf 2019 geschaffen, 

denn nur so war es überhaupt möglich, auf der Lan-

desebene ein Budget von letztlich 864.569 Euro für 

diesen Wahlkampf bereitstellen zu können.

Wahlkampf kostet Geld

Die allgemeine politische Situation und die Lage 

unserer Partei im Bund und auch im Land Bremen 

Anfang 2018, als die Vorbereitungen für den Bür-

gerschaftswahlkampf 2019 konkret begannen, 

waren alles andere als günstig. Wir hatten also 

allen Grund, den Wahlkampf wie nie zuvor pro-

fessionell und strategisch anzugehen. Deshalb 

wurde im Februar 2018, also bereits in der vorhe-

rigen Amtsperiode des Landesvorstandes, vom 

Landesvorstand einstimmig beschlossen, mit 

Frank Stauss, einem sehr erfahrenen Wahlkampf-

strategen und -berater, zusammenzuarbeiten. 

Darüber hinaus hat der Landesvorstand beschlos-

sen, auch eigene Marktforschung zur genauen 

Analyse der Ausgangsbasis durchzuführen. Hier-

für wurde mit pollytix strategic research zusam-

mengearbeitet. Die Agentur Richel, Stauss –  

Mathias Richel hat besondere Expertise auf dem 

Feld Social Media – war auch für die Europakam-

pagne der Bundespartei engagiert, somit waren 

beide Kampagnen in der strategischen Ausrich-

tung wie dann auch der reale Wahlkampf vor Ort 

miteinander verkoppelt. Diese Herangehenswei-

se, deren Erfordernis von niemandem angezwei-

felt wurde, bedeutete jedoch gleichzeitig, dass 

ein Wahlkampfbudget in der genannten Höhe 

bereitgestellt werden musste.

Das Wahlkampfbudget wurde mit Ausgaben von 

250.337 Euro im Jahr 2018 und von 609.557 Euro im 

Jahr 2019, insgesamt also 859.894 Euro, nahezu 

ausgeschöpft, aber nicht überschritten. Es mussten 

keine Kredite aufgenommen werden, die Landes-

partei ist nicht in eine Verschuldung gegangen.

Die Ausgaben der Landesorganisation für den 

Bürgerschaftswahlkampf teilten sich auf in 

689.695 Euro für die eigentliche Kampagne, 

25.000 Euro an Zuschüssen für die Unterbezirke 

für die von Ihnen zu leistende Straßenplakatie-

rung sowie 145.199 Euro an Kosten für die Perso-

nalverstärkung in den Büros der Unterbezirke und 

im Landesbüro.

Die Jahre 2018 und 2019 waren intensiv. Eine Fülle 

von Aktivitäten, Projekten und Veranstaltungen – 

von politischer Arbeit und Präsenz – fanden jenseits 

des eigentlichen Wahlkampfes zur Bürgerschafts- 

und Europawahl am 26. Mai 2019 statt. In dieser 

unvollständigen Aufzählung sind hervorzuheben:

 � Erarbeitung des SPD-Zukunftsprogramms 

2019 – 2023, dem Regierungsprogramm zur 

Bürgerschaftswahl 2019: sechs Dialogveran-

staltungen (April/Mai 2018), die wir zu für uns 

besonders relevanten Themen-Clustern mit 

der Fishbowl-Methode durchgeführt haben; 

Gisela Schwellach, Landesschatzmeisterin
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war in erster Linie nicht verursacht durch zu teure 

Wahlkämpfe, sondern darin begründet, dass in 

den Jahren zuvor die Finanzen nicht hinreichend 

konsolidiert wurden; so sind wir in das Wahl-

kampfjahr 2011 bereits mit einem negativen Rein-

vermögen von Euro 188.540 Euro (31.12.2010) 

und in das Jahr 2015 mit einem negativen Reinver-

mögen von 170.257 Euro (31.12.2014) gestartet. 

Daraus hatten wir unsere Lehren gezogen und alle 

Anstrengungen darauf gerichtet, dass das Reinver-

mögen zum Start des Wahlkampfjahres 2019 ein 

Polster bildet – 205.921 Euro (31.12.2018) – und 

auch nicht im Wahlkampf praktisch aus dem Ru-

der läuft und faktisch ein größeres Minus aufge-

baut wird: –4.970 Euro (31.12.2019).

Die Jahresabschlüsse 2017 und 2018 sowie der 

vorläufige Jahresabschluss 2019 mit Stand vom 

11. Mai 2020 sind im Anhang zu diesem 

Bericht dokumentiert.

Finanzperspektive

Die SPD stellt trotz des historisch 

schlechtesten Wahlergebnisses bei der 

Bürgerschaftswahl 2019 weiterhin den 

Bürgermeister und Präsidenten des Se-

nats der Freien Hansestadt Bremen und 

führt die rot-grün-rote Landesregierung 

an. Sie hat damit die Chance, mit einer 

guten Politik für das Land und die Men-

schen in Bremen und Bremerhaven, 

neue Kraft zu entwickeln und neues 

Vertrauen zu gewinnen.

In den nächsten Jahren ist jedoch mit strukturellen 

Einnahmeverlusten umzugehen: Die geringere 

Zahl an Abgeordneten, Senatsmitgliedern sowie 

von Staatsrätinnen und Staatsräten führt über die 

gesamte Legislaturperiode zu einem merklichen 

Einnahmeverlust bei den Sonderbeiträgen. Mit der 

in den vergangenen Jahren regelmäßig erhaltenen 

Zuwendung aus den Mitteln des Strukturfonds, 

dem Solidarpakt der Länder und Bezirke, kann, 

aufgrund der allgemeinen Finanzsituation der 

Partei, für die Zukunft zumindest nicht mehr in 

der Kontinuität und nicht in der Höhe der letzten 

Jahre gerechnet werden.

Bundesweit ist es die Ebene der Länder und Bezir-

ke, die über das geringste Vermögen verfügt: Zwei 

Durchschnittliche Mitgliedsbeiträge – Ländervergleich 2008, 2013, 2017 und 2018

  2008  2013  2017  2018

1 MV: 12,38 Euro MV: 13,91 Euro MV: 14,36 Euro HB: 14,42 Euro

2 BB: 12,29 Euro BB: 13,70 Euro HB: 14,34 Euro MV: 13,98 Euro

3 BE: 12,07 Euro HH: 13,08 Euro BB: 14,14 Euro ST: 13,58 Euro

4 HH: 12,03 Euro HB: 13,05 Euro ST: 13,71 Euro BB: 13,58 Euro

5 ST: 10,65 Euro BE: 12,89 Euro BE: 13,50 Euro BE: 13,27 Euro

6 HB: 10,21 Euro ST: 11,90 Euro HH: 13,45 Euro HH: 13,21 Euro

7 SN: 9,60 Euro TH: 10,36 Euro SN: 11,89 Euro SN: 11,50 Euro
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von 22 Ländern/Bezirken haben das Jahr 2018 mit 

einem negativen Reinvermögen abgeschlossen. 

Der Anteil des Parteivorstandes am Gesamtver-

mögen der Partei betrug zum Stichtag 31.12.2018 

(inkl. Haus- und Grundvermögen) 44,5 Prozent 

(2015: 50,3 Prozent), die Länder und Bezirke kom-

men auf lediglich 15,7 Prozent (2015: 13,5 Prozent) 

und die Unterbezirke und Ortsvereine zusammen 

auf 39,8 Prozent (2015: 36,2 Prozent).

Im Land Bremen hatten die Unterbezirke und 

Ortsvereine zum Stichtag 31.12.2019 gemeinsam 

ein Reinvermögen von 315.601 Euro, die Landes-

organisation jedoch mit –4.970 Euro ein negatives 

Reinvermögen. Vor dem Wahlkampfjahr 2019 

zum Stichtag 31.12.2018 betrug das gemeinsame 

Reinvermögen der Unterbezirke und Ortsvereine 

noch 397.853 Euro, das der Landesorganisation 

205.921 Euro.

Mitgliedsbeiträge – Beitragskassierung

Die Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen haben sich 

von 464.264 Euro im Jahr 2017, über 471.028 Euro 

im Jahr 2018, auf 456.209 Euro im Jahr 2019 ent-

wickelt. Die verminderte Einnahme aus Mitglieds-

beiträgen im Jahr 2019 gegenüber dem Jahr 2018 

trotz konstant hohen Durchschnittsbeitrags und 

einer 100-Prozent-Beitragskassierungsquote zeigt 

die Wirkung der negativen Mitgliedentwicklung 

deutlich auf. Der durchschnittliche Mitgliedsbei-

trag in der Bremer Landesorganisation betrug 

2008: 10,21 Euro, 2013: 13,05 Euro, 2017: 14,34 

Euro, 2018: 14,42 Euro und stieg im Jahr 2019 

weiter auf 14,94 Euro an. 

In den Unterbezirken betrug der durchschnittliche 

Mitgliedsbeitrag im Jahr 2019: Bremen-Stadt: 

15,67 Euro; Bremen-Nord: 13,34 Euro und Bremer-

haven: 13,24 Euro.

Im Ranking der Landesverbände beim durch-

schnittlichen Mitgliedsbeitrag hat sich die Bremer 

Landesorganisation von der 6. Position im Jahr 

2008 über den Platz 4 im Jahr 2013 auf die 2. Posi-

tion in den Jahren 2015 bis 2017 und schließlich 

im Jahr 2018 auf die Pole-Position geschoben. Die 

gute Funktion der Beitragskassierung ist für unse-

re kleine Landesorganisation enorm wichtig, wir 

haben schließlich nichts zu verschenken. Deshalb 

kümmert sich das Landesbüro sehr intensiv um 

das Beitragswesen. Aber ohne die gute Kooperati-

on mit den Kassiererinnen und Kassierern der 

Ortsvereine würde uns ein solches Ergebnis nicht 

gelingen. Für diese vertrauensvolle Zusammenar-

beit sind wir den Ortsvereinen sehr dankbar.

Mitgliederentwicklung

Mit großer Sorge schauen wir auf die Mitglieder-

entwicklung. Mit rund 4.000 Mitgliedern ent-

spricht die Bremer Landesorganisation, von der 

Mitgliederstärke her, inzwischen eher einem grö-

ßeren Unterbezirk in einem Flächenland. Kommt 

es in der Mitgliederentwicklung nicht zu einer 

Trendumkehr, die jedoch leider nicht einmal in 

Ansätzen zu erkennen ist, wird die Altersstruktur 

zu einem weiteren Mitgliederverlust und zur 

deutlichen Verkleinerung der Zahl von potentiell 

aktiven Mitgliedern in den nächsten Jahren füh-

ren. Weniger Mitglieder bedeuten auch weniger 

Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen, ein Auffan-

gen von Einnahmeverlusten durch individuelle 

und/oder kollektive Beitragserhöhungen hat 

Grenzen.

Die Mitgliederwerbung/-gewinnung muss zu-

künftig noch offensiver angegangen werden und 

selbstverständlicher Teil der politischen Arbeit 

und Kampagne sein.

Mehr zur Mitglieder- und Organisationsentwick-

lung ist im separaten Organisationsbericht zu 

finden.

Personalentwicklung

Nach der Bürgerschaftswahl musste die für den 

Wahlkampf erfolgte Verstärkung des hauptamtli-

chen Personals in den Unterbezirken und auch im 

Landesbüro wieder abgebaut werden. Zum Jah-

resbeginn 2020 umfasst die Personalausstattung 

im Unterbezirk Bremen-Stadt: 1/1-Stelle, im Un-

terbezirk Bremerhaven: 1/2-Stelle und im Unter-

bezirk Bremen-Nord: 1/4-Stelle. Das Bremer Lan-

desbüro hat bundesweit die deutlich geringste 

Personalausstattung: 153 Wochenstunden, knapp 

vier Vollzeitstellen (VZE), wobei hier bereits  

40 Stunden (1 VZE), die von Studentischen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern geleistet werden, 
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eingeschlossen sind. In den Parteibüros im Land 

Bremen sind somit insgesamt knapp 5,75 VZE be-

schäftigt und werden von der Landesorganisation 

finanziert.

Zum Vergleich mit Stand 31.12.2018: Landesorga-

nisation Bremen 6,5 (VZE), Landesorganisation 

Hamburg 16,25 VZE, Bezirk Nordniedersachsen 

9,0 VZE, Landesverband Mecklenburg-Vorpommern 

8,85 VZE und Landesverband Saarland 7,5 VZE.

Optimierung der Arbeitsprozesse in den 
Parteibüros

Mit der Entlastung der Parteibüros von Verwal-

tungsaufgaben versuchen wir, die Kapazitäten 

des Personals für die Unterstützung der Vorstän-

de, Gremien und Gliederungen bei der politischen 

Arbeit und zur Begleitung von Kampagnen zu er-

weitern. Ein zentraler Baustein war hierbei die 

Verlagerung der Arbeiten für die Mitgliederver-

waltung nach Dortmund in das Service Center der 

Partei. Dieser Schritt musste zum Jahreswechsel 

2018/2019 durch den längeren Ausfall der zustän-

digen Mitarbeiterin im Landesbüro, wo zuvor die 

Bearbeitung bereits zentralisiert erfolgte, sehr 

kurzfristig umgesetzt werden. In der zweiten Jah-

reshälfte 2019 wurde nach dem Auslaufen der 

Leasingverträge für die Kuvertier- und Frankier-

systeme der Postbearbeitungsservice für Gliede-

rungen eingestellt. Die Nachfrage und die Aufla-

gen waren immer stärker zurückgegangen, was 

die hohen Fixkosten für das Vorhalten der Büro-

maschinen nicht mehr rechtfertigte. Es werden 

nun noch stärker elektronische Mailing- und 

Newsletter-Systeme genutzt, größere Postver-

sendungen können ebenfalls portooptimiert über 

das Service Center organisiert werden. Mit Beginn 

des Jahres 2020 werden wir in Kooperation mit un-

serem Dienstleister für die Buchhaltung, die zum 

SPD-Unternehmensbereich gehörende Office Con-

sult, einen neuen Workflow mit verstärkter Digita-

lisierung umsetzen und die EDV-Administration 

ebenso der Office Consult übertragen. Durch diese 

Optimierungsmaßnahmen werden wir ab 2020 

eine Kostenreduzierung bei den Sachkosten von 

rund 20.000 Euro pro Jahr realisieren. Weitere 

Schritte des Veränderungsprozesses der Parteibü-

ros, zum Beispiel der weitere Ausbau des digitali-

sierten und mobilen Arbeitens, werden folgen.

Standort des Landesbüros

Am 15. November 2019 hat der Landesvorstand 

beschlossen, spätestens im Frühjahr 2021 mit 

Auslaufen des aktuellen Mietvertrages den Büro-

standort Obernstraße aufzugeben.

Zurzeit vereinen sich am Standort Obernstraße 

die Wahlkreisbüros der beiden Bundestagsabge-

ordneten, das Büro des Europaabgeordneten, die 

Geschäftsstelle des Unterbezirks Bremen-Stadt 

und das Landesbüro sowie ein Arbeitsraum für 

die Jusos. Diese unterschiedlichen Nutzer*innen 

haben natürlicherweise auch unterschiedliche 

Anforderungen an ihre jeweiligen Standorte und 

Räumlichkeiten. Seitens der Partei hat sich der Flä-

chenbedarf über die Jahre erheblich reduziert: So 

ist die Abgeordnetengemeinschaft Bremen-Stadt 

als Untermieter weggefallen, die Zahl der haupt-

amtlichen Mitarbeiter*innen ist gesunken und es 

wird weniger Platz für Bürotechnik/-maschinen 

benötigt. Für die Landesorganisation ist von be-

sonderer Bedeutung, über eine Flächenreduktion 

eine Einsparung an Kosten zu erzielen; qualitativ 

sind die Zentralität und die ÖPNV-Erreichbarkeit 

besonders wichtig und auch die Einheit an einem 

Standort mit der Geschäftsstelle des Unterbezirks 

Bremen-Stadt soll nach Möglichkeit fortbestehen.

Es spricht viel dafür, die regionale Präsenz und 

Sichtbarkeit durch Bürger-/Wahlkreisbüros der 

Abgeordneten der unterschiedlichen Ebenen zu 

verbessern, verstärkt durch Standortgemein-

schaften mit der örtlichen Partei, damit lebendige 

Orte entstehen – möglichst in den Himmelsrich-

tungen Süd, West und Ost in der Stadt Bremen, 

wie sie in Bremerhaven und Bremen-Nord bereits 

vorhanden sind.

Unsere Aufgabe

Wir wollen in den nächsten zwei Jahren die finan-

zielle Basis schaffen, die für einen kraftvollen Bür-

gerschaftswahlkampf 2023, mit unserem Bürger-

meister und Präsidenten des Senats Andreas 

Bovenschulte an der Spitze, benötigt wird!

Gisela Schwellach Roland Pahl

Landesschatzmeisterin  Landesgeschäftsführer
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Rechenschaftsbericht für das Jahr 2017

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2017

EEiinnnnaahhmmeenn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 464.263,74 €                    Personalkosten 316.168,43 €                 

Sonderbeiträge 195.973,20 €                    Verwaltungskosten 142.097,70 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 24.840,00 €                       Politische Arbeit 157.978,29 €                 

Spenden von nat. Personen 4.168,00 €                          Wahlkampf/Bundestagswahl 58.643,05 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 8.553,90 €                          Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 41.300,60 €                    

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 200,00 €                               

Staatliche Mittel 175.080,46 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 10,72 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.382,99 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 18.487,60 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.380,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 12.000,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 35.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 24.840,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.786,15 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GGeessaammtteeiinnnnaahhmmeenn  22001177 .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2017

Geschäftsstellenausstattung 472,00 €                               Rückstellungen 7.063,51 €-                       

Geldbestände 267.994,22 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.077,31 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 105.711,20 €-                 

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 18.331,46 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 1.429,11 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2017

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2017

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 464.263,74 €                    Personalkosten 316.168,43 €                 

Sonderbeiträge 195.973,20 €                    Verwaltungskosten 142.097,70 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 24.840,00 €                       Politische Arbeit 157.978,29 €                 

Spenden von nat. Personen 4.168,00 €                          Wahlkampf/Bundestagswahl 58.643,05 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 8.553,90 €                          Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 41.300,60 €                    

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 200,00 €                               

Staatliche Mittel 175.080,46 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 10,72 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.382,99 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 18.487,60 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.380,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 12.000,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 35.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 24.840,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.786,15 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2017

Geschäftsstellenausstattung 472,00 €                               Rückstellungen 7.063,51 €-                       

Geldbestände 267.994,22 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.077,31 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 105.711,20 €-                 

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 18.331,46 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 1.429,11 €                          

BBeessiittzzppoosstteenn  aamm  3311..1122..22001177 .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2017

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2017

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 464.263,74 €                    Personalkosten 316.168,43 €                 

Sonderbeiträge 195.973,20 €                    Verwaltungskosten 142.097,70 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 24.840,00 €                       Politische Arbeit 157.978,29 €                 

Spenden von nat. Personen 4.168,00 €                          Wahlkampf/Bundestagswahl 58.643,05 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 8.553,90 €                          Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 41.300,60 €                    

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 200,00 €                               

Staatliche Mittel 175.080,46 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 10,72 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.382,99 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 18.487,60 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.380,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 12.000,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 35.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 24.840,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.786,15 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2017

Geschäftsstellenausstattung 472,00 €                               Rückstellungen 7.063,51 €-                       

Geldbestände 267.994,22 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.077,31 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 105.711,20 €-                 

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 18.331,46 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 1.429,11 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        SScchhuullddppoosstteenn  aamm  3311..1122..22001177 .. ,,   €€                                  

RReeiinnvveerrmmööggeenn  aamm  3311..1122..22001177 .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2017

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2017

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 464.263,74 €                    Personalkosten 316.168,43 €                 

Sonderbeiträge 195.973,20 €                    Verwaltungskosten 142.097,70 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 24.840,00 €                       Politische Arbeit 157.978,29 €                 

Spenden von nat. Personen 4.168,00 €                          Wahlkampf/Bundestagswahl 58.643,05 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 8.553,90 €                          Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 41.300,60 €                    

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 200,00 €                               

Staatliche Mittel 175.080,46 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 10,72 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.382,99 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 18.487,60 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.380,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 12.000,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 35.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 24.840,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.786,15 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2017

Geschäftsstellenausstattung 472,00 €                               Rückstellungen 7.063,51 €-                       

Geldbestände 267.994,22 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten -  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung -  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.077,31 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 105.711,20 €-                 

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 18.331,46 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 1.429,11 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. 113311..110066,,1177  €€--                                  

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. 114422..886666,,4477  €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2017

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2017

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 464.263,74 €                    Personalkosten 316.168,43 €                 

Sonderbeiträge 195.973,20 €                    Verwaltungskosten 142.097,70 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 24.840,00 €                       Politische Arbeit 157.978,29 €                 

Spenden von nat. Personen 4.168,00 €                          Wahlkampf/Bundestagswahl 58.643,05 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 8.553,90 €                          Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 41.300,60 €                    

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 200,00 €                               

Staatliche Mittel 175.080,46 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 10,72 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.382,99 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 18.487,60 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.380,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 12.000,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 35.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 24.840,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.786,15 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2017

Geschäftsstellenausstattung 472,00 €                               Rückstellungen 7.063,51 €-                       

Geldbestände 267.994,22 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.077,31 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 105.711,20 €-                 

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung -  €                                       Verbindlichkeiten 18.331,46 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 1.429,11 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. 227733..997722,,6644  €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2017

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2017

iinnnn hhmm nn AAuussggaabbeenn

Mitgliedsbeiträge 464.263,74 €                    Personalkosten 316.168,43 €                 

Sonderbeiträge 195.973,20 €                    Verwaltungskosten 142.097,70 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 24.840,00 €                       Politische Arbeit 157.978,29 €                 

Spenden von nat. Personen 4.168,00 €                          Wahlkampf/Bundestagswahl 58.643,05 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 8.553,90 €                          Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 41.300,60 €                    

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 200,00 €                               

Staatliche Mittel 175.080,46 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 10,72 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.382,99 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 18.487,60 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.380,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 12.000,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 35.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 24.840,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.786,15 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GGeessaammttaauussggaabbeenn  22001177 .. ,,   €€                                  

ÜÜbbeerrsscchhuussss//DDeeffiizziitt  ((--))  22001177 .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2017

Geschäftsstellenausstattung 472,00 €                               Rückstellungen 7.063,51 €-                       

Geldbestände 267.994,22 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.077,31 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 105.711,20 €-                 

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 18.331,46 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 1.429,11 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2017

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2017

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 464.263,74 €                    Personalkosten 316.168,43 €                 

Sonderbeiträge 195.973,20 €                    Verwaltungskosten 142.097,70 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 24.840,00 €                       Politische Arbeit 157.978,29 €                 

Spenden von nat. Personen 4.168,00 €                          Wahlkampf/Bundestagswahl 58.643,05 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 8.553,90 €                          Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 41.300,60 €                    

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 200,00 €                               

Staatliche Mittel 175.080,46 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 10,72 €                                  Vermögensverwaltung -  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen -  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.382,99 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 18.487,60 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.380,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 12.000,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 35.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 24.840,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.786,15 €                          Sonstige Ausgaben -  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  777777..440088,,0077  €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    119922..333388,,6699  €€                                  

Vermögensübersicht 2017

Geschäftsstellenausstattung 472,00 €                               Rückstellungen 7.063,51 €-                       

Geldbestände 267.994,22 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.077,31 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 105.711,20 €-                 

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 18.331,46 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 1.429,11 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2017

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2017

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 464.263,74 €                    Personalkosten 316.168,43 €                 

Sonderbeiträge 195.973,20 €                    Verwaltungskosten 142.097,70 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 24.840,00 €                       Politische Arbeit 157.978,29 €                 

Spenden von nat. Personen 4.168,00 €                          Wahlkampf/Bundestagswahl 58.643,05 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 8.553,90 €                          Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 41.300,60 €                    

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 200,00 €                               

Staatliche Mittel 175.080,46 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 10,72 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.382,99 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 18.487,60 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.380,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 12.000,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 35.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 24.840,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.786,15 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  996699..774466,,7766  €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2017

Geschäftsstellenausstattung 472,00 €                               Rückstellungen 7.063,51 €-                       

Geldbestände 267.994,22 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.077,31 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 105.711,20 €-                 

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 18.331,46 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 1.429,11 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2017

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2017

Vermögensübersicht 2017

Stand: nach Wirtschaftsprüfung
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Rechenschaftsbericht für das Jahr 2018

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2018

Einnahmen Ausgaben

Mitgliedsbeiträge 471.027,88 €                    Personalkosten 305.691,56 €                 

Sonderbeiträge 209.840,00 €                    Verwaltungskosten 142.853,37 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 27.130,00 €                       Politische Arbeit 191.522,59 €                 

Spenden von nat. Personen 5.874,70 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 178,50 €                           

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 9.935,00 €                          Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 174.337,07 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.000,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 76.000,00 €                    

Staatliche Mittel 163.829,70 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 22,06 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.770,18 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 19.595,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf  €                                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe  €                                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 27.130,00 €                    

Sonstige Einnahmen  €                                       Sonstige Ausgaben 56,80 €                              

GGeessaammtteeiinnnnaahhmmeenn  22001188 .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                        

Vermögensübersicht 2018

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 13.170,29 €-                    

Geldbestände 220.788,32 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 26.132,82 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 8.725,04 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 21.368,62 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 2.263,91 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2018

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2018

Einnahmen Ausgaben

Mitgliedsbeiträge 471.027,88 €                    Personalkosten 305.691,56 €                 

Sonderbeiträge 209.840,00 €                    Verwaltungskosten 142.853,37 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 27.130,00 €                       Politische Arbeit 191.522,59 €                 

Spenden von nat. Personen 5.874,70 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 178,50 €                           

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 9.935,00 €                          Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 174.337,07 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.000,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 76.000,00 €                    

Staatliche Mittel 163.829,70 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 22,06 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.770,18 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 19.595,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf  €                                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe  €                                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 27.130,00 €                    

Sonstige Einnahmen  €                                       Sonstige Ausgaben 56,80 €                              

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                        

Vermögensübersicht 2018

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 13.170,29 €-                    

Geldbestände 220.788,32 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 26.132,82 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 8.725,04 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 21.368,62 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 2.263,91 €                          

BBeessiittzzppoosstteenn  aamm  3311..1122..22001188 .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2018

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2018

Einnahmen Ausgaben

Mitgliedsbeiträge 471.027,88 €                    Personalkosten 305.691,56 €                 

Sonderbeiträge 209.840,00 €                    Verwaltungskosten 142.853,37 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 27.130,00 €                       Politische Arbeit 191.522,59 €                 

Spenden von nat. Personen 5.874,70 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 178,50 €                           

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 9.935,00 €                          Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 174.337,07 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.000,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 76.000,00 €                    

Staatliche Mittel 163.829,70 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 22,06 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.770,18 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 19.595,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf  €                                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe  €                                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 27.130,00 €                    

Sonstige Einnahmen  €                                       Sonstige Ausgaben 56,80 €                              

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                        

Vermögensübersicht 2018

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 13.170,29 €-                    

Geldbestände 220.788,32 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 26.132,82 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 8.725,04 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 21.368,62 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 2.263,91 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        SScchhuullddppoosstteenn  aamm  3311..1122..22001188 .. ,,   €€                                        

RReeiinnvveerrmmööggeenn  aamm  3311..1122..22001188 .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2018

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2018

Einnahmen Ausgaben

Mitgliedsbeiträge 471.027,88 €                    Personalkosten 305.691,56 €                 

Sonderbeiträge 209.840,00 €                    Verwaltungskosten 142.853,37 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 27.130,00 €                       Politische Arbeit 191.522,59 €                 

Spenden von nat. Personen 5.874,70 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 178,50 €                           

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 9.935,00 €                          Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 174.337,07 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.000,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 76.000,00 €                    

Staatliche Mittel 163.829,70 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 22,06 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.770,18 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 19.595,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf  €                                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe  €                                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 27.130,00 €                    

Sonstige Einnahmen  €                                       Sonstige Ausgaben 56,80 €                              

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                        

Vermögensübersicht 2018

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 13.170,29 €-                    

Geldbestände 220.788,32 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten -  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung -  €                                    

Forderungen an Gliederungen 26.132,82 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 8.725,04 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 21.368,62 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 2.263,91 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. 4433..226633,,9955  €€--                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. 220055..992211,,1100  €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2018

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2018

Einnahmen Ausgaben

Mitgliedsbeiträge 471.027,88 €                    Personalkosten 305.691,56 €                 

Sonderbeiträge 209.840,00 €                    Verwaltungskosten 142.853,37 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 27.130,00 €                       Politische Arbeit 191.522,59 €                 

Spenden von nat. Personen 5.874,70 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 178,50 €                           

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 9.935,00 €                          Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 174.337,07 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.000,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 76.000,00 €                    

Staatliche Mittel 163.829,70 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 22,06 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.770,18 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 19.595,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf  €                                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe  €                                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 27.130,00 €                    

Sonstige Einnahmen  €                                       Sonstige Ausgaben 56,80 €                              

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                        

Vermögensübersicht 2018

Geschäftsstellenausstattung -  €                                       Rückstellungen 13.170,29 €-                    

Geldbestände 220.788,32 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 26.132,82 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 8.725,04 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung -  €                                       Verbindlichkeiten 21.368,62 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 2.263,91 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. 224499..118855,,0055  €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2018

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2018

Einnahmen Ausgaben

Mitgliedsbeiträge 471.027,88 €                    Personalkosten 305.691,56 €                 

Sonderbeiträge 209.840,00 €                    Verwaltungskosten 142.853,37 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 27.130,00 €                       Politische Arbeit 191.522,59 €                 

Spenden von nat. Personen 5.874,70 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 178,50 €                           

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 9.935,00 €                          Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 174.337,07 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.000,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 76.000,00 €                    

Staatliche Mittel 163.829,70 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 22,06 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.770,18 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 19.595,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf  €                                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe  €                                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 27.130,00 €                    

Sonstige Einnahmen  €                                       Sonstige Ausgaben 56,80 €                              

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GGeessaammttaauussggaabbeenn  22001188 .. ,,   €€                                  

ÜÜbbeerrsscchhuussss//DDeeffiizziitt  ((--))  22001188 .. ,,   €€                                        

Vermögensübersicht 2018

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 13.170,29 €-                    

Geldbestände 220.788,32 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 26.132,82 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 8.725,04 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 21.368,62 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 2.263,91 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2018

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2018

Einnahmen Ausgaben

Mitgliedsbeiträge 471.027,88 €                    Personalkosten 305.691,56 €                 

Sonderbeiträge 209.840,00 €                    Verwaltungskosten 142.853,37 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 27.130,00 €                       Politische Arbeit 191.522,59 €                 

Spenden von nat. Personen 5.874,70 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 178,50 €                           

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 9.935,00 €                          Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 174.337,07 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.000,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 76.000,00 €                    

Staatliche Mittel 163.829,70 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 22,06 €                                  Vermögensverwaltung -  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen -  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.770,18 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 19.595,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf  €                                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe -  €                                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 27.130,00 €                    

Sonstige Einnahmen  €                                       Sonstige Ausgaben 56,80 €                              

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. ,,   €€                                        GG mmtt uu gg nn  991188..996699,,8899  €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    6633..005544,,6633  €€                                        

Vermögensübersicht 2018

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 13.170,29 €-                    

Geldbestände 220.788,32 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 26.132,82 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 8.725,04 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 21.368,62 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 2.263,91 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2018

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2018

Einnahmen Ausgaben

Mitgliedsbeiträge 471.027,88 €                    Personalkosten 305.691,56 €                 

Sonderbeiträge 209.840,00 €                    Verwaltungskosten 142.853,37 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 27.130,00 €                       Politische Arbeit 191.522,59 €                 

Spenden von nat. Personen 5.874,70 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 178,50 €                           

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 9.935,00 €                          Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 174.337,07 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.000,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 76.000,00 €                    

Staatliche Mittel 163.829,70 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 22,06 €                                  Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Zinsen  €                                    

Vertrieb von Druckschriften und

Veröffentlichungen, Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.770,18 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 19.595,00 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf -  €                                       Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe  €                                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 27.130,00 €                    

Sonstige Einnahmen -  €                                       Sonstige Ausgaben 56,80 €                              

GG mmtt iinnnn hhmm nn  998822..002244,,5522  €€                                        GG mmtt uu gg nn  .. ,,   €€                                  

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                        

Vermögensübersicht 2018

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 13.170,29 €-                    

Geldbestände 220.788,32 €                    Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  €                                    

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 26.132,82 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 8.725,04 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 21.368,62 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 2.263,91 €                          

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                  

Stand: nach Wirtschaftsprüfung

Rechenschaftsbericht für das Jahr 2018

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2018

Vermögensübersicht 2018

Stand: nach Wirtschaftsprüfung
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Vorläufiger Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2019

EEiinnnnaahhmmeenn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 456.209,36 €                    Personalkosten 361.424,85 €                 

Sonderbeiträge 212.451,25 €                    Verwaltungskosten 143.640,00 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 26.205,00 €                       Politische Arbeit 131.316,87 €                 

Spenden von nat. Personen 2.357,72 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 35.266,85 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 32.960,00 €                       Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 515.357,68 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.500,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 69.199,37 €                    

Staatliche Mittel 161.243,14 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 2,43 €                                     Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb Zinsen 3,22 €                                 

von Druckschriften, Veröffentlichungen, 

Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.424,23 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 24.145,10 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 106.000,00 €                    Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 25.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 26.205,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.523,14 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GGeessaammtteeiinnnnaahhmmeenn  22001199 11.. .. ,,   €€                                GG mmtt uu gg nn  .. .. ,,   €€                        

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2019

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 1.177,11 €-                       

Geldbestände 29.649,44 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 12,80 €-                              

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.976,58 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 7.077,51 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 31.733,25 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 404,25 €                               

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              

Stand: 11. Mai 2020

Vorläufiger Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2019

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 456.209,36 €                    Personalkosten 361.424,85 €                 

Sonderbeiträge 212.451,25 €                    Verwaltungskosten 143.640,00 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 26.205,00 €                       Politische Arbeit 131.316,87 €                 

Spenden von nat. Personen 2.357,72 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 35.266,85 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 32.960,00 €                       Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 515.357,68 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.500,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 69.199,37 €                    

Staatliche Mittel 161.243,14 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 2,43 €                                     Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb Zinsen 3,22 €                                 

von Druckschriften, Veröffentlichungen, 

Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.424,23 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 24.145,10 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 106.000,00 €                    Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 25.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 26.205,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.523,14 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. .. ,,   €€                                GG mmtt uu gg nn  .. .. ,,   €€                        

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2019

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 1.177,11 €-                       

Geldbestände 29.649,44 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 12,80 €-                              

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.976,58 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 7.077,51 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 31.733,25 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 404,25 €                               

BBeessiittzzppoosstteenn  aamm  3311..1122..22001199 .. ,,   €€                                              cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              

Stand: 11. Mai 2020

Vorläufiger Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2019

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 456.209,36 €                    Personalkosten 361.424,85 €                 

Sonderbeiträge 212.451,25 €                    Verwaltungskosten 143.640,00 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 26.205,00 €                       Politische Arbeit 131.316,87 €                 

Spenden von nat. Personen 2.357,72 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 35.266,85 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 32.960,00 €                       Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 515.357,68 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.500,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 69.199,37 €                    

Staatliche Mittel 161.243,14 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 2,43 €                                     Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb Zinsen 3,22 €                                 

von Druckschriften, Veröffentlichungen, 

Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.424,23 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 24.145,10 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 106.000,00 €                    Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 25.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 26.205,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.523,14 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. .. ,,   €€                                GG mmtt uu gg nn  .. .. ,,   €€                        

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2019

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 1.177,11 €-                       

Geldbestände 29.649,44 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 12,80 €-                              

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.976,58 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 7.077,51 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 31.733,25 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 404,25 €                               

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              SScchhuullddppoosstteenn  aamm  3311..1122..22001199 .. ,,   €€                                        

RReeiinnvveerrmmööggeenn  aamm  3311..1122..22001199 .. ,,   €€                                              

Stand: 11. Mai 2020

Vorläufiger Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2019

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 456.209,36 €                    Personalkosten 361.424,85 €                 

Sonderbeiträge 212.451,25 €                    Verwaltungskosten 143.640,00 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 26.205,00 €                       Politische Arbeit 131.316,87 €                 

Spenden von nat. Personen 2.357,72 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 35.266,85 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 32.960,00 €                       Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 515.357,68 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.500,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 69.199,37 €                    

Staatliche Mittel 161.243,14 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 2,43 €                                     Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb Zinsen 3,22 €                                 

von Druckschriften, Veröffentlichungen, 

Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.424,23 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 24.145,10 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 106.000,00 €                    Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 25.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 26.205,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.523,14 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. .. ,,   €€                                GG mmtt uu gg nn  .. .. ,,   €€                        

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2019

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 1.177,11 €-                       

Geldbestände 29.649,44 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 12,80 €-                              

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung -  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.976,58 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 7.077,51 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 31.733,25 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 404,25 €                               

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              cchhuull tt nn  mm  .. .. 4400..000000,,6677  €€--                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. 44..997700,,4400  €€--                                              

Stand: 11. Mai 2020

Vorläufiger Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2019

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 456.209,36 €                    Personalkosten 361.424,85 €                 

Sonderbeiträge 212.451,25 €                    Verwaltungskosten 143.640,00 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 26.205,00 €                       Politische Arbeit 131.316,87 €                 

Spenden von nat. Personen 2.357,72 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 35.266,85 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 32.960,00 €                       Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 515.357,68 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.500,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 69.199,37 €                    

Staatliche Mittel 161.243,14 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 2,43 €                                     Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb Zinsen 3,22 €                                 

von Druckschriften, Veröffentlichungen, 

Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.424,23 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 24.145,10 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 106.000,00 €                    Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 25.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 26.205,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.523,14 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. .. ,,   €€                                GG mmtt uu gg nn  .. .. ,,   €€                        

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2019

Geschäftsstellenausstattung -  €                                       Rückstellungen 1.177,11 €-                       

Geldbestände 29.649,44 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 12,80 €-                              

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.976,58 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 7.077,51 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung -  €                                       Verbindlichkeiten 31.733,25 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 404,25 €                               

BB iittzz tt nn  mm  .. .. 3355..003300,,2277  €€                                              cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              

Stand: 11. Mai 2020

Vorläufiger Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2019

iinnnn hhmm nn AAuussggaabbeenn

Mitgliedsbeiträge 456.209,36 €                    Personalkosten 361.424,85 €                 

Sonderbeiträge 212.451,25 €                    Verwaltungskosten 143.640,00 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 26.205,00 €                       Politische Arbeit 131.316,87 €                 

Spenden von nat. Personen 2.357,72 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 35.266,85 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 32.960,00 €                       Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 515.357,68 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.500,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 69.199,37 €                    

Staatliche Mittel 161.243,14 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 2,43 €                                     Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb Zinsen 3,22 €                                 

von Druckschriften, Veröffentlichungen, 

Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.424,23 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 24.145,10 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 106.000,00 €                    Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 25.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 26.205,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.523,14 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. .. ,,   €€                                GGeessaammttaauussggaabbeenn  22001199 .. .. ,,   €€                        

ÜÜbbeerrsscchhuussss//DDeeffiizziitt  ((--))  22001199 .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2019

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 1.177,11 €-                       

Geldbestände 29.649,44 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 12,80 €-                              

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.976,58 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 7.077,51 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 31.733,25 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 404,25 €                               

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              

Stand: 11. Mai 2020

Vorläufiger Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2019

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 456.209,36 €                    Personalkosten 361.424,85 €                 

Sonderbeiträge 212.451,25 €                    Verwaltungskosten 143.640,00 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 26.205,00 €                       Politische Arbeit 131.316,87 €                 

Spenden von nat. Personen 2.357,72 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 35.266,85 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 32.960,00 €                       Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 515.357,68 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.500,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 69.199,37 €                    

Staatliche Mittel 161.243,14 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 2,43 €                                     Vermögensverwaltung -  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb Zinsen 3,22 €                                 

von Druckschriften, Veröffentlichungen, 

Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.424,23 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 24.145,10 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 106.000,00 €                    Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 25.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 26.205,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.523,14 €                          Sonstige Ausgaben -  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  .. .. ,,   €€                                GG mmtt uu gg nn  11..330088..661133,,8844  €€                        

rr cchhuu //DD ffiizziitt    221100..559922,,4477  €€--                                  

Vermögensübersicht 2019

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 1.177,11 €-                       

Geldbestände 29.649,44 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 12,80 €-                              

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.976,58 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 7.077,51 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 31.733,25 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 404,25 €                               

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              

Stand: 11. Mai 2020

Vorläufiger Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2019

iinnnn hhmm nn uu gg nn

Mitgliedsbeiträge 456.209,36 €                    Personalkosten 361.424,85 €                 

Sonderbeiträge 212.451,25 €                    Verwaltungskosten 143.640,00 €                 

Sonderbeiträge, dlfd. für Unterbezirke 26.205,00 €                       Politische Arbeit 131.316,87 €                 

Spenden von nat. Personen 2.357,72 €                          Wahlkampf/Europawahl (2019) 35.266,85 €                    

Spenden von nat. Personen/Wahlkampf 32.960,00 €                       Wahlkampf/Bürgerschaftswahlwahl (2019) 515.357,68 €                 

Spenden von jur. Personen/Wahlkampf 10.500,00 €                       Personalkosten Wahlkampf/Campaigning 69.199,37 €                    

Staatliche Mittel 161.243,14 €                    

Strukturfonds 45.000,00 €                       

Einnahmen aus sonstigem Vermögen 2,43 €                                     Vermögensverwaltung  €                                    

Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb Zinsen 3,22 €                                 

von Druckschriften, Veröffentlichungen, 

Vermietungen und sonstiger

mit Einnahmen verbundener Tätigkeit 19.424,23 €                       

Zuschüsse von Gliederungen 24.145,10 €                       Zuschüsse an Gliederungen 1.200,00 €                       

Zuschüsse von Gliederungen/Wahlkampf 106.000,00 €                    Zuschüsse an Gliederungen/Wahlkämpfe 25.000,00 €                    

Zuschüsse an Gliederungen/dlfd. Sonderbeiträge 26.205,00 €                    

Sonstige Einnahmen 1.523,14 €                          Sonstige Ausgaben  €                                    

GG mmtt iinnnn hhmm nn  11..009988..002211,,3377  €€                                GG mmtt uu gg nn  .. .. ,,   €€                        

rr cchhuu //DD ffiizziitt    .. ,,   €€                                  

Vermögensübersicht 2019

Geschäftsstellenausstattung  €                                       Rückstellungen 1.177,11 €-                       

Geldbestände 29.649,44 €                       Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 12,80 €-                              

Rückzahlungsverpflichtungen aus der

staatlichen Teilfinanzierung  €                                    

Forderungen an Gliederungen 4.976,58 €                          Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen 7.077,51 €-                       

Forderungen aus staatlicher Teilfinanzierung  €                                       Verbindlichkeiten 31.733,25 €-                    

Sonstige Vermögensbestände 404,25 €                               

BB iittzz tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              cchhuull tt nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                        

RR iinnvv rrmm gg nn  mm  .. .. .. ,,   €€                                              

Stand: 11. Mai 2020

Vorläufiger Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019

Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung 2019

Vermögensübersicht 2019

Stand: 11. Mai 2020







Allen unseren ausgeschiedenen Senatsmitglie-

dern gilt unser Dank und unsere Anerkennung 

für das Geleistete.

Erinnern möchte ich auch an unseren langjähri-

gen Bürgerschaftspräsidenten Christian Weber, 

der Anfang 2019 den Folgen seiner Krankheit er-

legen ist. Christian, der sich selbst bis zuletzt nie 

geschont hat und das Amt des ersten Mannes im 

Staat Bremen in einer Form ausgestaltet hat, wie 

es seinesgleichen sucht. Wir denken mit Hoch-

achtung an ihn zurück, der sich um den Parla-

mentarismus ebenso verdient gemacht hat wie 

um die Bremer Sozialdemokratie. Wir als Sozial-

demokratinnen und Sozialdemokraten, aber ich 

bin sicher auch die Bremerinnen und Bremer, 

werden Christian ein ehrendes Andenken be-

wahren.

Liebe Genossinnen, liebe Genossen, ich möchte 

mich in meinen folgenden Ausführungen auf die 

politischen Akzente und Geschehnisse seit der 

Wahl und der Regierungsbildung konzentrieren. 

Wir haben – ich habe es eingangs erwähnt – als 

gute Grundlage unserer Arbeit einen guten, dif-

ferenzierten und in die Zukunft weisenden Koali-

tionsvertrag. Zu Beginn der Legislatur hatte ich 

in meiner Regierungserklärung betont, dass wir 

das Leben der Menschen in unserem Bundesland 

in den nächsten vier Jahren ein Stück besser ma-

chen wollen. Und zwar ganz konkret vor Ort – in 

Bremen, in Bremerhaven und in Bremen-Nord. In 

den Stadtteilen und in den Quartieren, in den Ki-

tas und in den Schulen, bei der Arbeit und in der 

Freizeit.

Wir haben dies getan in der Überzeugung, dass wir 

mit dieser Koalition Erfolg haben werden, wenn 

es uns gelingt, nah bei den Menschen zu sein. 

Wir haben uns vorgenommen den Vierklang so-

zial gerecht, wirtschaftlich stark, ökologisch 

nachhaltig und weltoffen mit Leben zu füllen 

und eine Politik für Bremen und Bremerhaven zu 

gestalten, die diesem Anspruch gerecht wird. 

Dies tun wir in der Überzeugung, dass die Ziele 

nicht gegeneinanderstehen, sondern nur im Zu-

sammenspiel ein umfassendes Zukunftsbild für 

Bremen und Bremerhaven bilden.

Benennen muss ich bei dieser Gelegenheit, dass 

die ersten Monate der Regierung von schwierigen 

Entwicklungen geprägt waren, die uns gleich zum 

Start nicht nur großes Kopfzerbrechen bereitet 

Carsten Sieling, Bürgermeister und Präsident des Senats der Freien Hansestadt Bremen von  
Juli 2015 bis August 2019, beim Wahlkampfauftakt im BLG-Forum 
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haben, sondern die auch unmittelbares Handeln 

in Verantwortung gefordert haben. Dabei spreche 

ich, Ihr wisst das, von der Großbaustelle GeNo, 

aber auch von den wirtschaftlichen Problemen 

des Flughafens.

Die wirtschaftliche Situation der GeNo ist zweifels-

ohne sehr kritisch: Die GeNo hat im vergangenen 

Jahr in erheblichem Umfang ihr geplantes wirt-

schaftliches Ergebnis verfehlt. Wesentliche 

Gründe dafür sind Bettensperrungen in erhebli-

chem Umfang infolge des Fachkräftemangels, 

stagnierende Fallzahlen durch gesteigerte Am-

bulantisierung sowie unzureichende Perso-

naleinsatzplanung und Bettensteuerung. Wir 

betrachten die GeNo auch künftig als zentral 

und wesentlich für die Gewährleistung einer leis-

tungsfähigen Krankenhausversorgung in Bre-

men. Wir stehen als Senat daher selbstverständ-

lich auch weiterhin zu unserer Verantwortung, 

an der wirtschaftlichen Stabilisierung des Klinik-

verbundes mitzuwirken. Wir erwarten aber auch 

sehr deutlich eigene, ergebnis-verbessernde An-

strengungen der GeNo. An einer Verbesserung 

müssen alle Akteure in der GeNo kooperativ und 

entschlossen mitwirken. 

Zum Flughafen haben wir eine eindeutige und 

klare Haltung: Der Flughafen hat zentrale Bedeu-

tung für den Wirtschaftsstandort Bremen und 

weit darüber hinaus für den gesamten Nordwes-

ten! Mit großem Kraftaufwand haben wir be-

reits durch die Übernahme der Kosten der Flug-

hafenfeuerwehr wichtige Sanierungsbeiträge 

geleistet. Begleitet durch ein Investitionspro-

gramm ist aber auch der Flughafen selbst gefor-

dert, Eigenbeiträge zur Sanierung zu leisten und 

durch neue und verbesserte Angebote zusätzli-

che Einnahmen zu generieren.

Zu den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

der jungen Koalition gehörte auch, dass es in ei-

nigen industriellen Bereichen schwierige Bot-

schaften zu vernehmen gab. Wir mussten harte 

Einschnitte in der deutschen und europäischen 

Stahlindustrie – bei uns in Bremen die Hütte be-

treffend – hinnehmen und sind heute froh, dass 

die angekündigte Kurzarbeit letztlich doch nicht 

zum Tragen kam. Es gibt den Verlust von Arbeits-

plätzen bei ThyssenKrupp, die Verlagerung von 

Arbeitsplätzen ins Ausland bei Bosch, das Aus 

von Senvion in Bremerhaven und jüngst die An-

kündigung von Stellenabbau bei Airbus. All diese 

Herausforderungen haben den Start der Regie-

rungszeit durchaus geprägt und auch künftig 

wird es darum gehen müssen, den Wirtschafts-

standort Bremen und Bremerhaven zukunftsfä-

hig aufzustellen und in seiner Stärke zu erhalten. 

Dennoch sind wir erfolgreich in die Regierungs-

arbeit gestartet und haben eine durchaus an-

sehnliche Bilanz vorzuzeigen. 

Zum Start hatten wir folgende Punkte als zentral 

benannt:

 � Wir wollen mehr Krippen- und Kitaplätze, ins-

besondere in den Stadtteilen mit niedriger 

Versorgungsquote. Wir sind erst am Ziel, wenn 

es dort den gleichen Versorgungsgrad gibt wie 

in den am besten versorgten Stadtteilen. 
 � Wir werden neue Schulen bauen, bestehende 

mit mehr Personal ausstatten und mehr 

Ganztagsschulplätze anbieten. 
 � Wir wollen aus Bremen unseren Teil dazu bei-

tragen, dass Deutschland seinen Klimazielen 

näherkommt. Wir wollen alle unsere Entschei-

dung darauf überprüfen, ob es klimafreundli-

chere Alternativen gibt. 
 � Wir wollen ein sicheres und sauberes Bremen 

und Bremerhaven. 
 � Wir wollen, dass die Menschen sich keine Sor-

gen mehr machen, weil die Mieten weiter stei-

gen und sie ihre Wohnung nicht mehr bezah-

len können. 
 � Und wir wollen, dass die Wirtschaft weiter-

wächst und die Menschen mit guter Arbeit 

und fairen Löhnen ihren Anteil daran haben.

Nach weniger als einem Jahr im Amt haben wir 

als aktueller Senat diese Ziele natürlich noch 

nicht in Gänze abgearbeitet - das kann auch nie-

mand erwarten. Was wir aber durchaus sagen 

können ist, dass wir an vielen Stellen ein gutes 

Stück in die richtige Richtung gegangen sind. Wir 

haben Strukturen geschaffen und Wege einge-

schlagen, die uns der Umsetzung dieser Ziele nä-

herbringen.

Zentrale Grundlage der Politik der kommenden 

Monate ist der vor wenigen Wochen beschlossene 

Haushaltsentwurf, der nun zur weiteren Beratung 

dem Parlament vorliegt. Die Beschlussfassung 
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zum Haushaltsentwurf des Senats war tatsäch-

lich ein Kraftakt, auf dessen Gelingen ich wirk-

lich stolz bin. Uns war allen klar, dass nach einem 

ambitionierten und weitreichenden Koalitions-

vertrag der Weg zur Haushaltsaufstellung eine 

Nagelprobe der jungen Koalition werden würde. 

Diese haben wir gemeistert, wir haben bewie-

sen, dass rot-grün-rot konstruktiv und  

solidarisch zusammenarbeitet und zusammen-

hält. Es hat mich sehr gefreut, wie lösungsorien-

tiert alle Senatsmitglieder mitgewirkt, hart ihre 

Interessen vertreten und dennoch nie das Ge-

meinsame aus dem Blick verloren haben.

Mit dem Entwurf des Haushalts haben wir die 

Schwerpunktsetzung des Koalitionsvertrages 

nun finanziell hinterlegt. Nach den konzeptionel-

len Vorarbeiten können die neuen Projekte jetzt 

konkret umgesetzt, die Ziele mit Leben erfüllt 

werden. Natürlich wachsen auch mit diesem 

Haushalt die Bäume nicht in den Himmel, nicht 

jedes Ziel des Koalitionsvertrages kann sofort 

oder vollständig umgesetzt werden. Die Hand-

lungsspielräume sind größer, aber sie sind nicht 

endlos. Wir haben immer gesagt, viele Dinge 

werden wir nur in kleinen Schritten umsetzen 

können, wichtig ist aber, nun loszulaufen und 

zwar mit klarem Kompass in eine Richtung. Ge-

messen daran haben wir viel erreicht, für das ge-

meinsame zentrale Ziel dieser Koalition – unser 

Bundesland und unsere beiden Städte Bremen 

und Bremerhaven.

Einige Punkte, die aus sozialdemokratischer Pers-

pektive im Haushaltsentwurf und dem bisherigen 

Regierungshandeln besonders wichtig sind, möch-

te ich kurz erläutern:

Bildung

Die Koalition war angetreten, hier den klaren 

Schwerpunkt zu setzen und das haben wir mit 

diesem Haushaltsentwurf auch umgesetzt: Das, 

was für ausreichende Schul- und Kitaplätze not-

wendig ist, wird auch gemacht – wir stellen die 

Finanzierung sicher!

Bereits in den Ausgangseckwerten war dieser 

Schwerpunkt sehr deutlich erkennbar: Mehr als 

125 Mio. Euro zusätzlich (bezogen auf die beiden 

Jahre 2020/21) für das schulische Personal und 

den Einstieg in die A13-Besoldung für Grundschul-

lehrerinnen und -lehrer waren dort bereits mehr 

als im bisherigen Budget verankert. Ebenso bereits 

zu Beginn berücksichtigt sind 80 Mio. Euro zusätz-

lich für den so dringend nötigen Schul- und Kita-

Bau. Erstmalig haben wir darüber hinaus noch eine 

Sonderrücklage in beträchtlicher Höhe – weitere 

Andreas Bovenschulte ist seit August 2019 Bürgermeister und Präsident des Senats der Freien Hansestadt Bremen. 
Erst kurz zuvor, im Juni des Jahres, war er zum Vorsitzenden der SPD-Bürgerschaftsfraktion gewählt worden. Vor 
dieser Zeit war der promovierte Jurist ab November 2014 Bürgermeister von Weyhe und von 2010 bis 2013 
Landesvorsitzender der SPD.
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40 Mio. Euro – eingerichtet, die Sicherheit und Fle-

xibilität für den notwendigen Ausbau ermöglicht.

Und es geht noch weiter: Zusätzliche 160 Mio. 

Euro (erneut bezogen auf beide Jahre) sieht der 

Senat für die Kita-Beitragsfreiheit, für Maßnah-

men des Digitalpaktes an Schulen, für Mobilbau-

ten an Schulen, für zusätzliche Lehrkräfte, für zu-

sätzliche Assistenzen für Schülerinnen und 

Schüler und für den Ausbau der Qualitätsent-

wicklung vor.  

In der Umsetzung von alldem werden wir Unglei-

ches auch ungleich behandeln und dort, wo die 

Bedarfe am größten sind, auch am meisten tun: 

zum Beispiel durch Schulsozialarbeit, aber auch 

durch die Entwicklung einer wirklich systemi-

schen Lösung für den Aufwuchs an Assistenzen 

für Schülerinnen und Schüler an den Schulen, um 

so bessere Stabilität und Qualität zu erreichen. 

Um dem sowohl im Schul- wie auch im Kita- 

Bereich gegebenen massiven Ausbaubedarf in 

der Umsetzung gut zu begegnen, haben wir im 

Senat eine Senatskommission Schul- und Kita-

bau eingerichtet, in der unter meinem Vorsitz 

die Bildungssenatorin, die Bausenatorin und der 

Finanzsenator die Umsetzungsprozesse koordi-

nieren und steuern. So schaffen wir die Voraus-

setzungen dafür, dass wir das riesige Baupro-

gramm, das wir im Schul- und Kitabereich 

hinkriegen wollen und müssen, flexibel umset-

zen können. Und dass wir eine Struktur haben, 

in der wir die jeweiligen Projektfortschritte auf 

der politischen Ebenen voll im Blick und unter 

Kontrolle haben. 

Für den Kitabereich möchte ich noch benennen, 

dass wir die praxisintegrierte Ausbildung fort-

setzen. Die Einrichtungsleitungen werden durch 

die zentralisierte Kita-Beitragsabrechnung ent-

lastet und unterstützt. Zudem werden 30 Mio. 

Euro des Bundes aus dem Gute-Kita-Gesetz in 

den kommenden Haushaltsjahren insbesondere 

für eine Verbesserung der Kita-Qualität eingesetzt.

Lebendige Quartiere

Gemeinsam haben wir den Blick auf die Lebensre-

alität der Quartiere ins Zentrum gestellt. Mit dem 

neuen Landesprogramm „Lebendige Quartiere“, 

ausgestattet mit insgesamt 10 Mio. Euro, werden 

wir ressortübergreifend quartiersbezogene Maß-

nahmen stärken und voranbringen – unsere 

Quartiere sollen so lebenswert und attraktiv wie 

möglich werden! 

Der neue Senat nach der Wahl am 15 August 2019 (v. l. n. r.): Dietmar Strehl (Bündnis 90/Die Grünen),  
Claudia Bogedan (SPD), Anja Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen), Maike Schaefer (Bündnis 90/Die Grünen), 
Andreas Bovenschulte (SPD), Kristina Vogt (DIE LINKE), Claudia Schilling (SPD), Claudia Bernhard (DIE LINKE),  
Ulrich Mäurer (SPD)
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Klimaschutz

Wir meinen es ernst mit dem Klimaschutz: Mit 

einem neuen Handlungsfeld Klimaschutz im 

Haushalt wollen wir über alle Ressorts hinweg 

deutliche Beiträge für relevante CO2-Einsparun-

gen leisten. Das neue Handlungsfeld wird mit ins-

gesamt 30 Mio. Euro ausgestattet und steht allen 

Fachressorts offen.

Und beim Thema CO2-Einsparung und zukunftsfä-

hige Industrien möchte ich nochmal auf unsere 

Stahlwerke zu sprechen kommen. Zweifelsfrei 

würde dies auch zum Thema Arbeit und Arbeits-

markt passen, aber lasst es uns ruhig auch unter 

der Überschrift Klimaschutz betrachten. Wir wis-

sen um die Herausforderungen der Stahlindustrie 

als besonders energieintensiver Wirtschaftszweig. 

Klar ist: Weder standort- noch arbeitsmarktpoli-

tisch noch generell industriepolitisch kann es das 

Ziel sein, die Stahlproduktion in Deutschland ein-

fach stillzulegen. Es muss vielmehr darum gehen, 

die Voraussetzungen zu schaffen, um sowohl die 

notwendigen Klimaschutzziele als auch eine dau-

erhafte Stahlproduktion in Deutschland (und am 

Standort Bremen) mit entsprechenden ökologi-

schen und sozialen Ansprüchen zu gewährleisten 

– und dies sehr schnell!

In Bremen haben wir uns daher das ehrgeizige Ziel 

gesetzt, gemeinsam mit den Stahlwerken, unserer 

„Hütte“, ein Modellprojekt zur Herstellung von 

Wasserstoff als Grundstoff für die Stahlerzeugung 

zu entwickeln: Die Bremer Stahlwerke sollen eine 

Vorreiterrolle für die klimafreundliche Stahlpro-

duktion einnehmen. Insbesondere weil die Zeit 

drängt, aber natürlich auch mit Blick auf die be-

grenzten finanziellen Handlungsmöglichkeiten als 

kleiner Stadtstaat, sind wir dabei auf Unterstüt-

zung vor allem des Bundes angewiesen: Das Ziel, 

effektiven und schnell wirksamen Klimaschutz 

durch die Nutzung der Stärken innovativer Indus-

triepolitik zu erreichen – dieses Ziel reicht weit 

über den Standort Bremen hinaus. Daher betrei-

ben wir hier eine bremische Interessenvertretung 

im Schulterschluss mit anderen Bundesländern, 

um auf Bundes- und Europaebene dieses große 

Rad zugunsten unserer Hütte und der Beschäftig-

ten dort zu bewegen. 

Arbeit und Arbeitsmarkt

Die Arbeitsmarktpolitik haben wir im neuen 

Haushaltsentwurf mit 10 Mio. Euro zusätzlich 

deutlich gestärkt, weil wir wissen, dass die Chan-

ce zur aktiven Beteiligung am Erwerbsleben zen-

tral ist für ein selbstbestimmtes Leben. Und hier-

bei stärken wir auch die Arbeitsmarktpolitik vor 

Ort, in den Stadtteilen. Auf der Haben-Seite beim 

Thema Arbeitsmarktpolitik steht auch, dass wir 

das Landesarbeitsmarktprogramm „Perspektive-

Arbeit-Saubere-Stadt“ (PASS) verlängert und  

Claudia Bogedan, seit Juli 2015 Senatorin für Kinder und Bildung
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damit eine Kontinuität aus dem Programm der 

letzten Legislaturperiode gesichert haben. Mit 

der Absicherung der Aufstiegsfortbildungsprä-

mie haben wir unterstrichen, dass uns als Sozial-

demokratinnen und Sozialdemokraten die 

Gleichwertigkeit von beruflicher und akademi-

scher Bildung am Herzen liegt. Mit der Prämie 

setzen wir gezielte Anreize für den erfolgreichen 

Abschluss einer Aufstiegsfortbildung.

Wissenschaft 

Mit diesem Doppelhaushalt gelingt uns ein klar 

erkennbarer Einstieg in die Umsetzung des äu-

ßerst ambitionierten Wissenschaftsplans – 

mehr als 18 Mio. Euro stehen hierfür zusätzlich 

zur Verfügung. Das MARUM (Zentrum für Mari-

ne Umweltwissenschaften) ist damit ebenso ab-

gesichert wie die weitere Umsetzungsplanung 

für das Hörsaal- und Veranstaltungszentrum, 

eine Verbesserung der Ausstattung sowie weite-

re Maßnahmen an den Hochschulen. Nicht zu 

vergessen ist die Anhebung des Mindestlohns 

auch für studentische Hilfskräfte und die Ge-

währung der Neubürgerprämie für Studierende, 

die nach Bremen umziehen. Das, was mit dem 

Haushaltsentwurf gelungen ist, ist selbstver-

ständlich nur der Einstieg in den Wissenschafts-

plan, aber ein ausgesprochen kraftvoller!

Sicherheit und Rechtsstaat

Sichere und saubere Stadt – das war und bleibt 

ein Kernprojekt, an das wir mit diesem Haushalt 

engagiert anknüpfen können: 200 neue Polizei-

anwärterinnen und -anwärter, zudem insgesamt 

4 Mio. Euro für hochqualifizierte Kräfte im Nicht-

vollzugsdienst. Der Ordnungsdienst erhält 20 zu-

sätzliche Stellen.

Wohnungsbau

Wir bauen die Wohnraumförderung mit 2 Mio. 

Euro weiter aus, wir stärken die Wohngeldstelle 

mit weiterem Personal, wir ermöglichen Verfah-

rensbeschleunigung durch mehr Personal im pla-

nenden Bereich. Und wir gehen das Thema des 

angespannten Wohnungsmarkts an: Eigentü-

merwechsel von größeren Wohnungsbeständen 

sind in Zeiten angespannter Wohnungsmärkte 

von besonderem Interesse für die jeweiligen 

Kommunen. Häufig konkurrieren große börsen-

notierte Immobilienkonzerne mit Wohnungsun-

ternehmen in ganz oder teilweise öffentlicher 

Trägerschaft und können – mit Blick auf künftige 

höhere Renditen – attraktivere Kaufangebote als 

die kommunal geprägten Unternehmen abge-

ben. Das mussten wir in Bremen auch gerade  

erleben. Bislang können die Kommunen nur sehr 

Claudia Schilling, seit August 2019 Senatorin für Häfen, Wissenschaft, Justiz und Verfassung
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begrenzt auf diesen Wettbewerb einwirken, so 

etwa im Falle räumlich konzentrierter Bestände 

durch die Verabschiedung kommunaler Vorkaufs-

satzungen, in Bremen bspw. in Lüssum, beim 

Hachez-Gelände oder in Hemelingen, wo wir das 

erfolgreich getan bzw. vorgesehen haben. In Fäl-

len über das Stadtgebiet verteilter Bestände gibt 

es diese Möglichkeit leider nicht.

 

Sinnvoll wäre daher ein neues allgemeines Vor-

kaufsrecht insbesondere für Städte mit ange-

spanntem Wohnungsmarkt. Gegenüber dem 

Bund wollen wir uns daher dafür einsetzen, das 

Ziel eines ausgewogenen Wohnungsmarktes als 

ein zentrales Gemeinwohlinteresse in den rele-

vanten Gesetzen festzuschreiben. Wir sehen hier 

die Chance, Kommunen so in die Lage zu verset-

zen, positiv steuernd auf den lokalen Wohnungs-

markt einzuwirken. 

Bäder

Auch hier stärken wir die Personalausstattung 

der Ämter, um die notwendige Gesundheitssi-

cherung und -vorsorge abzusichern. Durch ins-

gesamt rd. 16 Mio. Euro können entsprechende 

Bundesmittel aus dem Krankenhausstruktur-

fonds aktiviert werden.  Und wir werden mit der 

Einrichtung eines Drogenkonsumraumes ein 

dringend erforderliches Angebot für schwerstab-

hängige Menschen schaffen.

Kultur

Mit insgesamt 10 Mio. Euro mehr im Doppel-

haushalt wird der Grundetat für die Kulturpoli-

tik deutlich aufgestockt. Dies wird es uns ermög-

lichen, unsere kulturelle Landschaft zu stärken 

und die Arbeitsbedingungen für die Menschen 

in der Kultur zu verbessern.

Liebe Genossinnen, liebe Genossen, 

Aufgabe des Senats wird in den kommenden 

Jahren sein, die oben genannten Eckpunkte 

durch konkrete Projekte umzusetzen und die 

eingeschlagenen Wege zum Erfolg zu führen. 

Dafür werden sich die sozialdemokratischen 

Mitglieder im Senat mit voller Kraft und Leiden-

schaft einsetzen.

Euer Andreas Bovenschulte

Ulrich Mäurer, seit Mai 2008 Senator für Inneres
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Liebe Genossinnen,  
liebe Genossen,

„Eine Gesellschaft, wenn sie leben und 

überleben will, muss nach meiner Auf-

fassung von einer umfassenden Solida-

rität getragen sein, von der Fähigkeit, 

die Lebensbedingungen anderer Men-

schen zu verstehen, von einem Gefühl 

der Mitverantwortung und der Teil-

nahme. Andernfalls zerfällt die Gesell-

schaft früher oder später in kleinliche, 

egoistische Gruppen. Es gibt niemals 

‚jene‘ oder ‚wir‘, es gibt nur ‚uns‘.“ Die-

ses Zitat Olof Palmes ist inzwischen ein 

halbes Jahrhundert alt. Seinen Wahr-

heitsgehalt hat es dennoch nicht ein-

gebüßt. 

Betrachten wir die aktuellen politischen Gescheh-

nisse auf internationalem Parkett, bundesweiter 

Bühne oder im traditionsreichen Bremen, führt 

das eindrucksvoll vor Augen, was in der Gegen-

wart mehr denn je gefordert ist: Solidarität.

Eine solidarische Gesellschaft erscheint mit Blick 

auf voranschreitenden Nationalismus und das ge-

fährliche Auseinanderdriften politischer Extreme, 

vor allem mit Blick auf die sich radikalisierenden 

Rechten, dringend vonnöten. Wir leben in Zeiten, 

in denen die soziale Spaltung genauso bedenklich 

voranschreitet wie der ökologisch und humanitär 

prekäre Klimawandel. Globalisierung und Digitali-

sierung bieten zahlreiche Chancen, beschleunigen 

aber auch gefährliche gesamtgesellschaftliche 

Entwicklungen enorm. Konsequentes Handeln ist 

gefragt. In der Verantwortung jeder einzelnen Ge-

nossin und jedes einzelnen Genossen liegt es, die 

notwendigen Weichen für die Zukunft der Demo-

kratie zu stellen. 

Doch was heißt das konkret für unsere Politik? 

Was heißt das für Bremen? Wie schaffen wir es, 

bei gleichzeitig noch immer knappen Kassen, 

den Bedürfnissen der Menschen, den Bedarfen 

vor Ort, in den Quartieren gerecht zu werden – 

und so den gesellschaftlichen Tendenzen entge-

genzuwirken?

Wir mussten wichtige Schritte gehen: Den Sanie-

rungspfad beschreiten und die Schulden reduzie-

ren, das heißt, wir haben seit 2010 ein Defizit von 

1,25 Milliarden Euro abgebaut. Das ist zweifellos 

ein Erfolg für Bremen und Bremerhaven, die Par-

tei, den Senat und auch die SPD-Fraktion. Aber ein 

zukunftssicherer und solider Haushalt wird auch 

ab diesem Jahr eine wesentliche Herausforderung 

bleiben, wenngleich Bremen nach der geglückten 

Neuaufstellung des Bund-Länder-Finanzaus-

gleichs 400 Millionen Euro Sanierungshilfen vom 

Bund erhält. 

Gleichzeitig werden wir weiter sozialdemokrati-

sche Herzensangelegenheiten vorantreiben. Die 

Bremer Bildungslandschaft ist hierbei die zentrale 

Säule. Gerade deshalb ist es an uns, verstärkt in 

Kindertagesstätten und Schulen zu investieren. 

110 Millionen Euro waren es 2018 und 2019. Mehr 

als 3.200 Kita-Plätze haben wir geschaffen, 80 

Bauvorhaben angeschoben. Mit allen Mitteln 

wollen wir dem Fachkräftebedarf gerecht wer-

den. Die Bildungsausgaben haben sich allein im 

Jahr 2019 im Vergleich zu 2017 um 225 Millionen 

Euro erhöht – doch all unsere Anstrengungen ge-

nügen noch nicht, auch diesbezüglich ist der loh-

nenswerte Weg also noch weit. 

Auch selbst nach einem ernüchternden Ergebnis 

bei der Bürgerschaftswahl 2019 steht für uns als 

Bremer SPD-Fraktion fest: Die Sozialdemokratie 

BERICHT DER SPD-BÜRGERSCHAFTSFRAKTION 2018 – 2019

Mustafa Güngör, Vorsitzender der SPD-Fraktion  
in der Bremischen Bürgerschaft

F
O
T
O
: 
S
P
D
 L
A
N
D
 B
R
E
M
E
N



steht umso mehr in der Verantwortung. Die  

Zukunft beginnt jetzt und wir wollen sie über das 

bevorstehende Jahrzehnt hinaus aktiv mitgestal-

ten. Wir haben den Anspruch, wieder stärkste 

Kraft zu werden – weil es gut ist für Bremen und 

Bremerhaven, für den Zusammenhalt und die 

Weltoffenheit dieser beiden Städte.  

Deshalb werden wir auch hier in Bremen wieder 

alles dafür tun, um unsere Wählerinnen und Wäh-

ler zu mobilisieren. Als SPD-Fraktion wollen wir 

die wesentlichen Herausforderungen in einer ste-

tig wachsenden Stadt meistern. Wir verstärken 

den Fokus auf die Familien, auf Jung und Alt in 

den Quartieren, denn bürgernahe Politik ist eines 

unserer Kernziele. 

Wir müssen den Blick auf das gesellschaftliche 

Miteinander schärfen, wenn wir die Bedingun-

gen dafür verbessern wollen. Sozialverträglich-

keit geht damit einher. Das schließt Konzepte für 

mehr bezahlbaren Wohnraum genauso ein wie 

eine funktionierende Gesundheitsinfrastruktur 

sowie die Förderung des ehrenamtlichen Enga-

gements. Auch der gezielte Ausbau der Wirt-

schaftsinfrastruktur sowie die Förderung der In-

novations- und Wissenschaftslandschaft sollen 

uns zu einem Vorreiter im Sektor der nachhalti-

gen Energien machen.

Wir werden in den kommenden Jahren alle Hände 

voll zu tun haben. All jenen Herausforderungen 

wollen wir gemeinsam begegnen, um das Beste 

für jeden Einzelnen und jede Einzelne zu errei-

chen. Dadurch sollte sich Solidarität in der Gesell-

schaft auszeichnen. Packen wir es an!

Mustafa Güngör

Im Folgenden einige Schlaglichter aus den verschie-

denen Politikfeldern der Fraktionsarbeit: 

Kinder und Bildung

Wir haben massiv in den Aus-, Um- und Neubau 

von Kitas und Schulen investiert. Allein im Haus-

halt für die Jahre 2018 und 2019 haben wir dafür 

mehr als 110 Millionen Euro bereitgestellt. Bereits 

zuvor stand die langfristige Planung für den 

Ganztagsausbau auf der Agenda, nötige Pla-

nungs- und Baumittel wurden bereitgestellt. 

Seit Sommer 2016 haben wir in der Stadt Bremen 

über 3.200 neue Kita-Plätze geschaffen. Für die 

Kindergartenjahre 2019/2020 befinden sich über 

50, für 2020/21 rund 30 Bauprojekte in Planung. 

Außerdem müssen seit dem 1. August 2019 für 

Kinder nach Vollendung des dritten Lebensjahres 

bis zum Schuleintritt keine Kita-Beiträge mehr 

bezahlt werden. 

Zur Fachkräftesicherung haben wir im pädagogi-

schen Bereich die AbsolventInnen-Zahl seit 2015 

um zwei Drittel auf 665 und die Zahl der Fach-

schulplätze um 35 Prozent auf 950 erhöht. Uns 

war es wichtig, mit der praxisorientierten und be-

zahlten ErzieherInnen-Ausbildung PIA einen Ein-

stieg in die vergütete Aus- und Weiterbildung zu 

schaffen und – beginnend mit MitarbeiterInnen 

in Kitas in schwierigen Lagen – schrittweise die 

Bezahlung von ErzieherInnen zu verbessern (TVöD 

S 8b). Als kurzfristige Strategie gegen den akuten 

Fachkräftemangel haben wir mit dafür gesorgt, 

dass ein Quereinsteiger- und Qualifizierungspro-

gramm für verwandte Berufe mit insgesamt 192 

Plätzen aufgelegt wurde.

Wir haben eine massive Erhöhung der Bildungs-

ausgaben insgesamt und pro Kopf erstritten – sie 

lagen im Jahr 2019 gut 225 Millionen Euro über 

dem Budget aus 2017. Mit dem Bildungsverstär-

kungspaket für die vorschulische und schulische 

Bildung werden etwa 9,2 Millionen Euro für 

Sprachförderung, Inklusion sowie gezielte Unter-

stützung von Kindergärten und Schulen mit be-

sonderer Belastung bereitgestellt. Zusätzliche 

vier Millionen Euro kommen Grundschulen mit 

besonders großen Herausforderungen und För-

derbedarfen zugute. 

Auch der schulische Fachkräftebedarf stand im 

Fokus: Wir setzten uns dafür ein, dass die Refe-

rendariatsplätze von 450 auf 600 aufgestockt 

und die Möglichkeiten zum Quereinstieg von 

AkademikerInnen in den Lehrerberuf für Man-

gelfächer ausgeweitet wurden. Zudem haben 

wir dafür gesorgt, dass die berufsbegleitende 

Weiterbildung für Inklusive Pädagogik für Lehr-

kräfte fortgesetzt und der Lehramtsstudiengang 
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Inklusive Pädagogik für Oberschule und Gymna-

sium an der Universität Bremen eingerichtet wur-

de. Um die Attraktivität des Lehrerberufs zu stei-

gern, wurde beschlossen, dass alle Bremer 

Lehrkräfte (Grundschule und SEK I), die bisher in 

die Besoldungsgruppen A12 oder A12a eingrup-

piert waren, künftig A13 erhalten. 

Die SPD-Fraktion hat sich dafür stark gemacht, 

dass der „Bremer Schulkonsens“ für weitere 

zehn Jahre fortgeführt wird. Nach Hamburger 

Vorbild wird ein neues Institut für Qualitätsent-

wicklung für das Land Bremen gegründet. Das 

soll die Schulen bei der Verbesserung der Unter-

richtsqualität, der Schulentwicklung und ihrem 

Schulprogramm beraten. 

Die Berufsschulen sollen gezielt gestärkt werden. 

Der Ausbau der Eigenständigkeit und eine Zentra-

lisierung nach dem Campus-Modell sind wichtige 

Die damalige Abgeordnete Stephanie Dehne mit einer Schülergruppe der St.-Johannis-Schule im Januar 2018 
(Foto oben). 
Der neue Fraktionsvorsitzende steht fest: Nachdem Andreas Bovenschulte die Nachfolge von Carsten Sieling im 
Rathaus angetreten hatte, wählten die Abgeordneten der SPD-Fraktion im August den bildungspolitischen 
Sprecher Mustafa Güngör zu ihrem Fraktionsvorsitzenden (Foto unten links).
Die Jugend hielt im November 2018 Einzug in das Parlament. Bei der abschließenden Plenarsitzung sprach unter 
anderem Stephanie Dehne vor dem jungen Plenum (Foto unten rechts).
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Neuerungen. Von großer Bedeutung ist zudem 

die Öffnung für die Fort- und Weiterbildung von 

ArbeitnehmerInnen.

Bau und Stadtentwicklung

Der Bedarf an Wohnraum ist weiterhin groß. Die 

SPD verfolgt daher die Strategie, Bremen als 

wachsende Stadt zu positionieren. Die Sicherstel-

lung eines quantitativ ausreichenden und quali-

tativ differenzierten Wohnungsangebotes ist da-

für eine Grundvoraussetzung.

 

Mit einer Aufstockung der Wohnraumförderungs-

programme ist es uns gelungen, dass geplante 

Projekte weiterhin ausreichend mit Fördergel-

dern versorgt werden können. So haben wir die 

25-Prozent-Sozialwohnungsquote abgesichert, 

die in der neuen Legislaturperiode auf 30 Prozent 

– und differenziert nach Stadtteilen – erhöht 

wird. Um die soziale Durchmischung aller Quar-

tiere zu verbessern, soll insbesondere der Anteil 

an gefördertem Wohnungsbau in Gebieten mit 

bisher unterdurchschnittlicher Anzahl solcher 

Wohnungen erhöht werden.

Zusätzlich zu bereits zuvor bewilligten Mitteln 

konnten 25 Millionen Euro über die Bremer Auf-

bau-Bank vergeben und damit gut 360 Wohnein-

heiten gefördert werden. 

Seit 2012 sind bereits drei Förderprogramme mit 

einem Darlehensvolumen von insgesamt 160 

Millionen Euro bereitgestellt worden. Von 2015 

bis 2018 wurden fast 8.000 neue Wohneinheiten 

genehmigt, 4.690 davon bis November 2018 fer-

tiggestellt. Mit größeren Wohnbauprojekten wie 

dem an der Marcuskaje und der Entwicklung des 

Hulsberg-Quartiers sowie zahlreichen Kleinpro-

jekten fördern wir wieder verstärkt den sozialen 

Wohnungsbau.  

Zudem haben wir innovative Projekte im Bestand 

unterstützt, in der Folge leerstehende Bundesim-

mobilien als Wohnraum mobilisiert. Unter ande-

rem haben wir den Erwerb des Bundeswehrhoch-

hauses durch die GEWOBA vorangebracht und 

den Umbau des „Papageienhauses“ zu einem 

Wohnheim für Auszubildende angeregt. Mit der 

Übernahme der BREBAU in städtischen Besitz ha-

ben wir einen Meilenstein für die Anstrengungen 

Hoher Besuch: Gast bei der Fraktionsklausur in Etelsen im Mai 2018 war die damalige SPD-Vorsitzende Andrea 
Nahles. Das Thema Wohnungsbau rückte während der Klausur verstärkt in den Fokus.  
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Bremens in Sachen Wohnungsbau gesetzt. Wei-

tere 6.000 Wohneinheiten sind nun vor Spekulan-

ten sicher. Wir wollen die BREBAU zu einem kom-

munalen, wohnungswirtschaftlichen Instrument 

weiterentwickeln.

Mit einem Förderprogramm speziell für junge Fa-

milien wollen wir der zunehmenden sozialen 

Spaltung der Stadt entgegenwirken. Wer in Bre-

mens sozial belasteten Stadtteilen baut, soll 

künftig von der öffentlichen Hand finanziell un-

terstützt werden. 

Darüber hinaus wollen wir den Preis für Grunder-

werb begrenzen. Wichtig ist deshalb die Bereitstel-

lung bisher im öffentlichen Besitz befindlichen Bo-

dens durch Überlassung auf Erbpachtbasis.

Mit der Neugestaltung der historischen Altstadt 

wollen wir die Attraktivität der Innenstadt auch 

in Zukunft sichern. Daher stehen das Sparkas-

senkarree am Brill, das Projekt Balge-Quartier 

(Jacobshof, Kontorhaus und Stadtwaage) sowie 

das Areal rund um das Parkhaus-Mitte weiterhin 

im Fokus unserer Politik. Wir haben die Neu- und 

Umgestaltung des Stadtzentrums engmaschig 

begleitet und werden das zukünftig auch mit 

Großprojekten wie dem Tabakquartier in Wolt-

mershausen sowie dem Jacobs- und dem Ha-

chez-Gelände in der Neustadt tun. So stellen wir 

die Weichen für eine lebenswerte Stadt im  

21. Jahrhundert.

Verkehr

Mobilität mit Bus und Bahn ist umweltfreundlich 

und entlastet die Stadt von Verkehr. Damit der 

ÖPNV für viele Menschen zu einer attraktiven Al-

ternative zum eigenen Auto wird, wurden etwa 

Gewerbegebiete wie der Gewerbepark Hansali-

nie, das Güterverkehrszentrum, der Industriepark 

und das Bremer Kreuz inzwischen besser an das 

ÖPNV-Netz angebunden. So wird das Netz attrak-

tiver für die Beschäftigten, die morgens und nach 

Feierabend dieses Transportmittel nutzen.

Das Jobticket haben wir für einen breiteren Nut-

zerkreis geöffnet und die Konditionen so verbes-

sert, dass künftig mehr ArbeitnehmerInnen davon 

profitieren können. Um älteren Menschen einen 

zusätzlichen Anreiz zum Umstieg auf den ÖPNV 

zu bieten, gibt es nun die Möglichkeit, bei Abgabe 

Zu Besuch in Bremen: Ralf Stegner, Fraktionsvorsitzender der SPD im Schleswig-Holsteinischen Landtag, besuch-
te im März 2019 die Hansestadt Bremen und begleitete unseren damaligen Fraktionschef Björn Tschöpe auf 
einer Tour mit dem „Roten Bus“ nach Borgfeld. 
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der Fahrerlaubnis für sechs Monate kostenfrei den 

ÖPNV zu nutzen. 

Durch die Einführung von Tempo-30-Zonen vor 

Schulen, Krankenhäusern, Kitas und Seniorenhei-

men haben wir die Stadt für alle etwas sicherer 

gemacht.

Wirtschaft

Bereits kurz nach der Bürgerschaftswahl 2019 

wurde die Diskussion über eine neue „Bremer Ver-

einbarung“ und eine Ausbildungsumlage forciert. 

Es ist Aufgabe der Wirtschaft, ausreichend Ausbil-

dungsplätze bereitzustellen. Uns ist es wichtig, 

dass diese Aufgabe gerecht geschultert wird. Gro-

ße Unternehmen sind ebenso wie kleine und 

mittlere Unternehmen aufgefordert, junge Men-

schen auszubilden, um dem Fachkräftemangel 

entgegenzuwirken. 

Die SPD-Fraktion hat zudem die Aufstiegsfortbil-

dungsprämie („Meisterprämie“) in Bremen auf 

den Weg gebracht. Diese geht über die reine Prä-

mie für Handwerksmeister hinaus und wird auch 

bei sogenannten Aufstiegsfortbildungen in ande-

ren Berufen gewährt.

Bremen ist ein Industriestandort mit vielen Ar-

beitsplätzen im verarbeitenden Gewerbe. Stahl 

ist ein zentraler Werkstoff und wichtig für die Au-

tomobilindustrie, die Produktion von Windenergie-

anlagen und viele andere Wirtschaftszweige in 

Bremen. Die SPD-Fraktion hat gemeinsam mit den 

anderen Fraktionen in der Bürgerschaft ein Zeichen 

für die Bremer Hütte und ihre 4.000 Beschäftigten 

gesetzt. Das Werk muss in seinem Bestreben nach 

fairen Arbeitsbedingungen und CO
2
-ärmeren Ver-

fahren zur Stahlherstellung unterstützt werden. 

Dazu wird ein Modellprojekt initiiert, damit 

Im Oktober 2018 eröffnete unser damaliger Abgeordneter Christian Weber in seiner Funktion als Präsident der 
Bremischen Bürgerschaft den Freimarkt, das Bremer Großereignis schlechthin – auch für Vertreter aus Politik  
und Wirtschaft. 

Hand in Hand mit dem Handwerk: Der damalige 
Fraktionsvorsitzende Björn Tschöpe bei einer Freispre-
chung der Kreishandwerkerschaft im Juni 2018. 
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Hochöfen nicht mehr mit Kohle, sondern künftig 

mit grünem Wasserstoff betrieben werden können.

Bremen muss auch attraktiv für GründerInnen 

sein. Mit dem „Starthaus Bremen“ existiert ein 

adäquates Beratungsnetzwerk für die lokale 

Start-up-Szene, die wir weiter unterstützen wol-

len. Ebenso wichtig ist es, die Innenstadt attraktiv 

zu gestalten sowie Gewerbeflächen zu erschlie-

ßen und zu vermarkten. Beispiele sind das Gewer-

begebiet Hansalinie oder der Bremer Industriepark. 

Um neue Perspektiven aufzuzeigen, engagiert sich 

die SPD-Fraktion energisch im Zukunftsdialog zur 

Aufstellung des neuen Gewerbeentwicklungs- 

programms 2030.

Arbeit 

Bremen hat 2012 als erstes Bundesland einen 

Landesmindestlohn eingeführt. Im März 2019 

wurde von der SPD-Fraktion eine erneute Erhö-

hung auf 11,13 Euro unterstützt, um Niedrig- und 

Armutslöhnen entgegenzuwirken. 

Ein wesentliches Ziel der SPD sind allgemeinver-

bindliche Tarifverträge und Tariftreue bei der Ver-

gabe öffentlicher Aufträge. Wir fordern, dass die 

Tariftreuepflicht im Bremischen Tariftreue- und 

Vergabegesetz auf Liefer- und Dienstleistungen 

erweitert wird.

Die Arbeitnehmerrechte immer im Blick: Unser wirtschaftspolitischer Sprecher Volker Stahmann, hier bei einer 
Demonstration vor dem Pressehaus des „Weser Kurier“ im Dezember 2019. Der Grund: Die Verlagerung des 
Zeitungsdrucks und der drohende Verlust von mehreren Hundert Arbeitsplätzen (Foto oben). 
Der damalige wirtschaftspolitische Sprecher, Dieter Reinken, besuchte den traditionellen Frühschoppen der 
Arbeitsgemeinschaft Selbstständige im Oktober 2018 (Foto unten).
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Um das Augenmerk auf diejenigen zu legen, die 

einen erschwerten Zugang zum Arbeitsmarkt ha-

ben, haben wir gemeinsam mit unseren Koaliti-

onspartnern den „Aktionsplan Alleinerziehende“ 

auf den Weg gebracht. Über 14.000 Alleinerzie-

hende leben im Land Bremen, davon sind zwei 

Drittel auf staatliche Unterstützung angewiesen. 

Der Aktionsplan schreibt Maßnahmen im Bereich 

Arbeitsmarkt, Ausbildung, Kinderbetreuung und 

Bürokratieabbau fest, damit sich Betroffene aus 

der Armutsfalle befreien können. Inbegriffen sind 

Teilzeit-Ausbildungen, eine flexible Kinderbetreu-

ung mit einem Modellprojekt für eine 24-Stun-

den-Kita sowie ein kommunal finanziertes Kin-

derbetreuungsangebot des Jobcenters Bremen.

Klima, Umwelt, Landwirtschaft,  
Tierschutz 

Die SPD-Fraktion hat das Thema Nachhaltigkeit 

und die Vermeidung von Plastik- und Verpa-

ckungsmüll in den Fokus genommen. Bereits 2018 

wurde ein Antrag zur Einführung eines Mehrweg-

becher-Systems eingebracht. Viele Bäckereien 

und Cafés in Bremen nutzen bereits ein Anreizsys-

tem und rabattieren den Verkauf von Kaffee und 

anderen Heißgetränken in Mehrwegbechern. Dar-

über hinaus haben wir den Senat aufgefordert, 

einen Aktionsplan „Zero-Waste“ aufzustellen, 

sodass Einwegartikel aus Plastik auf ein Mini-

mum reduziert werden. Durch die Unterstützung 

von Repair-Cafés soll zudem verhindert werden, 

dass zu reparierende Geräte im Müll landen. Um 

vorschnelles Wegwerfen von Lebensmitteln zu 

vermeiden, unterstützen wir zudem den Vorstoß 

Hamburgs im Bundesrat, den Lebensmittelhandel 

zur Abgabe sicherer Lebensmittel an gemeinnüt-

zige Organisationen zu verpflichten. Containern, 

also das Aneignen entsorgter Lebensmittel, soll 

keine Straftat mehr darstellen.

Um mit Nachdruck auf die dramatische Lage, in 

der sich das Weltklima befindet, hinzuweisen, 

hat Bremen den Klimanotstand ausgerufen. Bre-

men bekennt sich zum Pariser Klimaschutzab-

kommen. Für wichtige Klimaschutzmaßnahmen 

werden zusätzliche Finanzmittel bereitgestellt 

und ein Komplementärmittelfonds eingeführt, 

um mehr Fördermittel des Bundes und der EU 

nach Bremen zu holen. Unser Ziel ist es, Treib-

hausgasemissionen bis 2030 um 80 Prozent ge-

genüber 1990 zu reduzieren. Auch die Strategien 

der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien, 

eine energetische Gebäudesanierung sowie um-

weltfreundliche Mobilitätskonzepte spielen eine 

wichtige Rolle in unserer Politik. 

Inneres und Justiz

Wir stehen für ein sicheres und sauberes Bremen. 

Deswegen steht seit 2018 ein Ordnungsdienst für 

alle BremerInnen bereit, der als Ansprechpartner 

auftritt, sich um Anliegen der BürgerInnen küm-

mert und so für mehr Sicherheit und Sauberkeit 

In ihrer letzten Rede als Bürgerschaftspräsidentin forderte Antje Grotheer im Juli 2019 „klare Kante gegen 
Rechts“. Das zeigte Wirkung: Die AfD-Fraktion verließ prompt den Plenarsaal. 
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sorgt. Zu den Aufgaben gehört es auch, Ordnungs-

widrigkeiten zu sanktionieren und zu unterbinden.

Wir haben daran gearbeitet, dass es mehr Polizis-

ten in unseren beiden Städten gibt. Wir haben 

uns für eine höhere Personalzielzahl von 2.600 

eingesetzt und, um diese zu erreichen, die Aus-

bildungszahlen erhöht. Künftig sollen 2.900 Poli-

zisten in Bremen und mindestens 520 in Bremer-

haven tätig sein. Auch die Ausrüstung der 

Polizeibeamtinnen und -beamten haben wir ver-

bessert. Bodycams, also Kameras, die Polizeibe-

amte direkt am Körper tragen, sollen potenzielle 

Täter abschrecken und die Beamten im Dienst 

vor Angriffen schützen. Die SPD-Fraktion hat ih-

ren Einsatz in Bremen und Bremerhaven auf den 

Weg gebracht.

Nach Urteil des Bundesverwaltungsgerichts darf 

die DFL an zusätzlichen Polizeikosten bei soge-

nannten Hochrisikospielen beteiligt werden. Da-

mit bestätigte sich die Rechtsauffassung Bremens. 

Die von der SPD-Fraktion initiierte Kostenbeteili-

gung des Profifußballs bleibt also bestehen. Und 

das ist gut so. Denn es kann nicht sein, dass ein 

milliardenschwerer Unterhaltungskonzern wie 

die DFL die Gewinne einstreicht, die Kosten aber 

der Allgemeinheit aufbürdet. Diese Einnahmen 

kommen unmittelbar der Polizei zugute.

Auf Bundesebene hat die SPD-Fraktion sich dafür 

eingesetzt, dass das Fahren ohne Fahrschein in 

öffentlichen Verkehrsmitteln keine Straftat 

mehr ist. Stattdessen soll sie als Ordnungswid-

rigkeit in das entsprechende Gesetz aufgenom-

men werden. Und auch als Ordnungswidrigkeit 

wird das Fahren ohne Fahrschein weiterhin kon-

sequent sanktioniert. 

Gesundheit 

Der Teilersatzneubau am Klinikum Mitte, dessen 

Inbetriebnahme sowie die finanzielle Situation 

des kommunalen Krankenhausverbundes Gesund-

heit Nord (GeNo) haben die Gesundheitspolitik 

der vergangenen Jahre geprägt. Mit der Stärkung 

des Eigenkapitals der GeNo und der Übertragung 

von Schulden auf die Hansestadt haben wir als 

SPD-Fraktion auf die finanziellen Probleme re-

agiert. Die Entlastungsmaßnahmen verschaffen 

dem Klinikverbund mehr Zeit, um ein nachhalti-

ges Sanierungs- und Zukunftskonzept zu entwi-

ckeln. Mit dem Modellprojekt „Fachkräfte für Prä-

vention und Gesundheitsförderung an Schulen“ 

Unsere Abgeordneten Arno Gottschalk (l.), Sprecher für Umwelt und Finanzen, und Sascha Aulepp, justizpoliti-
sche Sprecherin der SPD-Fraktion, bei der Kundgebung zum Antikriegstag 2019. Mit dabei war auch Bürgermeis-
ter Andreas Bovenschulte, wenige Tage nach seinem Amtsantritt. 
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stärken wir die Gesundheitskompetenz an zwölf 

Bremer Grundschulen in ausgewählten Quartie-

ren mit besonderen Entwicklungsbedarfen. 

Gesundheitsfachkräfte sollen bei Kindern und 

Eltern Wissen über Gesundheit und gesundes 

Verhalten stärken, Erkrankungen verhindern 

oder frühzeitig erkennen. In Kooperation mit 

den gesetzlichen Krankenkassen gilt das Projekt 

bundesweit als Vorreiter. 

Um die schwierige Situation bei der Versorgung 

mit Hebammen zu verbessern, haben wir Ausbil-

dungskapazitäten aufgestockt, die Überführung 

von einer beruflichen Ausbildung in eine Hoch-

schulausbildung ab 2020, die Errichtung eines 

quartiersnahen Hebammenzentrums sowie die 

eines Online-Portals zur Hebammenvermittlung 

ermöglicht.

Zur Stärkung der solidarischen Finanzierung un-

seres Gesundheitssystems haben BeamtInnen im 

Land Bremen inzwischen Wahlfreiheit, ob sie sich 

gesetzlich oder privat versichern möchten, ohne 

dabei finanzielle Nachteile befürchten zu müssen.

Damit wir dem wachsenden Bedarf an hoch qualifi-

zierten Pflegekräften künftig gerecht werden kön-

nen, haben wir mit einer hochschulübergreifenden 

Kooperation die akademische Pflegeausbildung 

in Bremen neu aufgestellt.

Zur Weiterentwicklung der psychiatrischen Versor-

gung haben wir die Fortfinanzierung von bisher 

geförderten Projekten beschlossen. Damit soll die 

Nachhaltigkeit der Projekte gesichert werden. Mit 

uns konnte zudem der Einstieg in die Schulgeld-

freiheit für therapeutische Ausbildungsberufe er-

reicht werden.

Haushalt und Finanzen

Mit solider Haushaltspolitik hält Bremen auch auf 

der letzten Etappe den Konsolidierungspfad ein. 

Mit dem Jahr 2018 hat Bremen acht Mal in Folge 

300 Millionen Euro Konsolidierungshilfen bekom-

men. Insofern der Stabilitätsrat 2020 aller Voraus-

sicht nach auch die letzte Rate frei gibt, hat Bre-

men Schritt für Schritt ein Defizit von 1,25 

Milliarden Euro seit dem Jahr 2010 abgebaut und 

dafür insgesamt 2,7 Milliarden Euro Konsolidie-

rungshilfe erhalten. Die konsequente Konsolidie-

rungspolitik ist Grundlage für die Neuaufstellung 

der Bund-Länder-Finanzbeziehungen, dank der 

Bremen ab dem Jahr 2020 vom Bund rund 400 Mil-

lionen Euro Sanierungshilfe bekommt. Die Städte 

Bremen und Bremerhaven werden dadurch finan-

ziell deutlich besser ausgestattet – zulasten des 

Im April 2019 ging es um die Zukunft der Pflege. Mit dabei waren unsere damalige gesundheitspolitische 
Sprecherin, Stephanie Dehne, und Prof. Dr. Matthias Zündel, der an der Hochschule Bremen Gesundheits- und 
Pflegemanagement lehrt. 
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Landes. Mit der Vereinbarung können das Land 

Bremen und seine beiden Städte ihre jeweiligen 

Aufgaben ohne neue Kredite erfüllen und die ab 

2020 geltende Schuldenbremse einhalten. Da-

durch gewinnen sie Spielräume bei der Finanzie-

rung vielfältiger kommunaler Aufgaben – im Inter-

esse der BürgerInnen. 

Trotz eingeschränkter finanzieller Gestaltungs-

möglichkeiten haben wir Schwerpunkte im Sinne 

einer generationengerechten Politik gesetzt – 

zum Beispiel beim Ausbau der Kindertagesbe-

treuung und unserer Schulen, dem Wohnungs-

bau, der Arbeitsmarktpolitik und der Moder- 

nisierung sowie der Digitalisierung der öffentli-

chen Dienstleistungen.

Kultur

Mit dem Kulturförderbericht von 2018 haben wir 

in einem umfangreichen Beteiligungsprozess mit 

Kulturakteuren zukünftige Handlungsfelder der 

Kulturpolitik definiert. Wichtige Bausteine sind 

Projekte der Digitalisierung, der „Masterplan Mu-

sikstadt“ und die Schaffung neuer Bibliotheken – 

eine davon für obdachlose Menschen. Wir unter-

stützen Vorhaben nachdrücklich, die Bremen als 

Stadt der kulturellen Vielfalt sichtbarer machen. 

Dazu gehören Aktivitäten für Interkulturalität und 

Diversity im Rahmen des 360°-Fonds für Kulturen. 

Es darf keine Frage des Einkommens sein, ob die 

Bremerinnen und Bremer sich einen Besuch im 

Museum leisten können. Deswegen hat die SPD ei-

nen eintrittsfreien Tag in diesen Einrichtungen als 

Ziel formuliert. Dafür haben wir ein entsprechen-

des Pilotprojekt initiiert. Das Gerhard-Marcks-

Haus soll noch im Jahr 2020 ein entsprechendes 

„Damals Dolchstoßlegende, heute Fake News?“ – Bei unserer Veranstaltung im Focke-Museum im November 2018 
diskutierten Björn Tschöpe (l.) und Ralf Stegner unter anderem mit dem „Der Freitag“-Redakteur Dr. Michael Angele. 

Nachdem Christian Weber im Februar nach langer 
Krankheit verstarb, wurde Antje Grotheer im März 
2019 zur ersten Präsidentin der Bürgerschaft gewählt. 
Hier ist sie mit dem damaligen Bürgermeister Carsten 
Sieling zu sehen. 
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Vorhaben umsetzen. Nach einer Evaluation wollen 

wir prüfen, ob ein entsprechendes Angebot auch in 

anderen Kultureinrichtungen möglich wäre. 

Jugend-, Sozial- und Integrationspolitik 

Die SPD hat sich mit Nachdruck für eine Verbesse-

rung der Lebensbedingungen der Menschen ein-

gesetzt, die besonders unter der sozialen Spal-

tung leiden. So haben wir uns parlamentarisch 

für eine Überarbeitung des Arbeitslosengeldes II, 

eine Entschärfung der Sanktionen im SGB-II-Be-

zug und eine faire Neuberechnung des Existenz-

minimums für die BezieherInnen von Grundsi-

cherungsleistungen engagiert. Auch für eine 

verstärkte, aktive Nutzung der Ermessensspiel-

räume im Sinne der LeistungsempfängerInnen 

haben wir uns eingesetzt.

Wir meinen, dass Obdachlosigkeit beendet wer-

den kann. Notwendig dafür ist der politische Wil-

le, auf allen Ebenen Anstrengungen zu unterneh-

men, damit es genügend Wohnungsangebote für 

Obdachlose gibt. Daher haben wir den Senat auf-

gefordert, in einem Pilotprojekt „Housing First“ 

pro Jahr 50 Belegrechte zur Vermittlung von Woh-

nungen an Obdachlose zu erwerben.

Die SPD-Fraktion tritt energisch für die finanzielle 

Absicherung der Bremer Frauenhäuser und der Be-

ratungsstellen für Frauen und Kinder mit (sexuali-

sierten) Gewalterfahrungen ein. Auch die Kinder-

schutzeinrichtungen wie Mädchenhaus, Jungen- 

büro, Schattenriss und der Kinderschutzbund müs-

sen finanziell nachhaltig unterstützt werden.

Auch in den vergangenen zwei Jahren verlangte 

die erfolgreiche Bewältigung der Zuwanderung 

von geflüchteten Menschen nach Bremen und 

Bremerhaven unser integrationspolitisches En-

gagement. Angesichts der zunehmenden rech-

ten und rassistischen gesellschaftlichen Tenden-

zen unterstützten wir weiterhin eine humane 

Flüchtlingspolitik und haben uns mit parlamen-

tarischen Initiativen beispielsweise für eine 

Stärkung der ambulanten Betreuungsangebote 

für geflüchtete Menschen im privaten Wohn-

raum eingesetzt. Wir haben uns für ein einheitli-

ches „Rahmenkonzept für gesellschaftliche Teil-

habe und Diversity“ stark gemacht, das bisherige 

Konzepte weiterentwickelt.

In der Jugendpolitik setzten wir uns erfolgreich 

für eine bessere Ausstattung der stadtteilbezo-

genen offenen Jugendarbeit ein. Insbesondere 

sozial benachteiligte Stadtgebiete haben davon 

profitiert. 

Zudem möchten wir öffentliche Spielflächen bes-

ser ausstatten: Wie zuletzt 2016 und 2017, stand 

Auf der Fraktionsklausur in Bad Zwischenahn im September 2019 arbeiteten die Abgeordneten ein Positions- 
papier aus, das prägend für die Arbeit in der 20. Legislaturperiode sein soll und den Fokus auf lebendige und 
lebenswerte Quartiere legt. 
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dafür auch in den Jahren 2018 und 2019 jeweils 

mehr als eine Million Euro zur Verfügung. 

Mit der erfolgreichen Verabschiedung des Wohn- 

und Betreuungsgesetzes haben wir erhebliche Ver-

besserungen hinsichtlich des Schutzes von Men-

schen in Pflegeeinrichtungen erreicht. Wir arbeiten 

an einer Aufstockung der personellen Ausstattung 

der Wohn- und Betreuungsaufsicht. Parlamenta-

risch konnten wir eine Verbesserung des Personal-

schlüssels im Nachtdienst durchsetzen.

Behindertenpolitisch haben wir das Bundesteil-

habegesetz unterstützt und an Verbesserungen 

mitgearbeitet. Das ist für uns grundsätzlich ein 

wichtiger Schritt hin zur weiteren Umsetzung der 

UN-Behindertenrechtskonvention. Klar ist aber 

auch: Es müssen weitere Schritte folgen.

Bürgerbeteiligung und Beiräte

Mit einer Novelle des Beirätegesetzes haben wir 

die Rechte der Stadtteilparlamente gezielt ge-

stärkt. So gibt es jetzt unter anderem verbindliche-

re Regelungen zur Mitwirkung der Verwaltung, 

Beiräte können sich vom Justizressort rechtlich be-

raten lassen, und die Beiräte erhalten die Möglich-

keit, Ortsamtsleiter unter bestimmten Vorausset-

zungen abwählen zu können. Dadurch können 

Beiräte besser, wirksamer und effektiver arbeiten.

Bremen zeigt Gesicht! Mehrere Tausend Bremerinnen und Bremer demonstrierten im November 2018  
gegen Rechtsextremismus (Foto oben). 
Für Vielfalt in Bremen: Auch die SPD-Fraktion tritt für ein friedliches, tolerantes Miteinander in der  
Hansestadt ein. (Foto unten).
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Wissenschaft

Die Weiterentwicklung der bremischen Wissen-

schaftslandschaft liegt uns besonders am Herzen. 

Deshalb wurde 2019 der „Wissenschaftsplan 

2025“ verabschiedet. Vorgesehen sind darin der 

Ausbau von Studienplätzen und -angeboten, zu-

sätzliche Stellen für ProfessorInnen oder Mitar-

beiterInnen sowie eine engere Vernetzung von 

Wissenschaft und Zivilgesellschaft. Der Wissen-

schaftsplan 2025 soll an Hochschulen nicht nur 

die Lehre stärken, sondern explizit auch dabei hel-

fen, die Forschungsexzellenz in Bremen zu erhal-

ten und auszubauen. 

Mit der Novellierung des Hochschulreformge-

setzes hat sich die SPD-Fraktion dafür engagiert, 

dass die Karrierewege junger Nachwuchswis-

senschaftlerInnen sicherer, transparenter und 

besser planbar werden. Der eingeführte „tenure 

track“ soll junge Talente frühzeitig an den Wis-

senschaftssektor binden. Denn nur wenn die 

Bremer Hochschulen als gute Arbeitgeber auf-

treten, können wir begabten Forschungsnach-

wuchs in Bremen halten und im internationalen 

Wettbewerb bestehen.

Häfen und Schifffahrt

2018 und 2019 hat die Bürgerschaft mit Unter-

stützung der SPD-Fraktion 40 Millionen Euro für 

Investitionen in den Häfen vorgesehen, darunter 

je 11,7 Millionen Euro für die Erneuerung des 

Kreuzfahrtterminals und die Erneuerung der 

Baggerflotte.

Ein Anliegen der SPD-Fraktion sind ebenso gute 

Arbeitsbedingungen für HafenarbeiterInnen und 

Seeleute. Um deren Sicherheit zu gewährleisten, 

unterstützte die SPD-Fraktion gemeinsam mit 

den Nordländern Hamburg und Niedersachsen 

die Initiative „Laschen ist Hafenarbeit“. Wir tre-

ten dafür ein, dass Ladungssicherungsarbeiten 

(kurz Laschen), auf Container- und Feederschiffen 
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Nach der Konstituierung des Parlaments im Juli 2019 ist unsere Abgeordnete Janina Brünjes, geboren 1995, 
offiziell das jüngste Mitglied der Bremischen Bürgerschaft in der 20. Legislaturperiode. Später wird sie Sprecherin 
für Wissenschaft, Forschung und Tierschutz der SPD-Fraktion.
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Maritim unterwegs: Nach einem Austausch mit Unternehmern im Hafengewerbe im September 2018  
besichtigte die damalige Abgeordnete Heike Sprehe die Brücke der MS Senator. 

von speziell ausgebildeten HafenarbeiterInnen 

ausgeführt werden. Dies ist nun im Tarifvertrag, 

der ab 2020 gilt, geregelt. 

Gleichstellung

Die Frage nach der Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie stellt sich für Frauen nicht erst, wenn ein 

Kind geboren ist. Bereits mit Beginn einer 

Schwangerschaft verschlechtern sich ihre Karri-

erechancen. Aus diesem Grund haben wir uns da-

für eingesetzt, dass bei der Vergabe von öffentli-

chen Siegeln und Zertifikaten mutterschutz- 

relevante Gesichtspunkte wie das Vorhalten eines 

schwangerengerechten Arbeitsplatzes und ein 

stillfreundlicher Betrieb berücksichtigt werden. 

Zudem setzen wir auf verstärkte Aufklärungsar-

beit: Mit einer Kampagne für den öffentlichen 

Dienst im Bereich Kita und Schule wollen wir auf-

zeigen, wie Frauen auch bis zum Erreichen des 

Mutterschutzes berufstätig sein können. Zudem 

ist es unser Anliegen, Unterstützungsarbeit bei 

Impfberatungen und -angeboten zu leisten. 

Der Einsatz gegen Diskriminierung ist uns sehr 

wichtig. Deswegen hat sich die SPD-Fraktion für 

den Verzicht von Fotos in Bewerbungsunterlagen 

im öffentlichen Dienst stark gemacht, um Wett-

bewerbsnachteilen vorzubeugen. Zudem haben 

wir uns dafür eingesetzt, dass der Einsatz von 

komplett anonymisierten Verfahren in einem 

Modellprojekt erneut überprüft wird. 

Es bleibt unser übergeordnetes Ziel, gleichen Lohn 

für gleiche Arbeit zu erreichen. Deshalb bleibt uns 

die Entgeltgleichheit von Frauen und Männern auch 

in der folgenden Legislaturperiode ein Anliegen.

Mit unserem jährlichen Mentoring-Programm 

für Frauen möchten wir als Fraktion Interessen-

tinnen den Einstieg in die Politik erleichtern. 

Denn uns ist bei einem derzeitigen Frauenanteil 

von rund 39 Prozent in der Bremischen Bürger-

schaft klar: Wir brauchen mehr Frauen in der  

Politik.
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Flagge zeigen für die Vielfalt: Beim Christopher Street Day in Bremen sind unsere Abgeordneten traditionell mit 
dabei. Hier im Bild: Kevin Lenkeit und Sascha Aulepp. (Foto oben).
100 Jahre Frauenwahlrecht: Unsere Abgeordneten Sybille Böschen, Antje Grotheer und Sascha Aulepp (v.l.n.r.) 
nahmen im November 2018 an einer Demonstration auf dem Marktplatz teil und setzten ein Zeichen für die 
Rechte und die Gleichberechtigung der Frauen. (Foto mitte).
Sascha Aulepp (l.) und die damalige stellvertretende Fraktionsvorsitzende Sybille Böschen beim Abschlussge-
spräch des Frauen-Mentoring-Programms im März 2019. (Foto unten).
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Medien und Digitalisierung

Mediale Veränderungsprozesse und verändertes 

Nutzerverhalten stellen den öffentlichen Rund-

funk im Lande Bremen vor große Herausforderun-

gen. Mitgewirkt hat die SPD deshalb an einer 

Neufassung des Bremischen Landesmediengeset-

zes. Das Ziel: Beiträge sollen langfristig über das 

Internet abrufbar sein. 

Ein wesentlicher Aspekt für die Wirtschaft vor 

Ort und deren Ansiedlung ist auch ein flächen-

deckendes Breitbandnetz. An Konzepten für die 

entsprechende Versorgung mit schnellerem In-

ternet in den Bremer Randgebieten und weniger 

dicht besiedelten Stadtteilen wird gearbeitet. Im 

Stadtteil Gröpelingen wurde das schnellste öf-

fentliche WLAN Bremens eingerichtet. Zudem 

haben wir uns dafür eingesetzt, dass das „FSJ di-

gital“ im Land Bremen realisiert wird.

Sportpolitik

Die SPD-Fraktion hat sich engagiert für eine zü-

gige Umsetzung des Bremer Bäder-Konzepts 

eingesetzt. Es muss alles dafür getan werden, 

dass die Inbetriebnahmen des Horner Bades 

und des Westbades möglichst schnell gesche-

hen. Zudem haben wir uns dafür eingesetzt, 

dass die Bremer Bäder für alle Vereine, den 

Schulsport und das Freizeitschwimmen attrak-

tiv sind. Eine zügige Umsetzung des beschlos-

senen Konzeptes „Für mehr sichere Schwimme-

rinnen und Schwimmer in Bremen“ ist unser 

Anliegen.

Unsere besondere Unterstützung galt den vielen 

ehrenamtlich Aktiven. Deshalb haben wir die 

ÜbungsleiterInnenpauschale um weitere 125.000 

Euro auf 1.225.000 Euro erhöht. 

Viele Sportanlagen in Bremen sind sanierungsbe-

dürftig. Wir haben nachdrücklich für die Erarbei-

tung eines priorisierenden Gesamtverzeichnisses 

der Sanierungsbedürftigkeit aller Sporthallen in 

kommunalem Besitz sowie die Darstellung des 

Sanierungsbedarfes der vereinseigenen Sporthal-

len gestritten und uns zudem für eine unbürokra-

tische Lösung für notwendige kleine Reparaturar-

beiten eingesetzt.

Sonst ist der Plenarsaal ihre Arena, auf der Osterwiesen-Olympiade waren jedoch andere Fähigkeiten gefragt:  
Basketball, Froschhüpfen und Hau den Lukas standen auf dem Plan. Die Abgeordneten Sükrü Senkal, Mustafa 
Güngör, Heike Sprehe und Elombo Bolayela (v.l.n.r.) holten am Ende den zweiten Platz. Ausgerichtet wurde die 
Olympiade von den jungen Schaustellern. 

F
O
T
O
: 
S
P
D
-B
Ü
R
G
E
R
S
C
H
A
F
T
S
F
R
A
K
T
IO

N
/
L
A
N
D
 B
R
E
M
E
N
/
W
A
U
T
E
R

91



Verbraucherschutz

Wir sind überzeugt, dass die Rechte aller Verbrau-

cherInnen gewahrt werden müssen. Deshalb ha-

ben wir auf die Irreführung bei Nahrungsergän-

zungsmitteln hingewiesen. Zudem haben wir das 

gesundheitliche Risiko thematisiert, das durch 

Beimischen sogenannter Legal Highs beim Rau-

chen von E-Zigaretten und E-Shishas entsteht. 

Informationsfreiheit

Im Bereich der Informationsfreiheit haben wir 

uns dafür eingesetzt, dass seh- oder lesebehin-

derte Menschen einen verbesserten Zugang zu 

veröffentlichten Werken, etwa in Bibliotheken 

im Lande Bremen, oder auch zu Veröffentli-

chungen der Universitäten und Hochschulen 

erhalten.
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Vor Ort mit dem Roten Bus: Antje Grotheer (l.) und Ingelore Rosenkötter beim Bürgergespräch in Schwachhausen 
im Januar 2018. 
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Die Landesmitgliederversammlung der Jusos mit 

den Vorstands- und Organisationswahlen fand 

am 24. März 2018 statt. In den Vorstand wurden 

gewählt: Sebastian Schmugler als Vorsitzender 

sowie Josefine Dehn, Hilke Lüschen, Fabian Marx 

und Jannik Michaelsen als stellvertretende Vorsit-

zende. Der Landesvorstand berief Jean-Jacques 

Dengler als Landesgeschäftsführer der Jusos und 

kooptierte Jan Romann als Beauftragten für Öf-

fentlichkeitsarbeit, sowie Tom-Eric Grieme als 

Landeshochschulgruppen-Koordinator. Nachdem 

Jean-Jacques studienbedingt Bremen verlassen 

musste, wurde schließlich Lara Gerecke im Spät-

sommer 2019 zur neuen Landesgeschäftsführerin 

der Jusos berufen. Im Vorfeld der zweiten Landes-

mitgliederversammlung 2019 am 5. Oktober 2019 

trat außerdem Josefine Dehn aus persönlichen 

Gründen von ihrer Position im Landesvorstand  

zurück und Selin Arpaz wurde als stellvertretende 

Landesvorsitzende nachgewählt.

Jungsozia listinnen und Jungsozialisten  
(Jusos) in der SPD-Landesorganisation Bremen

ARBEITSGEMEINSCHAFT

Die Jusos bundesweit, aber auch in Bremen, ha-

ben in den vergangen beiden Jahren turbulente 

Zeiten hinter sich. Durch einen Bundesvorsitzen-

den von einmaligem Format und eine extrem ho-

hen Kampagnenfähigkeit tragen die Jusos so viel 

Verantwortung für die Partei wie wohl nie zuvor. 

Insgesamt wurden die beiden letzten Jahre domi-

niert von drei Punkten: dem Wahlkampf für die 

Bürgerschafts- bzw. Europawahl, die stückweise 

Übernahme von Aufgaben anderer Parteigliede-

rungen und verschiedenen parteiinternen Ausein-

andersetzungen. 

Die Planungen der Jusos zum Wahlkampf zur 

Bürgerschafts- und Europawahl begannen be-

reits im Juni 2018. Im Rahmen einer Klausurta-

gung des Landesvorstandes wurden Strategien 

entwickelt und erste Grundrisse für ein Jugend-

wahlprogramm mit dazu passender Kampagne 

vorgezeichnet. Mit der Einsetzung einer Wahl-

Landesmitgliederversammlung der Jusos 2018.
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kampfkoordination und mehreren thematischen 

Arbeitsgruppen (bspw. Logistik, Inhalte, Aktion 

etc.) wurde anschließend weiter an der Ausfüh-

rung gearbeitet. Ein deutlicher Rückschlag war 

das Ergebnis der Listenaufstellung – keine von 

den Jusos nominierte Person wurde auf einen 

aussichtsreichen Listenplatz platziert. Die Konse-

quenz daraus lässt sich im „Wahlerfolg“ bei jun-

gen Wähler*innen ablesen. Ungeachtet der ge-

bremsten Erfolgsaussichten arbeiteten die Jusos 

weiter an einer Wahlkampagne, nun allerdings 

verstärkt mit inhaltlichem Fokus. Mit dem Be-

ginn des Jahres 2019 wechselten die Jusos zügig 

von der Planungs- in die Umsetzungsphase. Es 

folgten diverse Aktionen und Veranstaltungen. 

Um die Dimensionen des Wahlkampfes zu ver-

deutlichen, soll hier beispielhaft auf die Schul-

verteilungen eingegangen werden. Insgesamt 

wurden 10.000 „Schultüten“ gepackt, jeweils 

mit Infomaterial, kleinen Give-Aways und einem 

kleinen Snack, und anschließend an Berufs- und 

Oberstufenschüler*innen verteilt. Da der Ju-

gendwahlkampf besonders engagiert geführt 

wurde, traf das Ergebnis viele Jusos besonders 

hart und es folgten zahlreiche Analysen zu den 

Ursachen. Wichtigstes Ergebnis dabei, die mitt-

lerweile strukturelle Schwäche der Partei in der 

Fläche und in den Quartieren, sowie der alles 

überlagernde Kurs in der Großen Koalition in 

Berlin. Als besonders erfreulich wurde gewertet, 

dass Joachim Schuster für die Bremer SPD der 

Wiedereinzug ins Europäische Parlament gelun-

gen ist. 

Auch neben dem Wahlkampf übernehmen die Ju-

sos immer mehr Aufgaben von anderen Teilen der 

Partei. So müssen die Jusos in den Stadtteilen im-

mer präsenter werden, weil viele Ortsvereine das 

nicht mehr organisieren können, oder thematisch 

arbeiten die Jusos zu Bereichen, in denen sonst 

die Partei ziemlich blank dastehen würde (so z. B. 

zur Klimapolitik). Daraus ergibt sich für viele zu-

nehmend das Gefühl, dass wir zwar immer mehr 

Arbeit übernehmen, aber dafür nicht ausreichend 

gewürdigt werden. Dieses Problem wird deshalb 

auch ein Schwerpunkt der Jusos in der Organisati-

onspolitik der nächsten beiden Jahre.

Sebastian Schmugler

Vorsitzender

Jetzt erst recht! Die Antwort der Jusos auf schwierige Zeiten.
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Im Februar 2018 hat die Jahreshauptversamm-

lung der ASF im Land Bremen den Vorstand, be-

stehend aus der Vorsitzenden Shantha Chaudhuri 

(Unterbezirk Bremen-Stadt) und den stellvertre-

tenden Vorsitzenden Gaby Schüssler (Unterbezirk 

Bremen-Nord) und Petra Jäschke (Unterbezirk 

Bremerhaven) sowie Annika Barlach als Schrift-

führerin neu gewählt. Als Beisitzerinnen wurden 

Angela Bolayela-Marquart, Serpil Briese, Tugba 

Demir, Laura Luhede, Monika Nowak, Katharina 

Riebe, Anja Riemer, Angela Stoklosinski und  

Annette Yildirim gewählt.

Ein zentraler Punkt unserer Arbeit im Jahre 2018 

war unser Einsatz für die Abschaffung des §219a 

StGB („Werbeverbot“ für Abtreibungen). Die ASF 

im Land Bremen hat dazu einen entsprechenden 

Antrag auf dem Landesparteitag am 21. April 

2018 eingebracht, dem die Delegierten mit gro-

ßer Mehrheit zugestimmt haben. Auch im Bre-

mer Frauenausschuss und im ASF Bundesvor-

stand haben wir durch unsere Vertreterinnen die 

Beschlusslage der SPD aus dem Land Bremen 

durchsetzen können.

Die ASF im Land Bremen und die Landesorgani-

sation der SPD veranstalten seit 1975 jedes Jahr 

das Schafferinnenmahl. Ziel des Schafferinnen-

mahls ist es, die Solidarität unter Frauen zu för-

dern und auf Frauen außerhalb der SPD auf-

merksam zu machen, die nicht im Lichte der 

Öffentlichkeit stehen, sondern – oft unbemerkt 

– mit viel Einsatz einen wichtigen gesellschaftli-

chen Beitrag leisten. Für das Schafferinnenmahl 

2018 unter dem Motto „100 Jahre Frauenwahl-

recht“ konnten wir für die Festrede unsere dama-

lige Parteivorsitzende Andreas Nahles gewinnen. 

100 geladene Frauen nutzten im festlichen  

Rahmen der Bremischen Bürgerschaft die Gele-

genheit zum politischen Gedankenaustausch. 

Am 17. Mai 2019 fand der ASF-Aktionstag zur Eu-

ropa- und Bürgerschaftswahl statt. Als Gast konn-

ten wir dazu die ASF-Bundesvorsitzende und Eu-

ropaabgeordnete Maria Noichl im Rahmen ihrer 

deutschlandweiten Frauenmobilisierungstour 

begrüßen. Neben einem Treffen mit dem Vor-

stand des Hebammenverbandes Bremen, stan-

den ein Besuch bei der damaligen Präsidentin 

der Bremischen Bürgerschaft, Antje Grotheer, 

und eine exklusive Führung mit externen Gästen 

im Paula Modersohn-Becker-Museum auf dem 

Programm. Abgerundet haben wir den Tag mit 

diversen Straßenwahlkampfaktionen in der In-

nenstadt.

Auf der ASF Bundeskonferenz 2018 in Saarbrü-

cken wurde Shantha Chaudhuri wieder als Bei-

sitzerin in den ASF Bundesvorstand gewählt und 

hat regelmäßig an den Sitzungen des ASF Bun-

desvorstandes teilgenommen. Die ASF war mit 

ihren Delegierten ebenfalls regelmäßig auf den 

Gesamtvorstandssitzungen und Delegiertenver-

sammlungen des Bremer Frauenausschusses 

(BFA) vertreten. Katharina Riebe wurde 2019 als 

Kandidatin der ASF zur stellvertretenden Vorsit-

zenden des BFA gewählt.

Abschließend möchte ich mich im Namen des 

ASF Landesvorstandes noch bei allen Genossin-

nen und Genossen bedanken, die unsere Arbeit 

in den letzten Jahren aktiv unterstützt haben.

Shantha Chaudhuri

Vorsitzende

sozialdemokratischer Frauen (ASF)
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Die Arbeitsgemeinschaft SPDqueer hat am  

8. März 2018 ihre Jahreshauptversammlung und 

die Neuwahlen für die Amtsperiode 2018/2019, 

durchgeführt. Für den Vorsitz wurde erneut  

Nicoletta Witt vorgeschlagen und im Anschluss 

für die darauffolgenden zwei Jahre gewählt.  

Andrea Woltmann und Jörg Ohlrogge kandidier-

ten für den stellvertretenden Vorsitz. Beide wurde 

ebenfalls einstimmig gewählt.

Die erste Sitzung der neugewählten Landesar-

beitsgemeinschaft fand am 12. April 2018 statt. 

Die Sitzungen erfolgten in unregelmäßigen Ab-

ständen. Insgesamt trat der Vorstand zu 15 Sit-

zungen zusammen. Alle Sitzungen waren partei-

der SPD für Akzeptanz und  
Gleichstellung (SPDqueer)

ARBEITSGEMEINSCHAFT

Unser derzeit amtierender Landesvorstand (v. l. n. r.): Doreen Greve, Wibke Schumann (Vorstand), Andrea 
Woltmann (Vorstand), Nicoletta Witt (Vorsitzende), Nicole Poker (Vorstand), Chris Berger, Udo Schmidt 
(Vorstand). Nicht auf dem Foto: Jörg Ohlrogge (Vorstand), Dieter Fricke (Vorstand).

öffentlich. Selbstverständlich konnten auch 

Nichtparteimitglieder als Schnupperangebot an 

den Sitzungen teilnehmen. Bei verschiedenen Sit-

zungen konnten wir auf diesem Wege auch Inter-

essierte begrüßen und für unsere Arbeit gewinnen.

In den zurückliegenden zwei Jahren hat unsere 

Arbeitsgemeinschaft an folgenden Themen und 

Schwerpunkten gearbeitet, der Vorstand legte 

sich ein umfangreiches Arbeitsprogramm auf:

■ Teilnahme am 2. und 3. Bremer CSD. Für die 

Teilnahme an den CSDs 2018 und 2019 haben 

wir gemeinsam mit recht viel Energie und Auf-

wand gearbeitet. Die Arbeit hat sich aus der 
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Sicht des Vorstandes gelohnt, wir haben einige 

neue Freunde und neue Genossen und Genos-

sinnen gewinnen können.
■ Unterschiedliche, aktuelle Themen wurden in 

den öffentlichen Sitzungen behandelt.
■ Teilnahme am Bundeskongress in Saarbrücken 

(Oktober 2018)
■ Teilnahme an Nordkonferenzen, Telefonkonfe-

renzen mit dem Bundesvorstand
■ Hissen der Regenbogenflagge am CSD. Einige 

Anfragen ans Rathaus sind erfolgt. 
■ Veranstaltung zu Transgender, Erfahrungsbe-

richt aus der Sicht einer Betroffenen.
■ Workshop gemeinsam mit den Jusos zum 

Transsexuellen-Gesetz.
■ Bürgermeister-Gespräch (Juni 2019)
■ Workshop zum Thema Lesben/Frauen/Trans-

gender gemeinsam mit der ASF.

Die Veranstaltung mit der Transgender-Genos-

sin war ganz besonders beeindruckend. Sie hat 

uns sowohl über ihren Lebensweg als auch über 

die rechtlichen, gesetzlichen und behördlichen 

Hindernisse sehr eindrucksvoll berichtet. Dass 

hat dazu geführt, dass wir uns intensiv mit der 

Lebenssituation von Transgender-Personen aus-

einandergesetzt haben. Daraus resultierte ein 

Workshop zum Transgender-Gesetz. Gemeinsam 

mit den Jusos entwickelten wir einen Entwurf 

Wir waren eine muntere, bunte Gruppe. Auch den CSD 2020 werden die SPDqueer-GenossInnen und Freunden, 
aktiv mitgestalten und sicher mit einer noch größeren Gruppe sehr gerne wieder teilnehmen.

zum Transgender-Gesetz, um diesen an den 

Bundesvorstand der SPDqueer weiterzuleiten. 

Jetzt wird er in den Bundesgremien weiterent-

wickelt und hoffentlich bald im Bundestag, im 

Sinne des betroffenen Personenkreises, verab-

schiedet.

Die CSDs in Bremen haben auch in der vergange-

nen Amtsperiode viel Raum in unserer Arbeit 

eingenommen. Der Vorstand wurde hin und wie-

der auch an Grenzen des Machbaren geführt. Ge-

meinsam haben wir jedoch alle schwierigen Situ-

ationen bewältigt und wurden mit zwei sehr gut 

besuchten und durch viele positive Rückmeldun-

gen – auch für unseren bescheidenen und impro-

visierten CSD-Budget-Rahmen – belohnt. Tat-

kräftig und lautstark von den Jusos unterstützt 

und begleitet, ging es 2018 und 2019 jeweils 

durch die Bremer Innenstadt und im Anschluss 

zum Theaterplatz sowie in die Wall-Anlagen. 

Sowohl zum CSD 2018 als auch zum CSD 2019 

wurden wir von einigen auswärtigen Gästen be-

gleitet: Karl-Heinz Brunner, queerpolitischer 

Sprecher der Bundesregierung; unsere Bundes-

tagsabgeordneten Sarah Ryglewski und Uwe 

Schmidt; Sascha Karolin Aulepp, SPD-Landesvor-

sitzende; Joachim Schuster, Europaabgeordneter 

und unseren Bürgermeistern Carsten Sieling 

F
O
T
O
: 
P
R
IV
A
T

98



(2018) als auch Andreas Bovenschulte (2019);  

einige Mitglieder der Bürgerschaft und unseres 

Bundesvorstandes gaben sich ebenfalls die Ehre.

Es hat auch in dieser Amtszeit wieder sehr viel 

Freude gemacht, gemeinsam mit den Bremer  

Jusos zu arbeiten. Sarah Ryglewski und Uwe 

Schmidt haben sich aktiv eingebracht und unsere 

Teilnahme persönlich und materiell unterstützt.

Zum CSD 2019 wurde die Regenbogenflagge am 

Rathaus gehisst. Wir sind recht stolz darauf, dass es 

auch durch unser Engagement und mit Beharrlich-

keit gelungen ist, das Rathaus von der Richtigkeit, 

die Regenbogenfahne zu hissen, zu überzeugen.

Der Vorstand wurde im Juni 2019 vom damaligen 

Fraktionsvorsitzenden und jetzigen Bürgermeister 

Andreas Bovenschulte eingeladen und es konnte in 

angenehmer Atmosphäre mit ihm über die Belan-

ge von LSBTIQ, diskutiert werden. Er hat uns seine 

Unterstützung bei unserer Arbeit zugesichert.

Im Frühsommer 2019 mussten wir den Rücktritt 

von Andrea Woltmann zur Kenntnis nehmen.  

Andrea hat sich beruflich verändert und lebt 

demnächst in einer anderen Stadt. Wir danken 

Andrea für ihre geleistete Arbeit und wünschen 

ihr alles Gute für die Zukunft.

Die Zusammenarbeit mit dem Bundesvorstand 

funktioniert gut, wir nehmen regelmäßig an den 

Telefonkonferenzen und punktuell an Konferenzen 

teil.

Für die nächste Wahlperiode wünschen wir uns 

wieder möglichst viele neue Gesichter, kreative 

und aktive Mitarbeit bei den vor uns liegenden, 

neuen Aufgaben.

Vielen Dank für zwei spannende, interessante 

Jahre, die hinter uns liegen.

Nicoletta Witt

Landesvorsitzende der AG SPDqueer

 

Sozialdemokratischer  
Juristinnen und Juristen (ASJ)

ARBEITSGEMEINSCHAFT

Die Mitgliederversammlung der ASJ mit den 

Vorstands- und Organisationswahlen fand am 

20. März 2018 statt. In den Vorstand wurden ge-

wählt: Klaus-Dieter Schromek (Vorsitzender), 

Shirin Dirks und Andreas Mackeben (stellv. Vor-

sitzende) sowie Jochen Bachmann, Renate  

Bartholomäus-Lüthge, Wolfgang Grotheer,  

Brigitte Melinkat, Alexander Pallas, Kadriye Pile, 

Anneke Schmitt-Wenkebach und Timo Utermark 

(Beisitzerinnen und Beisitzer).

Die ASJ im Land Bremen tagte in den letzten 

zwei Jahren regelmäßig, meist im monatlichen 

Rhythmus im Kreis des Vorstandes und der an 

der Mitarbeit in der ASJ interessierten Mitglieder.
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60 plus

ARBEITSGEMEINSCHAFT

dieses Reformvorhabens informiert wurde. Die 

Flugblätter wurden u. a. auch auf der Demo zum 

1. Mai verteilt und dienten zudem der Einladung 

zu einer gut besuchten Info- und Diskussionsver-

anstaltung im Haus der Wissenschaft.

Intensiv bearbeitet wurde des Weiteren das The-

ma Versorgung und Bezahlung mit Bargeld. Im 

Zuge der fortschreitenden Digitalisierung dro-

hen dort im Zusammenspiel von Einzelhandel, 

Gastronomie, Banken und IT-Unternehmen nach 

und nach Einschränkungen, die insbesondere bei 

älteren Menschen Unbehagen und Befürchtun-

gen hervorrufen. Die Arbeitsgemeinschaft hat 

deshalb zum Seniorentag 2018 eine Unterschrif-

tensammlung für die Forderung gestartet, dass 

die Politik auch künftig für ein ausreichendes 

Netz für die Bargeldversorgung und eine Annah-

mepflicht für Bargeld beim Bezahlen sorgt. Zu 

diesem Thema - und speziell zu den treibenden 

Kräften hinter der schleichenden Bargeldab-

schaffung – hat die AG 60plus eine Veranstal-

tung im Haus der Wissenschaft mit dem Journa-

listen Norbert Häring durchgeführt, der 

bundesweit einer der profiliertesten Experten zu 

diesem Thema ist.

Die AG 60 plus sieht in der Digitalisierung aller-

dings ausdrücklich nicht vornehmlich Nachteile 

und Risiken für ältere Menschen, sondern gerade 

auch für sie Chancen für eine leichtere Bewälti-

gung von Alltagstätigkeiten und eine bessere 

Teilhabe. Sie unterstützt im Rahmen ihrer politi-

schen Möglichkeiten deshalb auch ein Projekt 

des Bremer Informatikers Prof. Herbert Kubicek, 

das darauf abzielt, älteren Menschen beim Zu-

gang zur Nutzung von Internetmedien zu helfen. 

Die Arbeitsgemeinschaft hat sich überdies intensiv 

mit seniorenpolitischen Positionen und Forderun-

gen an den beiden großen Diskussionsprozessen 

im Berichtszeitraum beteiligt: der Arbeit der Zu-

kunftskommission und ihrer Entwicklung eines 

Zielszenarios für die Zukunft Bremens sowie an 

der Formulierung des SPD-Zukunftsprogramms 

Die Mitgliederversammlung der Arbeitsgemein-

schaft 60 plus mit den Vorstands- und Organisati-

onswahlen fand am 15. März 2018 statt. In den 

Vorstand wurden gewählt: Arno Gottschalk (Vor-

sitzender), Werner Stitz, Klaus Möhle und Holger 

Störmer (stellv. Vorsitzende), Hella Schamell 

(Schriftführerin) sowie Egon Frerich, Gerda Alten-

burg, Serpil Briese, Peter Busch, Brigitte Dettmer, 

Ekkehard Grimm, Bernd Grottke, Wolfgang Helfst, 

Stefaan Jacobs, Dieter Schulze, Joachim Schwolow 

und Dietmar Stadler (Beisitzerinnen und Beisitzer).

Die Arbeitsgemeinschaft hat sich in den beiden 

Berichtsjahren schwerpunktmäßig mit den The-

men Pflege und Pflegeversicherung, Grundrente 

sowie dem Erhalt des Bargelds befasst und dane-

ben in den monatlichen offenen Vorstandssit-

zungen – teils mit eingeladenen Gästen – eine 

Vielzahl seniorenbezogener Themen behandelt. 

Im Bereich der Pflege ist es das Ziel der Arbeits-

gemeinschaft, über alle Teilbereiche hinweg fun-

dierte Positionspapiere zu erarbeiten und sowohl 

in die Partei als auch in die öffentliche Diskussion 

einzubringen. Im Mittelpunkt stand hier zu-

nächst die Erarbeitung eines Antrages zur Pflege-

versicherung, der vor allem auf den so genannten 

Sockel-Spitze-Tausch zielt. Um eine finanzielle 

Überforderung der Versicherten und ihrer Ange-

hörigen zu vermeiden, sollen nicht mehr die Leis-

tungen der Pflegeversicherung, sondern die Bei-

träge der Mitglieder gedeckelt werden. Dieser 

Antrag wurde an den Bundeskongress der AG 

60plus am 28. und 29. Oktober 2019 gestellt und 

dort einstimmig angenommen. Weitere Themen 

waren insbesondere das Angebot der stationären 

Altenpflege im Land Bremen, die Frage einer öf-

fentlichen Trägerschaft von Pflegeheimen sowie 

die Situation der privaten häuslichen Pflege, die 

erhebliche Unterstützungsmängel aufweist. 

Ein weiteres wichtiges Thema bildete die Grund-

rente. Hier entwickelte die Arbeitsgemeinschaft 

frühzeitig einen Info-Flyer, mit dem über das Anlie-

gen, die Ziele und die beabsichtigte Ausgestaltung 
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2019 – 2023, dem SPD-Regierungsprogrammes 

zur Bürgerschaftswahl 2019. 

Last but not least hat die AG 60 plus neue Veran-

staltungskonzepte ausprobiert: einen großen 

Frühschoppen am 18. November 2018 im Helene- 

Kaisen-Haus mit Bürgermeister Carsten Sieling 

und Hubertus Hess-Grunewald, dem Präsidenten 

des SV Werder Bremen, sowie ein Frauenfrüh-

stück am 8. März 2019 zum Thema „Macht mit, 

Frauen! Bremer Politikerinnen einst, jetzt und zu-

künftig“. Beide Veranstaltungen waren ein Erfolg 

und sollen fortgesetzt werden.

Arno Gottschalk

Vorsitzender 

Die Mitgliederversammlung der AG Migration 

und Vielfalt mit den Vorstands- und Organisati-

onswahlen fand am 15. März 2018 statt. In den 

Vorstand wurden gewählt: Recai Aytas (Vorsit-

zender), Ibrahim Bagarkasi und Sabine Uzuner 

(stellv. Vorsitzende) sowie Marc Fucke, Kamil 

Görgün, Désirée Hoppe, Udo Schmidt und Annette 

Yildirim (Beisitzerinnen und Beisitzer).

Liebe Genossinnen und Genossen, 

dies ist eine kompakte Zusammenfassung über 

die Arbeit der Arbeitsgemeinschaft Migration 

und Vielfalt der letzten zwei Jahre. Vorab möchten 

wir erwähnen, dass an jeder unserer Sitzungen 7 

bis 14 Mitglieder der AG an der AG Migration und 

Vielfalt sowie weitere Interessierte teilgenom-

men haben. Außerdem hat die AG auch als Gast 

an Landesvorstandssitzungen teilgenommen. 

Am 23. Mai 2018 hat eine Mitgliederversamm-

lung, die sich primär mit den Basisnominierun-

gen und der Aufstellung der Kanditat*innenlisten 

für die Wahlen zur Bremischen Bürgerschaft be-

schäftigt hat, stattgefunden. 

Am 12. Juni 2018 wurden die Vorsitzenden der Ar-

beitsgemeinschaften und Foren zu einem Ge-

spräch mit der Landesvorsitzenden, Sascha Karolin 

Aulepp, eingeladen. Dabei wurde über die Zusam-

menarbeit in der neuen Amtszeit des Landesvor-

standes mit den Arbeitsgemeinschaften im Hin-

blick auf den Wahlkampf 2019 diskutiert. 

Darüber hinaus hat ein intensiver Austausch mit 

den anderen Arbeitsgemeinschaften stattgefun-

den und es wurde regelmäßig über die gemeinsa-

me Zusammenarbeit gesprochen.

 

Am 7. August 2018 hat eine Sitzung, die das SPD-

Zukunftsprogramm 2019 – 2023 behandelt hat, 

stattgefunden. Dies war der dritte Termin der AG 

7 „Solidarische Gesellschaft – sozialer Zusam-

menhalt – Integration“ In der Sitzung gab es eine 

generelle Diskussion über das Zukunftspro-

gramm und die Vereinbarung zur Teilnahme am 

Arbeitsgruppenprozess der Erarbeitung des  

SPD-Zukunftsprogramms 2019 – 2023. Teilge-

nommen haben unsere Mitglieder Silke Harth, 

Ibrahim Bagarkasi, Udo Schmidt und Recai Aytas. 

Der Integrationsteil des Zukunftsprogramms 

wurde von unserer AG gestaltet. Am 22. August 

2018 gab es nochmal eine generelle Diskussion mit 

interessierten und Mitgliedern der AG Migration 

und Vielfalt über das SPD-Zukunftsprogramm. 

In den Sitzungen am 30. Oktober 2018 und am 

13. Dezember 2018 waren die Themen: 

Bürgerschaftswahl 2019, Vorbereitung des 

Wahlkampfes, Vernetzung mit anderen Migran-

ten-Organisationen in Bremen und die Entschei-

dung über den Verlauf der nächsten Monate bis 

zur Wahl. 

In den Monaten Januar, Februar und März war die 

AG Migration und Vielfalt sehr beschäftigt mit 

anderen Migranten-Organisationen in Verbin-

dung zu kommen, sich mit diesen zu vernetzen 

Migration und Vielfalt 
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und diese für die Bürgerschaftswahl 2019 zu ge-

winnen. Die Organisationen/Vereine waren: tür-

kisch, kurdisch, arabisch, afrikanisch, asiatisch 

und religiöse Gemeinden. 

Uns wurde im Rahmen unserer Arbeit eine große 

Unterstützung zugesprochen. Im April und Mai 

waren die Mitglieder der AG Migration und Viel-

falt in ihren Stadtteilen (Ortsteilen) aktiv am 

Wahlkampf beteiligt. Unter anderem wurde 

beim Plakatieren, Flyer verteilen, bei den Infor-

mationsständen und beim zentralen und dezen-

tralen Wahlkampf teilgenommen. 

Nach den Bürgerschaftswahlen 2019 hat die AG 

Migration und Vielfalt zwei Schwerpunkte ver-

einbart, an denen sie intensiv arbeiten möchte. 

Diese sind die schulische Bildung von Migranten 

in Bremen und die berufliche Bildung und Quali-

fizierung für junge Geflüchtete. 

Am 3. Dezember 2019 wurde der Fraktionsvorsit-

zende der SPD in der Bremischen Bürgerschaft, 

Mustafa Güngör, der auch bildungspolitischer 

Sprecher der SPD-Bürgerschaftsfraktion ist, als 

Gast zu unserer AG Sitzung eingeladen. Der Aus-

tausch war unseren Mitgliedern wichtig, zumal 

Mustafa der erste Fraktionsvorsitzende mit Mig-

rationshintergrund ist. Die Themen waren der 

Austausch zwischen Bürgerschaftsfraktion und 

Partei sowie seine Erfahrungen als Vorsitzender 

der neuen Fraktion. Zudem haben wir mit ihm 

über die schulische Bildung von Migranten in Bre-

men diskutiert, worüber wir mit der Fraktion in 

Zusammenarbeit kommen wollten. Zum Thema 

hat Mustafa Güngör vorab einen Vortrag über 

die schulische Bildung von Migranten in Bremen 

gehalten, um uns einen Überblick zu schaffen. 

Am 7. Januar 2020 hat die AG den Flüchtling für 

Flüchtling e.V. eingeladen, vertreten von den Vor-

standsmitgliedern Nour Alothman und Darwish 

Barkel. Themen der Sitzung waren die Vorstel-

lung des Vereins, Leben und Alltag von Geflüch-

teten in Bremen, berufliche Bildung und Qualifi-

zierung für junge Geflüchtete. Eine Feststellung 

dieser Sitzung war, dass Maßnahmen zur Integ-

ration von Geflüchteten auf individuelle Bedürf-

nisse eingehen sollten und vor allem die Sprach-

förderung einen höheren Stellenwert einnehmen 

sollte, da dies momentan nur ein kleiner Teil des 

Maßnahmenpakets des Jobcenters ist. Zudem 

sollte nicht nur das Sprachniveau B2, sondern 

auch fachsprachliche Fortbildung je nach Branche 

gefördert werden. Außerdem sollte die Orientie-

rung und Unterstützung im alltäglichen Leben 

der Geflüchteten nicht nur ehrenamtlich, son-

dern auch staatlich gefördert werden. Die wei-

terführende Bearbeitung der Themen der Ar-

beitsmarktintegration von Geflüchteten sowie 

der Sprachbildung sollen in den kommenden 

Monaten vertieft und im Rahmen einer Veran-

staltung und/oder eines Forderungspapiers zum 

Abschluss gebracht werden. 

Recai Aytas 

Landesvorsitzender

AG Migration und Vieltfalt
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Selbständige (AGS)

ARBEITSGEMEINSCHAFT

Die Mitgliederversammlung der AGS mit den 

Vorstands- und Organisationswahlen fand am 

15. März 2018 statt. Da der bisherige Landesvor-

sitzende Maik Wedemeier aus persönlichen 

Gründen nicht wieder kandidierte, wurde ein 

Wechsel an der AG-Spitze erforderlich. In den 

Vorstand wurden gewählt: Wilhelm Karg (Vorsit-

zender), Patrick Strauss und Julian Thies (stellv. 

Vorsitzende) sowie Mehmet Acar, Ferdinand 

Berghorn, Ronald Gotthelf, Bassem Khan, Andreas 

Kottisch, Sven Ohmstedt, Dominik Schönherr, Iris 

Spiess, Maik Wedemeier und Peter Zerfowski 

(Beisitzerinnen und Beisitzer).

Die Wahlperiode 2018 – 2019 der AGS war so von 

einer neuen Vorstandskonstellation gekenn-

zeichnet, die einen Querschnitt der Bremer Wirt-

schaft widerspiegelt. Im aktuellen Vorstand sind 

Juristen, IT-Unternehmer, Bauunternehmer,  

Geschäftsführer kleiner und mittelständischer 

Unternehmen, Freiberufler etc. vertreten. Der 

Beginn der Amtszeit war dadurch gekennzeichnet, 

bestehende Arbeitsstrukturen weiterzuentwi-

ckeln. So wurde z. B. die Internetseite weiter aus-

gebaut und eine Facebook-Seite eingerichtet. 

Durch den persönlichen Kontakt der AGS-Mit-

glieder zu den Ortsvereinsvorsitzenden und dem 

Unterbezirk Bremen-Stadt wurde der Kontakt zu 

den „Selbständigen“ in der SPD gestärkt und diese 

für eine Mitarbeit in der AGS gewonnen. 

Durch die neu gewählten Beisitzer, Stefan Pastoor 

(Beisitzer im OV Schwachhausen) und die Beisit-

zerin Marcella Dammrath-Tefensee (Beisitzerin im 

OV Findorff und Vorsitzende der Findorffer Ge-

schäftsleute) wurde die Arbeit der AGS intensi-

viert und weiterverbreitet. 

In den Jahren 2018 und 2019 wurden die wich-

tigsten Veranstaltungen, die AGS-Schausteller- 

Frühschoppen zur Osterwiese und dem Bremer 

Freimarkt mit den Schaustellerverbänden des 

Landes Bremens, weiter ausgebaut. Die Veran-

staltungen wurden im Schnitt von 150 Teilneh-

merinnen und Teilnehmer besucht, vorwiegend 

durch die Schaustellerinnen und Schausteller 

selber und eine interessierte Öffentlichkeit. 

Zudem brachten sich Vorstandsmitglieder der 

AGS in Arbeitsgruppen zu verschiedenen Themen 

ein. Auch eine aktive und inhaltliche Mitarbeit  

an der Erarbeitung des SPD-Zukunftsprogramms 

2019 – 2023, dem Regierungsprogramm zur Bür-

gerschaftswahl 2019, wurde durch die AGS wahr-

genommen.

Für die Kandidatur zur Bürgerschaft hat die AGS 

zwei ihrer Vorstandsmitglieder nominiert. 

Des Weiteren haben Vertreterinnen und Vertreter 

der AGS als Gäste an der SPD-Hafenrunde und an 

den Sitzungen des Landesvorstandes teilgenom-

men.

Die AGS Land Bremen ist mit einer Vertreterin im 

AGS-Bundesvorstand vertreten und wirkt so an 

der bundepolitischen Arbeit der AGS mit. Weitere 

Kontakte auf europäischer Ebene wurden da-

durch auch geknüpft.

Der AGS-Vorstand tagt parteiöffentlich in vier-

wöchigem Rhythmus.

Wilhelm Karg

AGS-Landesvorsitzender
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der Sozialdemokratinnen und Sozial- 
demokraten im Gesundheitswesen 

ARBEITSGEMEINSCHAFT

Die Mitgliederversammlung der ASG mit den 

Vorstands- und Organisationswahlen fand am 

15. Februar 2018 statt. In den Vorstand wurden 

gewählt: Winfried Brumma (Vorsitzender),  

Stephanie Dehne (stellv. Vorsitzende) und Kerstin 

Nina Bode (Schriftführerin), als Beisitzerinnen 

und Beisitzer: Wilfried Bolles, Michael Buggisch, 

Regina Carstens, Susanne Fleckinger, Peter  

Kruckenberg, Georg Kückelmann, Iris-Maud  

Lauterbach-Wenig, Marina Mollenhauer-Thein, 

Wolfram Seibert und Uwe Zimmer.

Die Gesundheitspolitik ist Grundlage für viele 

Bereiche. Sie leistet wichtige Beiträge für die 

Wirtschaft und den Arbeitsmarkt, indem sie die 

Gesundheit der Arbeitnehmer und Arbeitneh-

merinnen erhält, viele Arbeitsplätze in Bremen 

generiert und eine Voraussetzung für eine gute 

Bildung und Ausbildung für unsere Kinder und 

Jugendlichen ist. Sie muss und sollte deshalb in 

der SPD ein zentrales Politikfeld sein und gehört 

für uns zur öffentlichen Daseinsvorsorge.

Die ASG beteiligte sich aktiv am Erstellen des 

SPD-Zukunftsprogramms 2019 – 2023, dem SPD-

Regierungsprogramm zur Bürgerschaftswahl 

2019. Dies hatte zum Inhalt die Verbesserung der 

Gesundheitsvorsorge und der ärztlichen Versor-

gung in den Quartieren, das gesunde Aufwachsen 

von Kindern bis zur gesundheitlichen Versorgung 

im hohen Alter. Für die ASG muss die Gesund-

heitspolitik am Menschen und nicht an Instituti-

onen ausgerichtet sein. Diese politischen Aussa-

gen des Zukunftsprogramms wurden in 

mehreren Sitzungen besprochen und diskutiert. 

Letztlich gab es noch ein gut besuchtes Zielgrup-

pengespräch mit den Bremer Akteuren in der  

Gesundheitsversorgung. Dort war die Resonanz 

sehr positiv. Bei Betrachtung der Koalitionsver-

einbarungen ist feststellbar, dass die meisten 

Aussagen dort auch Eingang gefunden haben.

Die ASG als Forum für sozialdemokratische Ge-

sundheitspolitik hat auch Anstöße für parteiin-

terne Diskussionen gegeben. Auf Parteitagen 

und Vorstandssitzungen wurden Anträge zu den 

Themen: „Ambulante Versorgung in den Stadt-

teilen“, „Krankenkassenüberschüsse für Investi-

tionen in Krankenhäuser verwenden“, „Renditeo-

rientierung in Gesundheit und Pflege 

zurückdrängen“, „Krankenversicherung von pri-

vatversicherten Kindern verbessern“ eingereicht 

und beschlossen. Adressat dieser beschlossenen 

Anträge waren der Bundesparteitag oder der 

Bundeskongress der ASG. Auf dem Bundeskon-

gress der ASG wurde Stephanie Dehne in den 

Bundesvorstand der ASG gewählt. Was für die 

Bremer ASG als sehr nützliches Informations- 

und Kommunikationsinstrument fungiert.

Zum ersten Mal organisierte die hiesige ASG eine 

norddeutsche ASG-Konferenz. Anwesend waren 

hier Vertreter aus Niedersachsen, Hamburg, 

Schleswig-Holstein und Bremen.  Ein Schwer-

punktthema war hierbei die Notfallversorgung. 

Als Ergebnis wurde ein Antrag erarbeitet, der in 

fast identischer Form von der Bremischen Bürger-

schaft verabschiedet wurde und auch Eingang in 

die bundesweite Diskussion gefunden hat.

 

In ihren monatlichen Sitzungen haben sich die 

Mitglieder der ASG Bremen fachkompetent und 

intensiv mit weiteren Themen der Gesundheits-

politik beschäftigt. Ein besonderes Kennzeichen 

dieser Sitzungen ist, dass die Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer aus unterschiedlichen berufli-

chen Zusammenhängen kommen. 

Ein Dauerbrenner auf der Tagesordnung waren 

die schwierige wirtschaftliche und finanzielle 

Lage der Krankenhäuser. Durch die Überbelas-

tung und das fehlende Personal, die knappe Fi-

nanzierung der Personalkosten und die unvoll-

ständige Finanzierung der Investitionskosten 

war der gleichzeitige Erhalt der Behandlungs-

qualität für die Patienten und Patientinnen ein 

wichtiger Eckpunkt der fachlichen Auseinander-

setzung im Kreis der ASG Bremen.

Gleichzeitig organisierte die ASG zwei gutbe-

suchte und informative Besichtigungen des 
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KBM-Neubaus. Die Nachfrage dieser Besuche 

übertraf bei weitem das Platzangebot. Weitere 

Themen waren die Weiterentwicklung der psychi-

atrischen Versorgung im Land Bremen, der Sach-

stand bei der Umsetzung der generalistischen 

Pflegeausbildung, die ambulante Versorgung in 

Bremer Stadtteilen und ein Informationsaus-

tausch mit der Geschäftsführung der AOK. 

Mitglieder der ASG nahmen regelmäßig an den 

Sitzungen der Deputation für Gesundheit teil 

und der Austausch mit den SPD-Deputierten war 

unkompliziert. Die interessanten Themen zur 

Gesundheitspolitik und die Verankerung bei den 

Zielgruppen in der Stadt hat auch bewirkt, dass 

sich die Zahl der ASG-Mitglieder weiterhin er-

höht hat. Getreu dem Motto „Ohne Gesundheit 

ist Alles nichts“ werden wir weiterhin sektoren-

übergreifend arbeiten und gesellschaftliche Pro-

bleme wie Armut und Bildung in die Diskussion 

zur Gesundheitsvorsorge mit einbeziehen.

Winfried Brumma

ASG-Landesvorsitzender

für Bildung

ARBEITSGEMEINSCHAFT

Die Mitgliederversammlung der AfB mit den Vor-

stands- und Organisationswahlen fand am 7. März 

2018 statt. In den Vorstand wurden gewählt: 

Norbert Rüppell (Vorsitzender), Susanne Martens 

(stellv. Vorsitzende) sowie als Beisitzerinnen und 

Beisitzer Meike Baasen, Rainer Ballnus, Werner 

Eisenach, Pierre Hansen, Jürgen Jaracewski, Ali 

Kaya, Sabine Langhorst und bis zu seinem Partei-

austritt im Herbst 2018 Patrick Strauß.

Tätigkeitsbericht 2018/2019

Grundsätzliches zur bildungspolitischen Arbeit: 

Die Arbeit der AfB in Bremen war 2018/2019 vor 

allem durch die Bürgerschaftswahlen im Früh-

jahr 2019 geprägt.

Die Mitgliederversammlungen im zweiten Halb-

jahr 2018 beinhalteten vornehmlich Wahl-

kampfthemen. Dabei war für uns der Schwer-

punkt „Ungleiches ungleich Behandeln“ 

unstrittig. Unsere letzte Mitgliederversammlung 

hat sich außerdem mit dem Themenbereich der 

Beruflichen Bildung und der Berufsfindung so-

wie der weiteren Entwicklung der Ganztagsschu-

le befasst.

Es gab im Land Bremen auch im Wahlkampf keine 

nennenswerten Konflikte zur Schulstruktur, 

nicht zuletzt, weil es zuvor gelungen war, den 

zwischen den Parteien vereinbarten „Schulkon-

sens“ der letzten zehn Jahre um zehn weitere 

Jahre zu verlängern. Allerdings haben wir nach 

wie vor in Bremen im Sekundarbereich mit Ober-

schule und Gymnasium zwei Schultypen, was er-

kennbar die soziale Trennung fördert.

Das für unsere Partei ungünstige Wahlergebnis 

(nur zweitstärkste Partei) hat zu einer Koalition 

von drei Parteien (SPD, Grüne, Linke) geführt. Der 

erarbeitete und inzwischen gültige Koalitions-

vertrag enthält zur Bildungspolitik im Wesentli-

chen unsere Positionen. Das Hauptproblem der 

nächsten Zeit wird die Finanzierung aller Vorhaben 

sein. Neben den massiven Problemen durch den 

Personalmangel von Lehrkräften und Erzieherin-

nen/Erziehern stehen erhebliche Kosten für  

Sanierungen und Neugründungen von Kinderta-

gesstätten und Schulen an.

Ein weiteres Problem ist und bleibt die Leistungs-

fähigkeit unserer Schulen. Bremen hat eine Schü-

lerInnenschaft, die mit überdurchschnittlich 

schwierigen Zugangsbedingungen (Armut, Ar-

beitslosigkeit, Bildungsferne in den Elternhäu-

sern und sehr viele Alleinerziehende) die Schulen 

besucht. Der IQB-Bildungstrend 2018 hat dies 

Dilemma wieder einmal deutlich gemacht, zu 

Diskussionen und letztlich zur Gründung einer 
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Abteilung Qualitätssicherung/Innovationsförde-

rung geführt. Wir hoffen auf eine zunehmende 

Wirksamkeit für unsere Schulen.

Bildungspolitik war und ist einer der Grundpfeiler 

sozialdemokratischer Politik. Die Schule wurde 

und wird von der SPD als einer der wichtigsten 

Orte angesehen, an denen Zukunftschancen ver-

teilt werden. Die Sozialdemokratie will durch ihr 

Handeln für Chancengerechtigkeit im Schulwe-

sen Unterschiede ausgleichen, die Geburt, Geld 

und Sprache schaffen. Deshalb fordert die SPD 

schon immer eine Schule, die für ALLE gut ist. Da 

wir in Bremen in den Stadtteilen sehr unter-

schiedliche soziale Bedingungen haben, bleibt 

für uns die Arbeit am Ausgleich vorrangiges Ziel.

Die Arbeit der AfB im Land Bremen

Die Arbeitsgemeinschaft für Bildung hat die so-

zialdemokratische Bildungspolitik in Bremen 

begleitet. Monatliche parteiöffentliche Vor-

standssitzungen und mindestens halbjährliche 

Mitgliederversammlungen boten Beteiligungs-

möglichkeiten. Es gab die regelmäßige Teilnah-

me des AfB-Vorsitzenden an den Deputations-

vorbesprechungen der Fraktion. Die Arbeit in 

der Partei funktionierte gut. Die AfB nahm zu 

bildungspolitischen Themen ihren Gaststatus 

im Landesvorstand wahr. Der Kontakt zur politi-

schen Ressortleitung funktionierte sehr gut.

Die AfB hat sich an der Konferenz der AfBen der 

norddeutschen Bundesländer beteiligt und ist 

durch ihre Delegierten im Bund vertreten. Die In-

teressen des Grundschul- und Ganztagsschulver-

bandes werden durch Vorstandsmitglieder der 

AfB oder ständige Gäste kommuniziert.

Eine Beteiligung des Unterbezirks Bremerhaven 

an der Arbeit der AfB auf Landesebene gab es 

weiterhin nicht. Dieses Problem haben auch an-

dere Landesarbeitsgemeinschaften. Hier wieder-

holen wir, dass Regelungen des Landesverbandes 

zum Wahlverfahren sinnvoll wären.

Abschließend bleibt erneut festzustellen: Bre-

men hat nach wie vor die schwierigsten sozialen 

Bedingungen aller Bundesländer und eben des-

halb auch die größten Haushaltsprobleme. Aber 

eine sozial gerechte und gut funktionierende Bil-

dungspolitik ist weiterhin letztlich eine Finanz-

frage. Trotz großer finanzieller Verbesserungen 

liegt Bremen bei schwieriger Bevölkerungsstruk-

tur weiterhin hinter anderen Bundesländern  

zurück. Für Sozialdemokratinnen und Sozialde-

mokraten ist Bildungspolitik Kern der sozialen 

und demokratischen Gesellschaftsentwicklung 

und sie beginnt bei der materiellen und perso-

nellen Ausstattung der Einrichtungen, die unsere 

Kinder betreuen und unterrichten.

Die AfB lädt bildungspolitisch interessierte Genos-

sinnen und Genossen zur Mitarbeit herzlich ein.

Norbert Rüppell

AfB-Landesvorsitzender
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Selbst Aktiv – 
Menschen mit Behinderungen

ARBEITSGEMEINSCHAFT

Die Mitgliederversammlung der AG „Selbst Aktiv 

– Menschen mit Behinderungen in der SPD“ mit 

den Organisationswahlen fand am 20. März 

2018 statt. In den Vorstand wurden gewählt: 

Udo Schmidt als Vorsitzender, Rosemarie Kovač, 

Harald Metzdorf und Margitta Schmidtke als 

stellvertretende Vorsitzende und Jürgen Busch, 

Alexander Jung, Adelarisa Kedenburg, Stefan 

Pitsch und Karsten Reimer als Beisitzerinnen und 

Beisitzer.

Als Delegierte für Landesparteitage wählten wir 

Rosemarie Kovač, als Ersatzdelegierte Marcel 

Wölk und Alexander Jung. Für den Bundesaus-

schuss wählten wir als Delegierten Udo Schmidt 

und als Ersatzdelegierte Stefan Pitsch, Marcel 

Wölk und Alexander Jung. Für den Bundeskon-

gress wählten wir zwei Delegierte, Stefan Pitsch 

und Jürgen Busch, Ersatzdelegierte sind Harald 

Metzdorf, Marcel Wölk und Alexander Jung.

Den Rhythmus unserer in der Regel monatlichen 

Arbeitstreffen konnten wir auch 2018 beibehal-

ten. Intensiv haben wir uns u. a. mit den Themen 

Psychiatriereform, Kriseninterventionsdienst für 

Psychiatriebetroffene, EUTB (Ergänzende Unab-

hängige Teilhabeberatung) der Behindertenver-

bände beschäftigt. 

Ab dem Spätsommer 2018 hat sich unsere Ar-

beit im Wesentlichen darauf konzentriert, die 

Positionen der Menschen mit Behinderungen 

für das Zukunftsprogramm der SPD 2019 – 2023, 

dem Regierungsprogramm zur Bürgerschafts-

wahl 2019, zu entwickeln und in die Programm-

arbeit einzubringen. Zahlreiche Konferenzen 

und Diskussionsforen der Partei wurden hierzu 

besucht und zahlreiche Diskussionen intern in 

der AG als auch mit anderen AGen und Gliede-

rungen geführt.

Das Vorhaben, eine Kooperationsveranstaltung 

mit dem Forum Sport, welche den Behinderten-

sport in den Vordergrund stellen sollte, kam lei-

der nicht zustande.

Am 24. November 2018 fand die Selbst Aktiv-

Bundesausschusssitzung in Berlin statt. Udo 

Schmidt konnte als unser Delegierter teilnehmen. 

Externe Veranstaltungen 2018 (Auswahl):

■ Demonstration und Kundgebung mit einem 

Infostand der AG Selbst Aktiv auf dem Bremer 

Marktplatz am 3. Mai 2018 im Rahmen des  

26. Bremer Protesttages gegen Diskriminie-

rung behinderter Menschen.
■ Am 29. November 2018 fand das 24. Bremer 

Behindertenparlament im Haus der Bürger-

schaft statt. Selbst Aktiv konnte fünf und da-

mit fast die Hälfte aller Anträge einbringen. 

Ferner hat Selbst Aktiv bei der Erstellung der 

Wahlprüfsteine des Behindertenparlaments mit-

gewirkt.

2019 war zunächst geprägt von den weiteren 

Vorbereitungen für Kommunal-, Landtags- und 

Europawahlen. Trotz viel Arbeit und zusätzlicher 

Sitzungen, Konferenzen und Arbeitstreffen 

konnte unser monatlicher Sitzungsrhythmus 

auch in diesem Jahr aufrecht erhalten bleiben, 

nur die in Schulferien fallende Termine haben wir 

ausfallen lassen. 

Am 26. und 27. April 2019 konnten wir an der or-

dentlichen Bundeskonferenz der AG Selbst Aktiv 

unter dem Motto „Auch wir sind Europa: solida-

risch, aktiv, inklusiv“ teilnehmen. Als Delegierte 

waren Stefan Pitsch und Jürgen Busch dabei, mit 

beratender Stimme hat der Landesvorsitzende 

Udo Schmidt teilgenommen. 

Die Ergebnisse der Wahlen am 26. Mai 2019 ha-

ben auch uns getroffen und führten zu erhebli-

chen Diskussionen mit grundsätzlichen Inhalten 

über die Partei. Als Selbst Aktiv werden wir in un-

seren Anstrengungen jedoch nicht nachgeben.

Selbst Aktiv konnte sich erheblich in die Vorberei-

tungen zum Koalitionsvertrag R/G/R einbringen 
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und Udo Schmidt konnte in der Facharbeitsgrup-

pe Soziales, Senior*innen, Inklusion mitverhan-

deln und große Erfolge für unsere Partei erzielen. 

Hier sei ein besonderer Dank an Karl Bronke als 

SPD-Obmann der Facharbeitsgruppe und für die 

Unterstützung durch den Landesvorstand ausge-

sprochen.

Zu erwähnen ist auch der Selbst Aktiv-Bundes-

ausschuss am 23. November 2019 im Willy-

Brandt-Haus in Berlin, an dem Udo Schmidt als 

Delegierter teilnehmen konnte.

Externe Veranstaltungen 2019:

■ Demonstration und Kundgebung mit einem 

Infostand der AG Selbst Aktiv auf dem Bremer 

Marktplatz am 7. Mai 2019 im Rahmen des  

27. Bremer Protesttages gegen Diskriminie-

rung behinderter Menschen.
■ Treffen der norddeutschen AGen Selbst Aktiv 

und NRW, das „Nordlichtertreffen“, in Hanno-

ver am 7. September zum Thema „Mindest-

lohn in den Werkstätten“ (WfbM). Hierbei ist 

die – auch von uns unterzeichnete – „Hanno-

versche Erklärung“ zum genannten Thema 

entstanden.

■ Zum 25. Behindertenparlament am 22. No-

vember 2019 waren wir natürlich auch präsent. 

Wegen des Umbaus der Bürgerschaft fand die 

Sitzung im historischen Rathaus statt. Eine be-

sondere Kulisse für ein besonderes Ereignis.

Nennenswert ist unsere Teilnahme am AK Bre-

mer Protest der Menschen mit Behinderungen. 

Hier vertritt uns Rosemarie Kovač als stellvertre-

tende Vorsitzende unserer AG. Ferner nehmen 

wir auch an den Sitzungen des Landesteilhabe-

beirates teil. 

Udo Schmidt 

Vorsitzender

Der AfA-Landesvorstand hat es sich zur Aufgabe 

gemacht, in Bremen und Bremerhaven als Dis-

kussionsplattform für ArbeitnehmerInnen und 

als Brücke zwischen Gewerkschaften und der 

SPD zu dienen. Dabei stand auch bei der AfA die 

Bürgerschaftswahl im Mittelpunkt: relevante 

Themen für ArbeitnehmerInnen wurden mit Ar-

beitnehmerInnen diskutiert, in die Debatte um 

das Zukunftsprogramm 2019 – 2023, dem SPD-

Regierungsprogramm zur Bürgerschaftswahl 

2019, eingebracht und in die Belegschaften der 

Betriebe getragen. Dies gelang durch öffentliche 

Veranstaltungen mit SpitzenkandidatInnen, Par-

teifunktionärInnen und später auch mit dem 

Bürgermeister. Die Veranstaltungen fanden im 

Gewerkschaftshaus statt, waren offen für Par-

tei- und Gewerkschaftsmitglieder und fanden 

alle viel Anklang.

Zentrale Themen und Forderungen fanden auf 

diese Weise ihren Weg ins SPD-Zukunftspro-

gramm 2019 – 2023: 

■ Die Umlagefinanzierung bei der beruflichen 

Ausbildung.

■ Mehr Tarifbindung. Tarifabschlüsse werden 

immer mühsamer und kleinteiliger, es gibt 

mehr und mehr Haustarifverträge, die trotz-

dem sehr aufwendig erstritten werden müssen. 

Die öffentliche Hand muss bei der Auftragsver-

gabe in Zukunft auch in Unterstrukturen auf 

Tarifbindung achten.

■ Leiharbeit zurückdrängen und Werkverträge, 

durch die oft Tarifverträge unterwandert wer-

den, verbieten.

Arbeitsgemeinschaft für 
Arbeitnehmerfragen (AFA)

ARBEITSGEMEINSCHAFT

108



Ein zentrales Thema für die AfA – die Erhöhung des 

Landesmindestlohns – wurde nicht nur ins Zu-

kunftsprogramm 2019 – 2023 geschrieben, son-

dern wurde auf Initiative der SPD sogar schon vor 

der Wahl in der Bürgerschaft beschlossen. Einer-

seits ist es gelungen, ein sehr arbeitnehmerfreund-

liches Wahlprogramm auf den Weg zu bringen. 

Andererseits hat sich dies im Wahlergebnis nicht 

widergespiegelt. Gerade bei ArbeitnehmerInnen 

hat die SPD in Bremen und Bremerhaven Stimmen 

verloren. Auch deswegen stellte die AfA Forderun-

gen für ArbeitnehmerInnen in den Koalitionsver-

handlungen. Allgemein ist festzustellen, dass die 

AfA mit Positionen und Forderungen für und von 

ArbeitnehmerInnen in der SPD Bremen und Bre-

merhaven grundsätzlich viel Offenheit erlebt und 

oft genug auch viel Unterstützung erfährt. Den-

noch müssen Lehren aus der vergangenen Wahl 

gezogen werden: Themen müssen besser trans-

portiert werden und die eigene Arbeit muss effizi-

enter gestaltet werden. 

Dazu hat der AfA-Landesverband entschlossen, 

die eigene Struktur mit drei unabhängigen Unter-

bezirken aufzuweichen und auf Landesebene 

stärker inhaltlich zusammenzuarbeiten und zu 

konzentrieren. Der AfA-Unterbezirk Bremen Stadt 

hat dazu keinen eigenen Vorstand mehr gewählt 

und lässt seine Arbeit komplett über den Landes-

vorstand laufen. Die AfA hat sich auf eine allge-

meine Themenaufteilung zwischen Unterbezirks- 

und Landesebene geeinigt, die aktuell angepasst 

werden kann und flexibel gehandhabt werden 

soll: auf Unterbezirksebene sollen betriebliche 

Themen aufgegriffen werden, wie zum Beispiel 

die Frühstücksgespräche der AfA in Bremen-Nord 

mit Mitarbeitern von TKSY oder dem Kraftwerk 

Farge und mit Anträgen auf den Unterbezirkspar-

teitagen eingebracht werden. Auf Landesebene 

sollen überbetriebliche Themen aufgegriffen 

werden mit öffentlichen Veranstaltungen im Ge-

werkschaftshaus und mit Anträgen zu Landespar-

teitagen. Die Arbeitsweise der vergangenen 

Amtsperiode soll intensiviert werden: öffentliche 

Veranstaltungen mit ArbeitnehmerInnen und Ge-

werkschaften und interne Beiträge von und für 

ArbeitnehmerInnen in die Strukturen der Partei 

zur Willensbildung.

Die Corona-Krise hat auch die Arbeit des AfA-Lan-

desverbands aus der Spur gebracht. Dennoch ist 

die Arbeit der AfA auf Landesebene wiederaufge-

nommen worden. Die Krise hat einerseits dazu 

geführt, Themen nochmal zu überdenken und an-

dererseits auch Arbeitsweisen noch mehr inhalt-

lich zu konzentrieren: in Videokonferenzen hat 

der AfA-Landesvorstand zwei Schwerpunktthe-

men für sich festgemacht: 

1. Die Entwicklung von Eckpunkten für die par-

teiinterne Diskussion zu einer Ausbildungs-

Umlage in Form eines Zukunftsfonds zur Aus- 

bildung. 

2. Die Entwicklung von Eckpunkten für eine öf-

fentliche Diskussion zu staatlichen Hilfen für 

Unternehmen in der Krise und den Fokus auf 

die Interessen der ArbeitnehmerInnen wie Ar-

beitsplatz- und Standortsicherung

Die AfA ist auf Landesebene offen für alle Genos-

sinnen und Genossen in der SPD Bremerhaven 

und Bremen oder für alle Gewerkschaftsmitglie-

der im Bundesland Bremen. Wer Interesse hat, ist 

herzlich eingeladen, gemeinsam mit dem Landes-

vorstand zu diskutieren und zu organisieren.

Ernesto Harder

Vorsitzender
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Die Mitgliederversammlung des Forums Eine 

Welt/Ausschuss für Internationale Angelegenhei-

ten mit den Vorstands- und Organisationswahlen 

fand am 8. März 2018 statt. In den Vorstand 

wurden gewählt: Martin Töben als Sprecher,  

Özden Konuralp als stellvertretender Sprecher 

und Björn Wehrs als Beisitzer.

Die sich drastisch verändernden globalen Rah-

menbedingungen waren einmal mehr auch  

ständiger Themengeber für die Sitzungen des 

AIA. Sei es der Einmarsch der Türkei in Syrien, der 

Rückzug, bzw. die Kündigung zahlloser multilate-

raler Abkommen durch die USA (Trump) oder der 

(angekündigte) Brexit. Wir brachten 2019 einen 

Antrag zum Treaty Process zur Umsetzung der 

UN Leitprinzipen für Wirtschaft und Menschen-

rechte in den Landesparteitag ein.

Die laufende konstruktive Zusammenarbeit mit 

unserem Europaabgeordneten Joachim Schuster 

wurde fortgesetzt. Insbesondere nach der Euro-

pawahl im Mai 2019, in der „unser“ Abgeordneter 

erfreulicherweise erneut ein Mandat erhielt.

Auch mit der SPD-Bürgerschaftsfraktion (Antje 

Grotheer und Elombo Bolayela) fand ein regelmä-

ßiger Austausch über die jeweiligen Arbeitsvorha-

ben und Planungen statt. Die gute Zusammenar-

beit wird auch über diesen Berichtszeitraum 

weitergeführt werden. 

Wir hatten immer wieder die politische Situation 

in der Türkei zum Thema – aufgrund enger Ver-

bindungen einzelner Ausschussmitglieder in die 

Türkei hatten wir so aktuelle Informationen zur 

Verfügung. 

Die Daseinsvorsorge im Bereich Wasser und Ab-

wasser beschäftigte uns mehrere Male. Auch im 

Zusammenhang mit der deutlicher werdenden 

Klimakrise. Hier wurde deutlich, dass Bremische 

Firmen bereits vielversprechende Kooperationen 

mit Institutionen und Versorgern aus anderen 

Ländern durchführen. Die Privatisierung der Was-

serversorgung ist eine globale Herausforderung 

für Menschen und Kommunen – wir betrachte-

ten diese Entwicklung mit kritischer Besorgnis.

Auf einer Reise nach Brüssel mit vielen Besuchen 

der Institutionen, wie z. B. des Parlamentes, des 

Ausschusses der Regionen oder der Nothilfe- 

Koordination der EU Kommission, konnten wir 

unser Wissen und auch unsere positive Haltung 

der EU gegenüber stärken. 

Wir sprachen weiter über die unbefriedigende Si-

tuation der von Marokko besetzten Westsahara, 

hatten einen Vertreter der Nichtregierungsorga-

nisation „Ein Dollar Brille“ zu Gast, brachten uns 

beim Wahlprogramm (Nachhaltigkeitsziele und 

Städtepartnerschaften) zur Bürgerschaftswahl 

2019 ein, sprachen mit einer Gruppe von Vertre-

tern aus unserer Partnerstadt Durban, einer Dele-

gation aus der Demokratischen Republik Congo, 

organisierten im Europawahlkampf eine Veran-

staltung mit Michael Roth, sprachen darüber, wie 

es mit Europa weitergehen solle (Macrons Mani-

fest), informierten uns über das Mercosur- 

Abkommen und fassten den Beschluss, den Willy-

Brandt-Preis von 2014 an Frau Aung San Sue Kyi, 

aufgrund ihrer menschenrechtsfeindlichen Äuße-

rungen gegenüber den Rohingya, aberkennen zu 

lassen.

Wir wünschen uns eine breitere Verankerung der 

Entwicklungszusammenarbeit und Sensibilisie-

rung internationaler Themen in der Bevölkerung 

und auch in der SPD – im Denken und im Handeln. 

Wir werden weiterhin unseren Beitrag dazu leisten.

Martin Töben

Sprecher Forum Eine Welt/AIA Land Bremen

Forum Eine Welt
Ausschuss für Internationale Angelegenheiten  
(AIA) in der SPD-Landesorganisation Bremen
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Das Wissenschaftsforum Region Bremen-Nord-

west hat am 13. März 2018 seine Jahreshauptver-

sammlung durchgeführt. Gewählt wurden als 

Vorsitzende Dr. Dagmar Burgdorf, als Stellvertre-

ter Dr. Mario Domann-Käse und Arno Gottschalk, 

als Beisitzer und Beisitzerinnen Prof. Dr. Rainer 

Malaka, Dr. Burghard Wittig, Heike Griesche,  

Ronald Gotthelf, Felix Groell, Katharina Riebe und 

Laura Luhede.

Wie auch bereits in den Jahren zuvor, haben wir 

wissenschaftsrelevante Themen diskutiert, wis-

senschaftliche Institute und ein Unternehmen 

besucht, Anträge für die Landesparteitage ge-

stellt und bei der Entstehung des SPD-Zukunfts-

programms 2019 – 2023, dem SPD-Regierungspro-

gramm zur Bürgerschaftswahl 2019, mitgewirkt. 

Bei unseren Besuchen stießen wir immer auf po-

sitive Resonanz und es wurde betont, wie bedeu-

tend es ist, dass Forschung und Politik kontinu-

ierlich im Gespräch bleiben.

Mit unserem Antrag „Für offene generationsüber-

greifende Lernorte [FabLabs] in Bremen und Bre-

merhaven“ für den Landesparteitag am 21. April 

2018 haben wir die SPD-Bürgerschaftsfraktion 

aufgefordert, Rahmenbedingungen für den Auf-

bau und die Weiterentwicklung offener Lernorte 

zu prüfen und Konzepte vorzuschlagen.

 

Isabell Harder vom Netzwerk Wissenschafts-

kommunikation Bremen stellte uns am 11. Juni 

2018 das Buch-Projekt „Finnja forscht“ vor, in 

dem der Zugang von Kindern zu Wissenschaft 

und Forschung beschrieben wird. Mit dem Kon-

rektor der Universität Bremen, Prof. Dr. Andreas 

Breiter, haben wir am 21. Juni 2018 vor Ort über 

die Chancen und Probleme im Hochschulbetrieb 

gesprochen. In der Sitzung am 13. August 2018 

haben wir unter anderem folgende Themen dis-

kutiert: Forderung der Jusos nach Einführung ei-

ner Viertelparität an der Universität, die Entfris-

tung von Hochschuldeputatsstellen sowie die 

Veröffentlichungen, u. a. des Uni-Rektors in On-

line-Verlagen.

Am 22. August 2018 begannen unsere Vorberei-

tungen für den Wissenschaftsteil im geplanten 

Wahlprogramm 2019. An diesen Diskussionen 

waren wir mit mehreren Vorstandsmitgliedern 

beteiligt und haben uns u. a. dafür eingesetzt, 

dass Wissenschaft in einem eigenständigen 

Schwerpunkt aufgenommen und nicht nur unter 

Wirtschaft subsummiert wird.

Den Sonderforschungsbereich (SFB) 1342, das  

SOCIUM Bremen und die BIGSSS besuchten wir 

am 23. Oktober 2018. Während im SFB u. a. Ent-

wicklungsdynamik und Muster von Sozialpolitik 

(global und historisch) untersucht werden, be-

treut die BIGSSS (Graduiertenschule) Doktoran-

den und Postdocs. Das SOCIUM forscht zu Fragen 

von Ungleichheit und Sozialpolitik. SFB, BIGSSS 

und SOCIUM arbeiten in enger Kooperation mit 

der Jacobs University.

Beim Besuch der Werft Lürssen in Lemwerder ha-

ben wir am 27. November 2018 mit 

Vertreter*innen des Betriebsrats und der Perso-

nalführung über Ausbildung in der Schifffahrt, 

insbesondere bei Lürssen, und über Anforderun-

gen an moderne Ausbildungssysteme diskutiert. 

Von besonderem Interesse war für uns der Stel-

lenwert des dualen Studiums. Mit großem Inter-

esse und von uns eingeladen, haben Delegierte 

des indonesischen Vereins „Diaspora e. V.“ an 

diesem Gespräch teilgenommen.

Aus den von uns im Februar und März 2019 dis-

kutierten Themen Wissenschaftsplan 2025, Prüf-

auftrag Medizinstudium, Konzept Pflegeausbil-

dung, Akademisierung weiterer Berufe aus dem 

Gesundheitswesen, Transfer-Strategie, Digitali-

sierung und KI-Förderung, wählten wir „Wissens-

transfer“ für eine öffentliche Veranstaltung aus. 

Am 20. Mai 2019 fand im Focke-Museum unsere 

gut besuchte Veranstaltung „Innovationsmotor 

Wissenschaft“ statt. In Folge der Veranstaltung 

beteiligten sich mehrere Wissenschaftler erst-

mals an weiteren Treffen des Wissenschaftsfo-

rums.

Wissenschaftsforum der Sozial- 
demokratie im Land Bremen und 
der Nordwest-Region
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Der am 16. September 2019 zunächst geplante 

Termin mit der neu gewählten Senatorin für Wis-

senschaft, Dr. Claudia Schilling, der aufgrund der 

kurzfristigen Verhinderung der Senatorin so 

nicht stattfinden konnte, wurde von den zahl-

reich anwesenden Forumsmitgliedern genutzt, 

um einen Fragenkatalog für das nächste Treffen 

am 18. November 2019 vorzubereiten. Hier ha-

ben wir ausführlich den Antrag der Jusos zur 

„Abschaffung der Lehrstühle“ besprochen, der 

vom letzten Landesparteitag an das Wissen-

schaftsforum überwiesen worden war. Wir lie-

ßen uns das „Departement-Modell“ von unse-

rem Forumsmitglied, die auch Mitarbeiterin des 

Instituts für Politikwissenschaft Bremen ist, er-

läutern. Letztendlich haben wir uns gegen das 

Umverteilungsmodell ausgesprochen.

Auch im Jahr 2020 haben wir uns mit dem The-

ma „Transfer und Hochschulen“ beschäftigt. Am 

28. Januar 2020 stellte uns die Geschäftsführung 

von InnoWi GmbH ihr Unternehmenskonzept 

vor. 2001 von der Universität und den Hochschu-

len im Land Bremen mit der Aufgabe der schutz-

rechtlichen Sicherung und Vermarktung von wis-

senschaftlichen Ergebnissen gegründet, arbeitet 

InnoWi heute für mehr als 12 Hochschulen und 

Forschungsinstitute in der Metropolregion Nord-

west. Unseres Erachtens erbringt InnoWi eine 

wichtige Dienstleistung für den Wissenschafts-

standort Bremen, denn patentierte Erfindungen 

sind ein relevanter Faktor für den erfolgreichen 

Transfer von Innovationen in den Markt.

Dr. Dagmar Burgdorf

Vorsitzende Wissenschaftsforum der Sozialdemo-

kratie in Bremen und der Region Nordwest

Forum Sport 

Auf der Jahreshauptversammlung im März 2018 

hat sich das Forum Sport personell neu aufgestellt. 

Als Landesvorsitzender des Forums Sport der SPD-

Landesorganisation Bremen wurde Reiner Holsten 

einstimmig wiedergewählt. Zum stellvertretenden 

Vorsitzenden wurde Malte Schiemann gewählt so-

wie Christopher Knoth als Beauftragter für die An-

gelegenheiten Bremerhavens und Alexander Jung 

als Beauftragter für den Behindertensport. Die Bei-

sitzer Werner Müller, Ekkehard Grimm, Dietmar 

Stadler, Uwe Jahn, Gundram Keßenich und Detlev 

Hansing komplettieren den Vorstand für das Fo-

rum Sport auf Landesebene. Als Delegierter für den 

Landesparteitag wurde Malte Schiemann und als 

Ersatzdelegierte wurden Gundram Keßenich und 

Detlev Hansing einstimmig gewählt. Neben der 

personellen Neuaufstellung stand in der ersten 

Phase des Berichtszeitraumes die organisatori-

sche und thematische Festlegung der zukünftigen 

Vorstandsarbeit im Vordergrund, der Geschäfts-

verteilungsplan, die Aufgabenverteilung und die 

zukünftige Veranstaltungsplanung.

Inhaltliche Schwerpunktthemen 2018/2019 waren: 

■ Berichte aus den Sitzungen der städtischen/

staatlichen Deputation für Sport
■ Bestandsaufnahme der Sanierungsbedarfe von 

Schulsporthallen und Bremer Sportanlagen
■ Förderung der Kooperation Sportvereine/Schule
■ Entwicklung des Rennbahnquartiers
■ Sportentwicklungsplan sowie die Leitziele zur 

Sportentwicklung in Bremen bis zum Jahr 2030

Wichtige Themen bleiben die Sicherung des Ver-

einssports und des Schulsportunterrichts in Bre-

men, die Bedeutung des Sports als einziges Bewe-

gungsfach in der Schule, das als Unterrichtsfach 

von Jahrgang eins bis zum Schulabschluss ver-

bindlich unterrichtet wird. Das Forum Sport tritt 
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für einen drei-Stunden-Sportunterricht ein, der 

von Sportfachlehrkräften fachlich angeleitet 

wird. Uns sind die Potenziale des Schul- und Ver-

einssports wichtig, um die körperliche und moto-

rische Entwicklung zu fördern. Schul- und Vereins-

sport bieten soziale, emotionale und kognitive 

Lern- und Erfahrungsgelegenheiten, die vor allem 

der physischen Gesundheit nutzen! 

Bremen ist zurzeit das einzige Bundesland, in dem 

keine Sportlehrkräfte ausgebildet werden. Das Fo-

rum Sport war immer der Überzeugung, dass es 

notwendig ist, die Ausbildung von Sportlehrkräf-

ten an der Universität Bremen wiedereinzuführen. 

Die Wiedereinführung eines Studienganges zur 

Ausbildung von Sportlehrkräften muss zügig um-

gesetzt werden! Deshalb muss, angesichts der be-

kannten und immer wieder beschworenen Poten-

ziale für die Persönlichkeitsentwicklung von jungen 

Menschen, eine vollständige und qualitativ hoch-

wertige Unterrichtsversorgung mit ausgebildetem 

Fachpersonal im Land Bremen höchste Priorität 

haben! Einen entsprechenden Antrag hat das Fo-

rum Sport seinerzeit in den SPD-Landesparteitag 

eingebracht.

Weitere Schwerpunktthemen im Jahr 2018 wa-

ren die Überarbeitung des Sportteils des SPD-

Zukunftsprogramms 2019–2023, dem SPD-Re-

gierungsprogramm zur Bürgerschaftswahl 2019, 

das Haus der Athleten, die Entwicklung der 

sportbetonten Schule an der Ronzelenstraße, die 

Fortentwicklung des Konzepts Sport und Bil-

dung, die Wiedereinführung des Studiengangs 

Sport an der Universität Bremen sowie die Vor-

bereitung einer Veranstaltung „Behinderten-

sport/Inklusion“. 

Als Kandidaten zur Wahl der Bremischen Bürger-

schaft 2019 für das Forum Sport wurden Reiner 

Holsten und Malte Schiemann gewählt und den 

Unterbezirken vorgeschlagen.

Im Jahr 2019 waren unsere Hauptthemen u. a.: „E-

Sport-Anerkennung als Sportart? – Pro und Contra“ 

– dazu erfolgte eine kritische Auseinandersetzung 

mit Experten von der Universität Bremen, so zur 

Anerkennung der Gemeinnützigkeit des e-Sports. 

Ferner beschäftigten wir uns mit der Länderaus-

wertung des Sportentwicklungsberichts 2017/2018 

des den Deutschen Olympischen Sportbunds 

(DOSB) für Bremen; mit den Wahlprüfsteinen des 

Landessportbundes Bremen und seinen Forderun-

gen an Parteien und Fraktionen bei der Bürger-

schaftswahl 2019; mit einem Bestandsbericht von 

Immobilien Bremen für Bremens Sport- und Turn-

hallen; mit dem Bäderkonzept; mit Schwimmun-

terricht in der Schule sowie mit einer Ideensamm-

lung zur Nutzung der Galopprennbahn nach dem 

Volksentscheid. Hier geht es uns um den Erhalt von 

Sportflächen, um bei der städtebaulichen Entwick-

lung des Quartiers Flächen für den Vereins- und 

Freizeitsport vorzuhalten und zu entwickeln.

Ein Ziel des Forums Sport war und ist es, auch 

Nichtmitglieder miteinzubinden und so ein neues 

Netzwerk zu schaffen, etwa auch durch die Ver-

netzung mit dem Landessportbund, mit Vertre-

tern aus den Ressorts Bildung bzw. Soziales (Sport) 

sowie weiteren Verbänden. Das Forum Sport for-

dert eine Übernahme der Leitziele der Sportent-

wicklung in die Finanzplanung ab 2020/21 und die 

ressortübergreifende Finanzierung von Teilaufga-

ben der Zielformulierungen. Die Sitzungen fanden 

regelmäßig als Vorstandssitzungen/Mitgliederver-

sammlungen monatlich außerhalb der Schulferien 

im Land Bremen statt.

Reiner Holsten

Landesvorsitzender Forum Sport in der SPD
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„Wer arbeitet, 
muss davon leben 
können.“

In den letzten vier Jahren wurden 
mehr als 20.000 zusätzliche 
Arbeitsplätze geschaffen. Und die 
Arbeitslosigkeit geht zurück. Als 
erstes Bundesland haben wir 
2012 einen eigenen Landesmin-
destlohn eingeführt. Jetzt sind 
wir wieder vorangegangen und 
haben den Bremer Mindestlohn 
von 9,19 Euro auf 11,13 Euro 
erhöht. Wir setzen uns für einen 
sozialen Arbeitsmarkt ein, der 
Chancen für alle bietet. 

Bremen ist ein schönes, lebens- 
und liebenswertes Land. Die 
Bremerinnen und Bremer halten 
schon immer gegen alle inneren 
und äußeren Widerstände und 
über alle Unterschiede hinweg 
zusammen. Ich will, dass das so 
bleibt. Deshalb setzen wir kon-
sequent auf Maßnahmen, die 
diesen sozialen Zusammenhalt 
stärken.

„Ich will, dass Kinder
nur noch 1 Euro 
fürs Schwimmbad 
zahlen.“

„Wir machen die Kita 
für alle 3–6-jährigen 
Kinder kostenfrei.“

In der Kindertagesbetreuung 
haben wir mit dem größten Aus-
bauprogramm in der Geschichte 
allein seit 2016 über 3.000 neue 
Kitaplätze geschaffen. 
800 weitere kommen im laufenden 
Kitajahr noch dazu. Außerdem 
werden wir die Kitabeiträge ab 
Sommer 2019 für alle Kinder von 
3–6 Jahren komplett abschaffen.

„Freie Fahrt mit 
Bus und Bahn für 
alle unter 18.“

Gerade in wachsenden Städten, 
muss Mobilität zukunftsfähig und 
bezahlbar sein. Wir machen den 
ÖPNV attraktiver. Und für Kinder 
und Jugendliche sogar kostenfrei. 
Außerdem senken wir das Stadt-
ticket auf 25 Euro im Monat. 

Wir wollen bezahlbaren Wohn-
raum für alle. Die Gewoba ist eine 
Erfolgsgeschichte. Ich habe mich 
immer gegen eine Privatisierung 
gestemmt.  

„Wir müssen Miet-
wucher und Speku-
lation bekämpfen.“

Anstatt zu verkaufen, haben wir 
Bremens zweitgrößte Wohnungs-
baugesellschaft Brebau mit 6.000 
Wohnungen gekauft. Denn ich bin 
überzeugt: Jeden Euro, den wir für 
bezahlbare Mieten in die Hand 
nehmen, ist gut angelegtes Geld. 
Durch unsere Wohnungsbauge-
sellschaften halten wir die Mieten 
stabil. Für den sozialen Zusam-
menhalt in unserem Land insge-
samt. Und natürlich ganz konkret 

für zigtausende Mieterinnen und 
Mieter, die wir dadurch langfristig 
vor Mietspekulanten und Heu-
schrecken-Investoren schützen. 

„Die Bremerinnen 
und Bremer können 
sich darauf verlassen: 
mit mir wird es keine 
Privatisierung 
geben!“

Liebe Bremerinnen und Bremer, 

in harten Verhandlungen mit Bund 
und Ländern, habe ich für die 
Unabhängigkeit Bremens ge-
kämpft – mit Erfolg. Dieser Erfolg 
ermöglicht uns jetzt, massiv in 
unsere Schulen, Kitas, Straßen und 
den Wohnungsbau zu investieren.

Jeder Euro, der in unsere Stadt 
fließt, soll einem Ziel dienen: Die 
Lebensqualität und den Zusam-
menhalt Bremens zu stärken! 
Denn wir im Land Bremen halten 
zusammen. Seit über 70 Jahren 
und auch in Zukunft – mit Ihrer 
Stimme für die SPD.

Herzlichst grüßt 

Carsten Sieling, Bürgermeister

„CDU und FDP wol-
len den Abbau des 
sozialen Bremens. 
Diese Wahl ist eine 
Richtungswahl. 
Daher am 26. Mai 
SPD wählen.“

Bremen geht nur sozial.
von Bürgermeister Carsten Sieling
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KOMMT ZUSAMMEN.
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Donnerstag, 23. Mai, 15:00 Uhr

Platz an der Ellipse 

Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße 

Bremen-Vegesack

Mit

Stephan Weil, Ministerpräsident Niedersachsen, 

Malu Dreyer, Ministerpräsidentin Rheinland-Pfalz

Bürgermeister Carsten Sieling

Live Musik: Emanuel Jahreis

LASST UNS MITEINANDER 

REDEN!
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 �  Wir machen die Kitas für alle Kinder von 3 – 6 beitragsfrei.

 � Wir sorgen dafür, dass Kinder und Jugendliche  

für 1 Euro ins Schwimmbad gehen und umsonst  

Bus & Bahn fahren können.

 �  Wir stellen deutlich mehr Lehrerinnen und Lehrer  

und Erzieherinnen und Erzieher für unsere Kinder ein.

 �  Wir fördern bezahlbaren Wohnraum und be- 

kämpfen Mietwucher und Spekulation.

SO ENTLASTEN WIR 

KINDER UND FAMILIEN:
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